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Abstract 

 

In 2009 the Treaty of Lisbon established the European Citizens‘ Initiative (ECI). According to its 

article 11 citizens of the European Union (EU) are entitled to submit a legislative proposal to the 

European Commission after having collected at least one million signatures from a minimum of 

seven EU Member States. The concrete rules and procedures are set out in a regulation which was 

adopted by the European Parliament and the Council in February of 2011. 

The introduction of the ECI results from a policy making process that dates back to the 1990ies 

when direct democratic procedures on the European level had already been proposed by both 

institutional and civil society actors as one solution for the problem of a growing democratic deficit 

of the EU. Consequently, this paper examines the policy making process along the different stages 

of the policy cycle which eventually lead to the introduction of the ECI. The analysis aims at identi-

fying civil society and institutional actors, which have mainly influenced the development of the ECI, 

and their specific roles during that process. Moreover, the particular participative characteristics of 

the different stages in the process which have had a distinct impact on influencing strategies and 

possibilities will be determined. 

In order to link the analysis to scientific debates the theories of direct, associative and deliberative 

democracy are consulted: The theory of direct democracy results in the hypothesis that the ECI 

was supported by civil society actors and disapproved of by the European institutions as they 

feared a loss of power by introducing direct democratic procedures. The theories of associative and 

deliberative democracy, however, serve as the groundwork for the hypothesis that the more partic-

ipative characteristics a policy making stage featured, the higher the potential influence of civil so-

ciety actors was. The verification of these hypotheses is carried out in a document analysis of re-

ports by involved actors and in the examination of official EU documents. It is supplemented by 

interviews with civil society and institutional actors who were part of the process and thus serve as 

experts. 

Through a chronological analysis of the policy making process the following conclusions can be 

drawn: The introduction of the ECI into EU law was mainly initiated by the two civil society organi-

sations Mehr Demokratie/Democracy International and the Initiative and Referendum Institute Eu-

rope. They managed to convince both members of national parliaments and members of the EP of 

their ideas in the European Convention of 2002/03. Due to the setting of equal roles of all members 

regarding agenda setting and decision making the Convention allowed for the ECI to be adopted.  

However, the Treaty establishing a European Constitution failed in 2005. Despite less participative 

elements of the legislative procedure that led to the ECI adoption in the Treaty of Lisbon and to the 

development of the ECI regulation civil society organisations could only maintain their influence by 

informally cooperating with the European Parliament within the framework of a policy network. Con-

trarily to the hypothesis not only civil society actors but also MEPs and members of national par-

liaments played a vital role in the introduction of the ECI.             
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1. Einleitung 

Mit der Einführung der Europäischen Bürger-
initiative (EBI) durch den Vertrag von Lissa-
bon haben die Bürger

1
 der Europäischen 

Union (EU) die Möglichkeit bekommen, eige-
ne Themen auf die europäische Agenda zu 
setzen. In Artikel 11 Absatz 4 des Vertrags 
heißt es:  

„Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, 
deren Anzahl mindestens eine Million 
betragen und bei denen es sich um 
Staatsangehörige einer erheblichen 
Anzahl von Mitgliedstaaten handeln 
muss, können die Initiative ergreifen 
und die Europäische Kommission auf-
fordern, im Rahmen ihrer Befugnisse 
geeignete Vorschläge zu Themen zu 
unterbreiten, zu denen es nach Ansicht 
jener Bürgerinnen und Bürger eines 
Rechtsakts der Union bedarf, um die 
Verträge umzusetzen.“ (ABl. EU 2010: 
21) 

Die konkreten Bedingungen und Verfahren 
dieses neuen direktdemokratischen Instru-
ments, das erstmals im Vertragsentwurf über 
eine Verfassung für Europa im Jahr 2004 
Erwähnung fand, sind in einer Verordnung 
festgelegt, die nach Inkrafttreten des Ver-
trags im Februar 2011 vom Europäischen 
Parlament (EP) und vom Rat der EU (Rat) 
verabschiedet wurde (vgl. ABl. EU 2011). 

Der Kontext für die Einführung der EBI ist 
das Demokratie- und Legitimationsdefizit, mit 
dem sich die EU spätestens seit den 1990er 
Jahren konfrontiert sieht. Seit den Anfängen 
der europäischen Integration hat die zu-
nächst rein wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zunehmend auch eine politische Dimension 
erhalten. Die Kompetenzübertragung von der 
nationalen auf die supranationale Ebene ließ 
die Bedeutung und die Reichweite europäi-
scher Entscheidungen steigen. Ein wachsen-
des, gesellschaftliches Interesse an der EU 
war indes nicht erkennbar. Vielmehr zeichnet 
sich bis heute eine schwindende Identifizie-
rung der Bürger mit der EU und ihrem politi-
schen System ab (vgl. EU-KOM 2011: 45). 
Das Vertrauen in die Institutionen sinkt. Trotz 
der kontinuierlichen Ausweitung der Mitent-
scheidungsrechte des EP und der damit ver-
bundenen Stärkung des direkten Vertre-

                                                                 

1
 Im Folgenden werden nur die männlichen Formen 

verwendet. Dies dient ausschließlich der besseren 
Lesbarkeit und schließt immer die männliche und die 
weibliche Form ein. 

tungsorgans der Bürger setzt sich dieser 
Trend fort.  

Als Lösungsoption für das Problem des De-
mokratiedefizits der EU rückten zivilgesell-
schaftliche wie institutionelle Akteure verbes-
serte Einbindungs- und Partizipationsmög-
lichkeiten der Bürger in europäische Ent-
scheidungsprozesse in den Mittelpunkt. Ne-
ben einem Aufleben des Konzepts der Zivil-
gesellschaft wurde dabei verschiedenen 
Ideen zur Einführung direktdemokratischer 
Instrumente verstärkt Aufmerksamkeit ge-
widmet. Diese Ideen konnten im Zuge des 
Konvents zur Zukunft der EU in den Jahren 
2002/2003 erstmals auf die Agenda gesetzt 
und in Form der EBI erfolgreich im Entwurf 
für eine Europäische Verfassung und im spä-
teren Vertrag von Lissabon verankert wer-
den.  

1.1 Fragestellungen und Hypothesen 

Vor diesem Hintergrund soll im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit untersucht werden, wel-
che Ideen direkter Demokratie zu Beginn in 
die Diskussionen eingebracht wurden und 
welche Akteure die Einführung der EBI sowie 
deren spätere Ausgestaltung in Form der 
Verordnung beeinflusst haben. Dazu müssen 
die zentralen zivilgesellschaftlichen und insti-
tutionellen Akteure identifiziert werden, um 
deren Rolle in den einzelnen Phasen des 
Entstehungsprozesses bewerten zu können. 
Entsprechend lautet die erste Forschungs-
frage:  

Welche Rolle spielten institutionelle 
und zivilgesellschaftliche Akteure bei 
der Einführung und Ausgestaltung der 
EBI? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird von 
folgender Hypothese ausgegangen:  

Die Aufnahme der EBI in europäische 
Verträge ist auf die Initiative zivilgesell-
schaftlicher Akteure zurückzuführen 
und lag nicht im Interesse der Kom-
mission, des Rates und des EP, weil 
diese in der Einführung direktdemokra-
tischer Instrumente eine Schwächung 
ihrer jeweiligen Position im Machtgefü-
ge der EU sahen. 

Diese aus der Theorie der direkten De-
mokratie hergeleitete Hypothese, aus der 
sich die verschiedenen Motive für das 



MES-Perspektiven 01/2013 

2 

 

Verhalten institutioneller und zivilgesell-
schaftlicher Akteure im Entstehungspro-
zess der EBI ergeben, ermöglicht eine 
Auseinandersetzung mit der Frage, inwie-
fern es sich bei der EBI um ein von den 
politischen Institutionen gewolltes Instru-
ment handelt. Oder ist die Einführung 
direkter Demokratie auf die Initiative zivil-
gesellschaftlicher Akteure zurückzufüh-
ren? 

Darüber hinaus soll aus demokratietheoreti-
scher Perspektive analysiert werden, welche 
partizipativen Merkmale die einzelnen Pha-
sen des Entstehungsprozesses der EBI auf-
wiesen und wie sich diese auf das jeweils 
unterschiedliche Handeln zivilgesellschaftli-
cher und institutioneller Akteure bei der Ein-
führung des Instruments ausgewirkt haben. 
Es wird angenommen, dass partizipative 
Demokratie zur Verringerung des Demokra-
tiedefizits beitragen kann. Die zweite For-
schungsfrage lautet demzufolge:  

Inwiefern haben Elemente partizipati-
ver Demokratie die Gestaltungsmög-
lichkeiten dieser Akteure in den ver-
schiedenen Entstehungsphasen der 
EBI beeinflusst? 

Zur Beantwortung dieser Frage wird von 
nachstehender Hypothese ausgegangen:  

Je stärker eine Phase des Entste-
hungsprozesses durch Elemente as-
soziativer und deliberativer Demokratie 
charakterisiert war, desto größere Ein-
flussmöglichkeiten hatten zivilgesell-
schaftliche Akteure auf die Einführung 
und Ausgestaltung der EBI.  

Die Arbeit zielt also darauf ab, den Entste-
hungsprozess der EBI von den ursprüngli-
chen Ideen direktdemokratischer Instrumente 
bis zur Ausgestaltung des Instruments in 
Form der Umsetzungsverordnung zu rekon-
struieren. Im Zentrum der Betrachtung ste-
hen dabei der Einfluss zivilgesellschaftlicher 
und institutioneller Akteure auf die Entschei-
dungsprozesse, die zur Einführung der EBI 
geführt haben, sowie die Frage, welche spe-
zifischen Charakteristika der einzelnen Pha-
sen des Entstehungsprozesses die jeweilige 
Einflussnahme erschwert oder begünstigt 
haben.  

Die Fokussierung auf den Entstehungspro-
zess der EBI ist dabei auf die fehlende empi-

rische Grundlage für eine Bewertung der 
Auswirkungen des Instruments auf die de-
mokratische Qualität der EU zurückzuführen. 
Über die zukünftige Nutzung des neuen 
Rechts durch die Bürger kann bislang nur 
spekuliert werden, da erst seit April 2012 
Bürgerinitiativen registriert werden können. 
Um die Thematik dem Umfang dieser Arbeit 
anzupassen, wurde zudem auch auf die Be-
trachtung der Implementierungsphase der 
EBI verzichtet. Aufgrund der Tatsache, dass 
der Prozess der Implementierung in den 27 
Mitgliedstaaten durch andere Akteure ge-
prägt war und divergierende nationale Ge-
setzgebungsprozesse berücksichtigt werden 
müssten, bedarf diese einer gesonderten, 
detaillierten Analyse. Der Zeitraum der im 
Rahmen dieser Arbeit durchgeführten Unter-
suchung erstreckt sich demnach von der 
Entwicklung erster Ideen für die Einführung 
direkter Demokratie in der EU in den 1990er 
Jahren bis hin zur Unterzeichnung der Ver-
ordnung über das Instrument durch den Rat 
und das EP im Februar 2011.   

1.2 Aufbau der Arbeit 

Zunächst folgt ein Überblick über den aktuel-
len Forschungsstand zur EBI und zur partizi-
pativen Demokratie. In Bezug auf die EBI 
umfasst die Darstellung sowohl aktuelle Pub-
likationen zu deren Bedeutung und Potential 
für die Demokratie in der EU als auch ältere 
Erscheinungen, die im Rahmen der Debatte 
um eine europäische Verfassung publiziert 
wurden. Anschließend wird in Kapitel 2 das 
methodische Vorgehen für die spätere Ana-
lyse erläutert. Dazu wird einerseits der Policy 
Cycle als Phasenmodell für die Analyse poli-
tischer Prozesse eingeführt. Andererseits 
wird auf die Dokumentenanalyse und die 
Methodik des Interviews eingegangen, um 
deutlich zu machen, auf welchen empirischen 
Quellen die Untersuchung des Gegenstands 
dieser Arbeit basiert. 

Um die Fragestellung in einen größeren, 
theoretischen Kontext einzubetten, ist Kapitel 
3 der Auseinandersetzung mit Demokratie in 
der EU gewidmet. Vor dem Hintergrund der 
Debatte über demokratische Legitimation 
bzw. über das Demokratiedefizit in der EU 
(Kapitel 3.1), das eine institutionelle und eine 
strukturelle Dimension aufweist, werden ver-
schiedene Ansätze der Demokratisierung 
beleuchtet. Insbesondere das Konzept der 
Zivilgesellschaft hat in diesem Kontext einen 
enormen Bedeutungszuwachs erlebt. Neben 
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den Ursachen für diese Entwicklung wird in 
Kapitel 3.2.1 auf unterschiedliche wissen-
schaftliche und politische Konzeptionen von 
Zivilgesellschaft eingegangen, um auf begriff-
liche Schwierigkeiten und Differenzen auf-
merksam zu machen. Zudem erscheint es 
notwendig, das der Arbeit zugrunde liegende 
Verständnis von Zivilgesellschaft zu klären. 
Daneben werden die direkte (3.2.2) und die 
partizipative (3.2.3) Demokratie als theoreti-
sche Ansätze zur Demokratisierung der EU 
angeführt. Aus der direkten Demokratie, die 
als Korrektiv für die Schwächen repräsenta-
tiv-demokratischer Systeme verstanden wer-
den kann, wird die Hypothese über die Rolle 
zivilgesellschaftlicher und institutioneller Ak-
teure im Entstehungsprozess der EBI abge-
leitet. Die partizipative Demokratie hingegen 
dient dazu, den Entstehungsprozess auf 
seinen demokratietheoretischen Gehalt hin 
zu untersuchen und aufzuzeigen, inwiefern 
partizipative Elemente zur Einführung der 
EBI beigetragen haben.  

Auf dieser theoretischen Grundlage baut die 
Analyse in Kapitel 4 und 5 auf. In Kapitel 4 
wird der Entstehungsprozess der EBI chrono-
logisch entlang der einzelnen Phasen des 
Policy Cylces rekonstruiert. Dabei stellt der 
Konvent (4.2) eine Ausnahme vom typischen 
Gesetzgebungsprozess in der EU dar. 
Gleichzeitig wird auf die Umsetzung der EBI 
in Form der Verordnung Bezug genommen 
(4.4), indem die Positionen der zentralen 
institutionellen und zivilgesellschaftlichen 
Akteure gegenübergestellt werden. In Kapitel 
5 wird schließlich reflektiert, wie sich die Rol-
len der einzelnen Akteure vor dem Hinter-
grund der theoretischen Annahmen bewerten 
lassen und inwiefern partizipative Charakte-
ristika der einzelnen Phasen des Entste-
hungsprozesses für die Einführung der EBI 
ausschlaggebend waren. Davon ausgehend 
erfolgt die Überprüfung der aus den Theorien 
abgeleiteten Hypothesen, bevor ein ab-
schließendes Fazit gezogen wird.   

1.3 Forschungsstand 

Im Folgenden wird ein Überblick über den 
Stand der Forschung zu den wesentlichen 
Aspekten der Ausgangsfragestellung gege-
ben. Die Betrachtung der EBI fällt dabei am 
umfangreichsten aus, da sich gerade aus 
den aufzuzeigenden Forschungslücken zur 
EBI die Relevanz dieser Arbeit ableitet. Den-
noch wird auch auf die partizipative Demo-
kratie sowie auf die europäische Zivilgesell-

schaft eingegangen. Dass der Überblick über 
die Literatur zu diesen beiden letztgenannten 
Themenbereichen kürzer ausfällt, ist dem 
Umstand geschuldet, dass im theoretischen 
Teil der Arbeit noch detailliert auf beide ein-
gegangen wird. 

Europäische Bürgerinitiative 

Das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, 
der zunächst nur die Einführung des Instru-
ments der EBI und nicht dessen konkrete 
Ausgestaltung beinhaltete, provozierte eine 
Reihe von Publikationen, in denen auf das 
demokratisierende Potential dieses neuen, 
direktdemokratischen Elements hingewiesen 
wurde. Maurer und Vogel (2009) beispiels-
weise setzen sich in ihrer Studie ausführlich 
mit Chancen und Grenzen des Instruments 
auseinander und geben gleichzeitig Umset-
zungsempfehlungen an die einzelnen Institu-
tionen und für die Ausgestaltung der Verord-
nung über die EBI. Zudem äußern sie sich 
skeptisch im Hinblick auf die Umwandlung 
von Initiativen in konkrete Gesetze. Bereits 
auf nationaler Ebene würden durchschnittlich 
nur 20% aller Bürgerinitiativen in Gesetze 
münden (vgl. Maurer/Vogel 2009: 17f.). Auch 
Isak (2011: 196) schließt sich diesem Argu-
ment an und sieht zwei Optionen: Entweder 
erreicht die EU eine höhere Quote als die 
Nationalstaaten, weil auf der EU-Ebene we-
niger Konkurrenz zwischen Opposition und 
Regierung herrscht, oder die Quote wird auf-
grund der großen Anzahl an Akteuren, die im 
Gesetzgebungsprozess als Vetospieler

2
 auf-

treten können, niedriger ausfallen (vgl. ebd.). 

Konkrete Empfehlungen für die Umsetzungs-
verordnung geben auch Obwexer/Villotti 
(2010). Ihnen zufolge hängt der Erfolg der 
EBI maßgeblich davon ab, wie sich die 
Kommission gegenüber dem Instrument ver-
hält, da sie über die Zulässigkeit einer Initiati-
ve und deren rechtliche Umsetzung ent-
scheiden kann (vgl. ebd.: 121). Auf die Ab-
hängigkeit vom „Gutdünken der jeweiligen 
Amtsinhaber“ verweist auch Robertson 
(2010: 144) in ihrer Analyse der Elemente 
direkter Demokratie im Vertrag von Lissabon. 
Da die EBI kein rechtlich bindendes Instru-
ment für die politischen Organe der EU dar-
stelle, sei das Erreichen des Ziels, die Bürger 
näher an die EU heranzuführen, an den Um-
gang der Organe mit dem jeweiligen Anlie-
gen geknüpft (vgl. ebd.). Cuesta (2010: 136f.) 
                                                                 

2
 Die sogenannte Vetospielertheorie geht zurück auf 

George Tsebelis (1995). 
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äußert sich skeptisch gegenüber einem ver-
antwortungsvollen Umgang der politischen 
Institutionen mit dem Instrument, da das Initi-
ativmonopol der Kommission erhalten bleibe 
und sich die Kommission gleichzeitig vorbe-
halte, Initiativen abzuweisen. 

Als ein weiterer Aspekt, von dem der Erfolg 
des Instruments abhinge, wird eine bürger-
freundliche Umsetzung angeführt (vgl. Hier-
lemann/Wohlfahrt 2010, Cărăuşan 2011, 
Schnellbach 2011). Ziel sollte es sein, die als 
Ergänzung zur repräsentativen Demokratie 
eingeführte EBI tatsächlich für die Bürger und 
nicht nur für die organisierte Zivilgesellschaft 
nutzbar zu machen. Die Verantwortung dafür 
liege primär beim EP, das die Kommission zu 
einem adäquaten Umgang mit eingereichten 
Initiativen anhalten solle, um dem Eindruck 
vorzubeugen, dass die EBI nicht ernstge-
nommen werde (vgl. Schnellbach 2011: 3). 
Potential sehen die Autoren zudem für die 
Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit 
und für die Herausbildung transnationaler 
Parteien, da das Instrument vor allem die 
Chance biete, eine europäische Debatte über 
allgemeine und transnationale Themen anzu-
regen und somit dazu beitragen könne, eine 
europaweite öffentliche Meinungsbildung zu 
unterstützen (vgl. Aloisio et al. 2011: 147, 
Cuesta 2010: 136). Den transnationalen Cha-
rakter des Instruments betonen auch Leinen 
und Kreutz (2008) sowie Conrad (2011: 19). 
So könne die Zusammenarbeit zwischen 
lokalen und nationalen zivilgesellschaftlichen 
Akteuren künftig verstärkt transnationalisiert 
werden (vgl. Leinen/Kreutz 2008: 250).   

In Bezug auf das Demokratisierungspotential 
der EBI führen mehrere Autoren die Tyrannei 
der Minderheit als problematischen Aspekt 
an. Der Gefahr, dass Initiativen von einzel-
nen zivilgesellschaftlichen Organisationen 
unterstützt werden, die nicht die breite Masse 
der Bevölkerung repräsentieren, könne nur 
durch die Konsultation weiterer zivilgesell-
schaftlicher Akteure vorgebeugt werden (vgl. 
Emmanouilidis/Stratulat 2010: 4). Darüber 
hinaus sei der Gesamtaufwand einer Initiati-
ve zu hoch, um von Einzelpersonen oder 
einer sich spontan zusammenschließenden 
Gruppe gestemmt werden zu können. Der 
Aufwand für das Leisten einer Unterschrift sei 
gleichzeitig zu gering, um tatsächlich trans-
nationale Debatten anzustoßen (vgl. Hüller 
2006: 19). Mit der Frage nach der Bedeutung 
des Instruments für die Demokratie in der EU 
setzen sich auch Kaufmann und Pichler in 
einer Reihe von Aufsätzen auseinander und 

geben zudem konkrete Empfehlungen für die 
Umsetzung der EBI (vgl. Pichler 2008/2009, 
Kaufmann/Pichler 2010, Kaufmann 2010b).    

Partizipative Demokratie und europäische 
Zivilgesellschaft 

Wissenschaftliche Veröffentlichungen zur 
partizipativen bzw. beteiligungszentrierten 
Demokratie sowie zur Einbindung zivilgesell-
schaftlicher Akteure in europäische, politi-
sche Entscheidungsprozesse existieren zahl-
reich. Spätestens mit dem Weißbuch „Euro-
päisches Regieren“ (vgl. KOM-EG 2001) hat 
die Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure 
auf europäischer Ebene Eingang in die For-
schung gefunden und eine Reihe von Publi-
kationen ausgelöst. Einen grundlegenden 
Überblick, vor allem über die Ansätze der 
deliberativen und der assoziativen Demokra-
tie, gibt Huget (2007). Auch Ottmann (2007) 
stellt den Ansatz der deliberativen Demokra-
tie, der maßgeblich mit von Habermas (1993) 
geprägt wurde, in Abgrenzung zur liberalen 
und republikanischen Demokratietheorie dar. 
Ein weiteres Beispiel liefert Walk (2008), die 
eine empirische Analyse beteiligungszentrier-
ter Demokratie am Beispiel der europäischen 
Klimapolitik unternimmt. In Bezug auf die 
assoziative Demokratie kommt Eising (2001) 
zu dem Schluss, dass die Einbindung zivilge-
sellschaftlicher Verbände zur Entwicklung der 
assoziativen Demokratie in der EU beitragen 
kann.  

Beiträge zur Zivilgesellschaft, gerade auch in 
Bezug auf die europäische Zivilgesellschaft, 
leisteten beispielsweise Adloff (2005), Frantz 
(2009), Klein et al. (2004) sowie Knodt/Finke 
(2005). Eine Verbindung zwischen der Zivil-
gesellschaft und Ansätzen partizipativer De-
mokratie mit Blick auf die EU wird vor allem 
in den Publikationen von Freise (2008a), 
Hüller (2010) sowie Kohler-Koch/Quittkat 
(2011) hergestellt. Die Autoren analysieren 
anhand von empirischen Fällen, z.B. aus 
dem Bereich der Online-Konsultationen der 
Kommission, den demokratischen Zugewinn 
der Einbindung der Zivilgesellschaft. Weitere 
empirische Analysen der Einbindung von 
Zivilgesellschaft finden sich bei Liebert/Trenz 
(2010) und Steffek/Kissling/Nanz (2008).  

Ebenso haben sich die politischen Organe 
der EU mit der Rolle zivilgesellschaftlicher 
Akteure beschäftigt und eine Reihe von In-
strumenten geschaffen, die deren Einbindung 
ermöglichen und die demokratische Legitimi-
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tät verbessern sollen. Die wesentlichen In-
strumente sind die Konsultationspolitik (vgl. 
KOM-EG 2002), der zivile Dialog (vgl. EP 
2008c) sowie die im Rahmen dieser Arbeit 
untersuchte Europäische Bürgerinitiative (vgl. 
ABl. EU 2011).  

Dieser Überblick zeigt, dass die wissen-
schaftliche Literatur zur EBI primär auf deren 
demokratischen Gehalt sowie auf einzelne 
Aspekte der Ausgestaltung und deren Ein-
fluss auf die Reichweite des Instruments 
fokussiert ist. Das Fehlen empirischer Daten 
über eine tatsächliche Anwendung des In-
struments lässt dabei viele Arbeiten spekula-
tiv werden. Die Rolle zivilgesellschaftlicher 
und institutioneller Akteure bei der Einfüh-
rung der EBI wird hingegen kaum beleuchtet, 
sodass diese Arbeit den Versuch darstellt, 
einen Beitrag zur Schließung dieser For-
schungslücke zu leisten. Zugleich existiert 
eine große Vielfalt an Publikationen zur eu-
ropäischen Zivilgesellschaft. In ihnen und 
den zahlreichen politischen Instrumenten 
spiegelt sich die Bandbreite der verschiede-
nen Konzepte und Definitionen des Begriffs 
wider. Dadurch wird die Notwendigkeit ver-
deutlicht, das in dieser Arbeit verwendete 
Verständnis von Zivilgesellschaft zu klären. 
Bevor jedoch auf die theoretischen Grundla-
gen dieser Arbeit näher eingegangen und der 
Begriff der Zivilgesellschaft erläutert wird, 
folgt die Darstellung des methodischen Ana-
lyserahmens.  
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2. Methodischer Analyserahmen 

Um den Entstehungsprozess der EBI vor 
dem Hintergrund der theoretisch hergeleite-
ten Hypothesen analysieren zu können, 
muss zunächst der methodische Analyse-
rahmen erläutert werden. Durch eine Analyse 
von Primär- und Sekundärquellen soll ver-
deutlicht werden, welche Akteure im Entste-
hungsprozess der EBI maßgeblichen Einfluss 
genommen haben. Ergänzt wird die Untersu-
chung durch Interviews mit zivilgesellschaftli-
chen und institutionellen Akteuren. Darüber 
hinaus wird das Modell des Policy Cycle her-
angezogen, das sich speziell in der Politik-
feldanalyse als Grundlage für zahlreiche 
empirische Studien etabliert hat (vgl. 
Jann/Wegrich 2009: 75). Diesem Modell zu-
folge werden politische Prozesse in unter-
schiedliche Phasen eingeteilt, sodass eine 
kleinteilige Analyse des Zustandekommens 
bestimmter politischer Inhalte und Entschei-
dungen möglich ist. Mithilfe dieser strukturel-
len Unterteilung, die im ersten Teil dieses 
Kapitels erläutert wird, soll das Zustande-
kommen der EBI einschließlich der Umset-
zungsverordnung rekonstruiert werden.  

2.1 Dokumentenanalyse und  
Interviews 

Die empirische Analyse des Entstehungspro-
zesses der EBI entlang der einzelnen Pha-
sen des Policy Cycle und die anschließende 
Überprüfung der aus der Demokratietheorie 
hergeleiteten Hypothesen basiert auf einer 
Dokumentenanalyse. Diese vom Charakter 
her eher statische Methode ermöglicht es, 
bereits vorhandenes Datenmaterial im Rah-
men einer Analyse nutzbar zu machen. Die 
zu analysierenden Dokumente sind dabei 
jedoch „nicht selbst Gegenstand des Auswer-
tungsinteresses […], sondern […] dienen 
lediglich als Informationsträger“ (Kromrey 
2006: 320; Hervorh. i. O.). Die dokumentier-
ten Aussagen können also als Indikatoren für 
externe Sachverhalte dienen (vgl. ebd.). Mit-
hilfe dieser Methode wird es möglich, Infor-
mationen über die zentralen Akteure zu er-
halten, die im Entstehungsprozess der EBI 
eine Rolle gespielt haben.  

Für die Analyse wurden Publikationen von 
den am Entstehungsprozess der EBI beteilig-
ten zivilgesellschaftlichen Akteuren verwen-
det. Dazu zählen sowohl Erfahrungsberichte 
von Personen, die den Europäischen Kon-
vent zur Zukunft der EU in den Jahren 2002 

und 2003 intensiv begleitet haben, als auch 
vom Initiative and Referendum Institute (I-
RIE) herausgegebene Hand- und Jahrbücher 
aus den Jahren 2004, 2008 und 2010, die 
einen Einblick in die Arbeit im Konvent und 
den anschließenden Gesetzgebungsprozess 
der EBI-Verordnung geben. Diese Publikati-
onen umfassen sowohl wissenschaftliche 
Aufsätze über die Einführung des Instru-
ments als auch originale Dokumente aus der 
Zeit des Konvents.  

Zudem wurden die auf den Internetseiten der 
europäischen Institutionen bereitgestellten 
Informationen sowie Sitzungs- und Ple-
numsprotokolle, Berichte und Stellungnah-
men zur Analyse herangezogen, um Hinwei-
se auf die Akteure zu erhalten, die an der 
Entstehung der EBI maßgeblich beteiligt 
waren. Das genaue Zustandekommen von 
Entscheidungen und die Positionierung be-
stimmter Personen lässt sich allerdings nicht 
immer transparent und ohne weiteres nach-
vollziehen, da die Ausschusssitzungen des 
EP online lediglich in Form von Ergebnispro-
tokollen dokumentiert sind und keine hinrei-
chende Verknüpfung zwischen den Doku-
menten der einzelnen Institutionen gegeben 
ist.  

Um etwaige, aus diesem Umstand resultie-
rende Informationslücken der Dokumen-
tenanalyse zu schließen, wurde diese durch 
qualitative Interviews ergänzt. Die Interviews 
dienen der Überprüfung und Ergänzung des 
aus den Dokumenten gewonnenen Wissens 
über beteiligte Akteure. Sie „eröffnen dem 
Wissenschaftler die Chance, Hintergrundin-
formationen und Daten über informelle Kon-
takte und über die unterschiedlichen Wahr-
nehmungen im politischen Entscheidungs-
prozess zu erhalten.“ (Blatter 2007b: 60f.). 
Mit Hilfe dieser Methode können politische 
Interaktionsformen beleuchtet werden, die 
sich auf informeller Ebene abspielen und 
daher in offiziellen Texten oftmals nicht do-
kumentiert sind. Im Gegensatz zum stark 
statischen Verfahren der Dokumentenanaly-
se ermöglichen Interviews zudem eine grö-
ßere Offenheit und eine stärkere Ausrichtung 
auf die Forschungsfrage. In Anlehnung an 
die Typologisierung verschiedener Interview-
formen von Atteslander (2008: 122ff.) wurden 
im Rahmen dieser Arbeit teilstrukturierte 
Leitfadeninterviews durchgeführt. Hierbei 
handelt es sich „um Gespräche, die aufgrund 
vorbereiteter und vorformulierter Fragen 
stattfinden, wobei die Abfolge der Fragen 
offen ist“ (ebd.: 125). „Diese Form der Befra-



MES-Perspektiven 01/2013 

7 

 

gung erlaubt es, zu bestimmten Themen 
genauer nachzufragen, Sachverhalte intensi-
ver oder mehr in die Tiefe gehend zu erfas-
sen“ (Kromrey 2006: 389). Die vorformulier-
ten Fragen wurden in einem Gesprächsleit-
faden festgehalten, dessen Aufbau und Inhalt 
sich aus dem theoretischen Bezugsrahmen 
und der Ausgangsfragestellung ergeben ha-
ben (vgl. Anh. C). Da es sich um teilstruktu-
rierte Leitfadeninterviews handelte, kamen 
jedoch nicht in jedem Interview alle Fragen 
zur Sprache.  

Die zu befragenden Personen wurden zu-
nächst durch die vorangegangene Dokumen-
tenanalyse identifiziert. Während der Inter-
views kristallisierten sich dann weitere Na-
men zentraler Akteure heraus, die für zusätz-
liche Interviews angefragt wurden. Insgesamt 
konnten Interviews mit folgenden Personen 
durchgeführt werden: 

 Michael Efler, Vorstandssprecher von 
Mehr Demokratie e.V.  

 Bruno Kaufmann, Präsident des Initi-
ative and Referendum Institute Euro-
pe 

 Sylvia-Yvonne Kaufmann, ehemalige 
Abgeordnete der Fraktion der Lin-
ken/Nordisch Grünen Linken 
(GUE/NGL) im EP und Mitglied im 
Verfassungskonvent, Berichterstatte-
rin für die EBI im AFCO 

 Jürgen Meyer, Vertreter des Deut-
schen Bundestages im Verfassungs-
konvent 

Die Interviewpartner waren alle in unter-
schiedlicher Hinsicht in den Entstehungspro-
zess der EBI involviert und können somit als 
Experten bezeichnet werden. Michael Efler 
und Bruno Kaufmann repräsentieren auf der 
einen Seite die zwei großen Nichtregierungs-
organisationen (NRO), die – wie zu zeigen 
sein wird – eine wesentliche Rolle im Entste-
hungsprozess der EBI gespielt haben. Auf 
der anderen Seite ermöglichte die Befragung 
von Jürgen Meyer und Sylvia-Yvonne Kauf-
mann, auch die Perspektive der im Konvent 
beteiligten nationalen Parlamentarier und EP-
Abgeordneten nachzuvollziehen.

3
 Die Inter-

views wurden in der Mehrheit per Telefon 
                                                                 

3
 Auf die Rolle der EU-Kommission kann leider nur von 

Aussagen der hier Befragten oder von Dokumenten 
geschlossen werden, da es keine Bereitschaft für ein 
Interview seitens der Kommission gab. 

geführt und zur anschließenden Nutzung 
aufgezeichnet4.  

2.2 Der europäische Policy Cycle 

Für die Untersuchung des gesamten Policy
5
 

Making Prozesses von den ersten Ideen 
direkter Demokratie in der EU bis hin zur 
rechtlichen Ausgestaltung der EBI bietet das 
Modell des europäischen Policy Cycle ein 
geeignetes Werkzeug. Es ermöglicht eine 
strukturierte Beschreibung des Policy Making 
Prozesses und eine Erklärung des Zustande-
kommens politischer Entscheidungen (vgl. 
Gellner/Hammer 2010: 56). Zwar handelt es 
sich beim Policy Cycle um ein idealtypisches 
Instrument, das ein stark vereinfachtes Bild 
der politischen Wirklichkeit zeichnet und da-
her umfangreicher Kritik ausgesetzt ist (vgl. 
Jann/Wegrich 2009: 76). Es ist zudem aus 
theoretischer Sicht nicht dazu geeignet, Hy-
pothesen abzuleiten und diese empirisch zu 
testen (vgl. Schneider/Janning 2006: 64).

6
 

Dennoch bietet das Modell aus einer heuris-
tischen Perspektive „eine stabile Grundlage 
zur wissenschaftlichen Betrachtung realer 
politischer Prozesse“ (Gellner/Hammer 2010: 
69), solange bei der Anwendung beachtet 
wird, dass es in der politischen Realität häu-
fig nicht möglich ist, die einzelnen Phasen 
des Policy Cycle strikt voneinander zu tren-
nen. Zudem können auch mehrere Policy 
Cycles parallel auf verschiedenen Ebenen 
eines politischen Systems ablaufen (vgl. Y-
oung 2010: 47). Unter Berücksichtigung die-
ser Punkte liefert das Modell aus demokratie-
theoretischer Perspektive ein geeignetes 
Instrument für die Identifizierung und Analyse 
relevanter Akteure des Policy Making Pro-
zesses und für die Definition ihrer jeweiligen 
Rolle beim Agenda Setting oder der Umset-
zung von politischen Entscheidungen (vgl. 

                                                                 
4
 Auf die Dokumentation der Interviews im Anhang wur-

de aus Platzgründen verzichtet. Sie können allerdings 
für wissenschaftliche Zwecke auf Anfrage zur Verfügung 
gestellt werden. 

5
 Der Begriff Policy ist eine von drei konzeptionellen 

Dimensionen des Politikbegriffs, der sich auf inhaltliche, 
materielle Aspekte von Politik wie beispielsweise 
politische Programme, Entscheidungen, Verordnungen 
oder Gesetze bezieht. Strukturelle Aspekte, also 
formale, institutionelle Ordnungen politischer Systeme, 
werden als Polity bezeichnet. Unter Politics schließlich 
wird der prozessuale Aspekt, also der Prozess des 
Politikgestaltens, verstanden (vgl. Schubert/Bandelow 
2009: 4f.).  

6
 Die zentralen Hypothesen dieser Arbeit werden 

deshalb in Kapitel 3 mithilfe von Theorien direkter und 
partizipativer Demokratie entwickelt. 
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Jann/Wegrich 2009: 105). Es soll daher zur 
Strukturierung dieser Arbeit genutzt werden.  

Bevor auf die einzelnen Phasen des Policy 
Cycles eingegangen wird, erscheint eine 
Definition des Begriffs Policy Making not-
wendig, der gemeinsamer Ausgangspunkt 
verschiedener Phasenmodelle der Policy 
Forschung ist (vgl. Jann/Wegrich 2009: 75). 
Der klassischen Definition nach Scharpf 
(1973: 15) zufolge wird Policy Making defi-
niert als „Prozess […], in dem lösungsbedürf-
tige Probleme artikuliert, politische Ziele for-
muliert, alternative Handlungsmöglichkeiten 
entwickelt und schließlich als verbindliche 
Festlegung gewählt werden.“ Policy Making 
lässt sich darüber hinaus auch als Versuch 
der Be- und Verarbeitung gesellschaftlicher 
Probleme beschreiben (vgl. Jann/Wegrich 
2009: 75). Damit wird Politik „als eine Abfolge 
von Schritten konzipiert, die mit der Artikula-
tion und Definition von Problemen anfängt 
und irgendwann mit der verbindlichen Festle-
gung von politischen Programmen und Maß-
nahmen beendet wird“ (ebd.). Die einzelnen 
Schritte, die in Form von Phasen beschrie-
ben werden, sind Agenda Setting, Politikfor-
mulierung und Politikentscheidung, Imple-
mentierung und Evaluierung mit möglicher 
Terminierung (vgl. ebd.: 84). Diese sequenti-
elle Abfolge einzelner Phasen kann dabei 
zeitlich nicht nur linear stattfinden, sondern 
ist auch als Kreis, eben als Policy Cycle 
denkbar.  

2.2.1 Problemwahrnehmung und Agenda 
Setting 

In der Regel wird ein Policy Making Prozess 
durch das Vorhandensein eines gesellschaft-
lichen Problems ausgelöst, das politische 
Relevanz erhält (vgl. Schneider/Janning 
2006: 50). „Ein soziales Problem muss als 
solches definiert und die Notwendigkeit eines 
steuernden Eingriffs öffentlicher Politik artiku-
liert werden, damit es überhaupt wahrge-
nommen wird“ (Jann/Wegrich 2009: 85). Ein 
soziales Problem besteht dann, wenn eine 
Diskrepanz zwischen dem Ist- und dem Soll-
zustand besteht, deren Überwindung durch 
soziopolitische Steuerungsmittel erreichbar 
scheint (vgl. Schneider/Janning 2006: 50). 
Die Wahrnehmung eines Problems erfolgt 
oftmals durch Betroffene oder durch die Ver-
treter gesellschaftlicher Interessen, bei-
spielsweise durch zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen (ZGO).
7
 Erst wenn dieser erste 

Schritt der Problemwahrnehmung erfolgt ist, 
kann das Problem in einem zweiten Schritt 
auf die politische Tagesordnung gesetzt wer-
den.  

Das Agenda Setting ist von strukturellen und 
strategischen Faktoren abhängig. Politisches 
Handeln gesellschaftlicher Akteure hinsicht-
lich eines bestimmten Problems kann einer-
seits von den verfügbaren Mitteln und Res-
sourcen abhängen, die nicht bei allen Akteu-
ren gleich verteilt sind (vgl. Schnei-
der/Janning 2006: 52). Andererseits ist ein 
soziales Problem in einem mehrstufigen Pro-
zess erheblichen Selektionen des politisch-
administrativen Systems ausgesetzt, die den 
begrenzten Problemwahrnehmungs- und 
Problembearbeitungskapazitäten des Sys-
tems zuzuschreiben sind (vgl. Jann/Wegrich 
2009: 87). Objektiver Problemdruck spielt 
dabei eine geringere Rolle als die subjektive 
Wahrnehmung des Problems von bestimm-
ten Akteuren, die durch deren Präferenzen, 
Problemlösungsphilosophien und die Hand-
lungskapazitäten bestimmt wird (vgl. ebd.).  

Mit Blick auf die EU wird zwischen formalem 
und informellem Agenda Setting unterschie-
den. Formales Agenda Setting bezieht sich 
auf das Recht der EU-Kommission, dem Rat 
und dem EP einen Gesetzesvorschlag zu 
unterbreiten, der leichter angenommen als 
abgelehnt werden kann (vgl. Pollack 1997: 
121). Informelles Agenda Setting hingegen 
wird als Möglichkeit eines Policy Entrepre-
neurs

8
 definiert, die Tagesordnung mitzube-

stimmen, ohne über das formale Recht dazu 
zu verfügen. Relevant ist dabei die Fähigkeit, 
Probleme zu definieren und Vorschläge zu 
unterbreiten, die einen möglichen Konsens 
zwischen den Entscheidungsträgern errei-
chen können (vgl. ebd.). Im Gegensatz zum 
formalen Initiativrecht der Kommission und 
den indirekten Initiativrechten des EP und 
des Rates, die die Kommission auffordern 
können, einen Gesetzgebungsprozess zu 
initiieren, können beim informellen Agenda 
Setting auch nationale Regierungen und 

                                                                 

7
 Zur Bedeutung des Begriff ZGO siehe Kapitel 3.2.1 in 

dieser Arbeit, in dem das Konzept näher erläutert und 
u.a. eine Abgrenzung zwischen ZGO und NRO 
vorgenommen wird.  

8
 Unter dem Begriff Policy Entrepreneur (dt. politischer 

Unternehmer) werden Akteure verstanden, die politische 
Prozesse daraufhin beobachten, „ob sich Sachthemen 
und Reformdebatten mit günstigen Interessenkonstel-
lationen zusammenbringen lassen“ (Schneider/Janning 
2006: 27).  
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ZGO als Policy Entrepreneure in Erschei-
nung treten. Sie haben die Möglichkeit „to 
propose, lobby for, and ‚sell‘ a policy pro-
posal to a decision-making body“ (ebd.: 125). 
Ihr Erfolg hängt jedoch von bestimmten Ei-
genschaften ab: 

„(1) the person must be taken serious-
ly, as an expert or a leader; (2) the 
person must be known for her political 
connections or negotiating skills; and 
(3) the successful entrepreneur must 
be persistent and wait for the opening 
of a policy window.“ (Pollack 1997: 
126)  

Gerade der letzte Aspekt der Policy 
Windows, also der Gelegenheitsfenster, die 
sich durch bestimmte äußere Ereignisse oder 
Strukturveränderungen hinsichtlich der Ent-
scheidungsfindung ergeben, spielt für die 
weitere Analyse im Rahmen dieser Arbeit 
eine Rolle.  

Dass neben der Kommission in dieser Phase 
auch zivilgesellschaftlichen Akteuren eine 
wichtige Rolle in Bezug auf das Agenda Set-
ting zukommen kann, wird auch im Konzept 
der Epistemic Communities unterstrichen. 
Diese sind eine Form von Policy Entrepre-
neurs, die sich beschreiben lassen als „net-
works of professionals with recognized ex-
pertise and competence in a particular do-
main and an authoritative claim to policy-
relevant knowledge within that domain“ 
(Haas 1992: 3). Gemein ist den Experten, 
dass sie ähnliche Ansichten sowie ein ge-
meinsames Problemverständnis mit entspre-
chenden Problemlösungsmethoden teilen 
(vgl. ebd.). Auf dieser gemeinsamen Grund-
lage agieren Experten aus unterschiedlichen 
Ländern in transnationalen Kontexten und 
nutzen primär die Phase des Agenda Setting, 
um ihr Expertenwissen und ihre Problemlö-
sungsvorschläge in den politischen Prozess 
der EU einzuspeisen. Inwiefern sich die am 
Entstehungsprozess der EBI beteiligten NRO 
als Epistemic Community verhalten haben, 
soll die Analyse in Kapitel 4 und 5 belegen.  

2.2.2 Politikformulierung und Entscheidung 

An die Phase der Problemwahrnehmung und 
des Agenda Settings, in der verschiedene 
Akteure in Konkurrenz zu einander stehen 
und versuchen, die jeweils als relevant er-
achteten Themen auf die politische Tages-
ordnung zu bringen, schließt sich die Phase 

der Politikformulierung an. Ziel ist die inhaltli-
che Gestaltung der vorab artikulierten Prob-
leme und Themen (vgl. Schneider/Janning 
2006: 56). „Wichtige Aspekte sind dabei die 
Formulierung und Klärung politischer Ziele 
und die Diskussion unterschiedlicher Hand-
lungsalternativen“ (Jann/Wegrich 2009: 89). 
Nach der inhaltlichen Ausgestaltung der poli-
tischen Programme, die in Form von Geset-
zen oder Verordnungen vorliegen können, 
wird dann eine Entscheidung über die kon-
kreten Maßnahmen getroffen.  

In der Phase der Politikformulierung spielen 
Netzwerkbeziehungen zwischen verschiede-
nen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren 
eine wichtige Rolle (vgl. ebd.: 90f.). Policy 
Netzwerke bieten den Akteuren, die nicht 
formal im Entscheidungsprozess beteiligt 
sind, die Möglichkeit, auf informellem Weg 
dennoch Einfluss auf die Entscheidungsfin-
dung zu nehmen. Je nach Stabilität und Dich-
te der Beziehungen reichen Typen von 
Netzwerken dabei von hochgradig integrier-
ten Policy Communities (vgl. Young 2010: 
54) bis hin zu Issue Networks, die durch eine 
Vielzahl und Vielfalt von lose verbundenen 
Organisationen gekennzeichnet sind (vgl. 
Jann/Wegrich 2009: 92). Während Policy 
Communities eher darauf ausgerichtet sind, 
im Interesse der Amtsinhaber eine Kontinui-
tät politischer Programme zu gewährleisten, 
zeichnen sich Issue Networks dadurch aus, 
dass sie zwar ein konkretes Thema als ge-
meinsamen Bezugspunkt haben, dabei je-
doch konkurrierende Policy-Präferenzen 
aufweisen (vgl. Young 2010: 54). 

Wie in der Phase des Agenda Setting kommt 
der Kommission auch bei der Politikformulie-
rung in den Bereichen, in denen sie über das 
Initiativmonopol verfügt, eine Schlüsselrolle 
zu (vgl. ebd.: 55). Daher ist die Kommission 
ein zentraler Adressat von zivilgesellschaftli-
chen Akteuren, die Einfluss auf die Formulie-
rung von Gesetzen nehmen wollen. Zwei 
Aspekte spielen dabei eine Rolle: Erstens hat 
die Kommission bei der Formulierung von 
Gesetzesentwürfen Bedarf nach Experten-
wissen. Zweitens besteht aber die Gefahr, 
dass bereits vorgelegte Gesetzesentwürfe 
kaum noch von außen geändert werden kön-
nen (vgl. Teuber 2001: 45). Sobald also ein 
formales Dokument durch die Kommission 
vorgelegt wird, sinken die Einflussmöglichkei-
ten anderer Akteure. Mit zunehmendem Ein-
fluss auf den Policy Making Prozess durch 
die Ausweitung des Mitentscheidungsverfah-
rens ist aber auch das EP zusätzlich zur 
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Kommission als Adressat in den Blick von 
Lobbyisten gerückt (vgl. Kohler-Koch et al. 
2004: 249).   

Auf die Phase der Politikformulierung folgt 
die Entscheidungsfindung. Der konkrete Ab-
lauf der Entscheidung über ein politisches 
Programm ist weitgehend durch Rechtsvor-
schriften bestimmt (vgl. Schneider/Janning 
2006: 58). In Verträgen oder Verfassungen 
werden die Akteure, deren Aufgaben und 
Kompetenzen sowie deren Zusammenwirken 
festgelegt, während die Geschäftsordnungen 
unterschiedlicher Institutionen die operativen 
Details regeln (vgl. ebd.). Der formale Ein-
fluss nichtstaatlicher Akteure ist in dieser 
Phase deutlich beschränkter. Zivilgesell-
schaftlichen Akteuren kommt jedoch in ande-
rer Hinsicht eine besondere Bedeutung zu: 
Da die Entscheidungsverfahren in der EU je 
nach Politikfeld durch die Existenz von meh-
reren Vetospielern bestimmt sind, die eine 
politische Entscheidung verhindern können, 
zeichnet sich der Prozess durch die Suche 
nach einem Konsens zwischen den jeweils 
beteiligten Akteuren aus (vgl. Young 2010: 
61). Es ist eine Koalition zwischen den 
Schlüsselakteuren erforderlich, die jedoch 
auf unterschiedlichen Ebenen agieren. Dem-
zufolge bedarf es einer Einigung zwischen 
den EU-Institutionen und den Mitgliedstaaten 
(vgl. ebd.). Den oben beschriebenen Policy 
Netzwerken kann dabei eine entscheidende 
Rolle zukommen: 

„Policy networks, which link officials 
and interest groups across the EU‘s 
member states and to the Commis-
sion, and epistemic communities, 
through persuading key actors in dif-
ferent institutions, can play vital roles 
in constructing such coalitions.“ (Young 
2010: 61)  

Darüber hinaus haben zivilgesellschaftliche 
Akteure noch eine weitere Möglichkeit, auf 
die Politikformulierung und die Entschei-
dungsfindung Einfluss auszuüben: Die in 
Artikel 11 Absatz 3 EUV rechtlich verankerte 
Konsultationspolitik der Kommission ermög-
licht Experten wie Politikbetroffenen und der 
interessierten Öffentlichkeit, in unterschiedli-
chem Rahmen Stellung zu einer bestimmten 
Frage oder einem Grünbuch zu beziehen und 
somit eigene Interessen in den Entschei-
dungsprozess einfließen zu lassen. Auch im 
Fall der EBI fand eine Online-Konsultation 
seitens der Kommission statt (siehe Kapitel 
4.4.1).  

2.2.3 Implementierung, Evaluation und 
Terminierung 

Ist ein politisches Programm in Form eines 
Gesetzes oder einer Verordnung verabschie-
det, schließt sich die Phase der Implementie-
rung an.

9
 In dieser Phase muss das politi-

sche Programm konkret durch die zuständi-
gen Institutionen und Organisationen durch-
geführt und umgesetzt werden (vgl. 
Jann/Wegrich 2009: 94). In den meisten Fäl-
len sind die durchführenden Organe Teil des 
politisch-administrativen Systems (vgl. ebd.). 
Teilweise können aber auch ZGO im Sinne 
der assoziativen Demokratie mit der Durch-
führung politischer Programme beauftragt 
werden (siehe Kapitel 3.2.3).  

Die oftmals schwierige Konsensfindung in 
der Phase der Politikentscheidung hat Aus-
wirkungen auf die Implementierung eines 
politischen Programms, gerade im Hinblick 
auf das politische System der EU. Wird ein 
europäisches Programm verabschiedet, so 
bedarf es im Regelfall der Implementierung 
durch die Mitgliedstaaten. Europäische Pro-
gramme enthalten jedoch oft chaotische 
Kompromisse oder ungenaue Formulierun-
gen, sodass den Mitgliedstaaten viel Raum 
für die Umsetzung der politischen Program-
me bleibt (vgl. Young 2010: 61). Die Kom-
mission oder andere EU-Institutionen spielen 
in dieser Phase des Policy Cycle keine be-
deutende Rolle, da die konkrete Umsetzung 
von den jeweiligen nationalen Regierungen 
und Akteuren bestimmt wird (vgl. ebd.: 62). 
Diese wiederum sind auf die Zusammenar-
beit mit zusätzlichen öffentlichen und privaten 
Organisationen sowie mit den Programmad-
ressaten angewiesen (vgl. Schneider/Janning 
2006: 63).  

Die sich anschließende Phase der Evaluie-
rung rückt die Frage nach der Wirkung politi-
scher Programme in den Mittelpunkt. Die zur 
Lösung oder Verarbeitung eines gesellschaft-
lichen Problems verabschiedeten Program-
me werden auf ihre tatsächliche Wirkung und 
ihre zielgerichtete Durchführung hin überprüft 
(vgl. Jann/Wegrich 2009: 97). „Je klarer und 

                                                                 
9
 Für die Untersuchung im Rahmen dieser Arbeit sind 

primär die Phasen des Agenda Settings, der 
Politikformulierung und -entscheidung von Bedeutung. 
Die Implementierung der EBI in den Mitgliedstaaten 
sowie die Evaluation finden also keine weitere 
Beachtung, da sie außerhalb des gewählten Untersu-
chungszeitraums liegen. Dennoch werden diese Phasen 
der Vollständigkeit halber hier aufgeführt. 
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eindeutiger in der Planungsphase artikuliert 
wurde, was erreicht werden soll, desto kon-
kreter lassen sich abschließender Erfolg oder 
Misserfolg messen“ (vgl. Gellner/Hammer 
2010: 66). Die Evaluation kann dabei auf 
verschiedenen Ebenen stattfinden: Neben 
der wissenschaftlichen Evaluation einer Po-
licy, die deren gesamten Entstehungsprozess 
umfasst, sind auch die administrative Evalua-
tion durch die Verwaltung und die politische 
Evaluation durch die beteiligten Akteure der 
politischen Arena sowie durch die Öffentlich-
keit zu nennen (vgl. Jann/Wegrich 2009: 98). 
Das Ergebnis der Evaluation kann entweder 
die Notwendigkeit zusätzlicher Maßnahmen 
verdeutlichen oder zur Terminierung des 
politischen Programms führen (vgl. Gell-
ner/Hammer 2010: 66).  

Mithilfe dieses Modells soll der Entstehungs-
prozess der EBI durch die Auswertung von 
Dokumenten und Interviews entlang der 
Phasen des Policy Cylce analysiert werden. 
Im Mittelpunkt stehen die Identifizierung der 
zentralen Akteure sowie der spezifischen 
Charakteristika der einzelnen Phasen dieses 
Prozesses. Die Hypothesen, auf die sich 
Analyse stützt, werden dabei mittels Demo-
kratietheorien im folgenden Kapitel entwi-
ckelt. 
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3. Theoretischer Hintergrund 

In diesem Kapitel werden die theoretischen 
Hintergründe der Fragestellungen und Hypo-
thesen erläutert. Zunächst folgt eine grundle-
gende Begriffsbestimmung demokratischer 
Legitimation, bevor konkret auf die europäi-
sche Legitimationsdebatte und das Demokra-
tiedefizit eingegangen wird. Anschließend 
werden verschiedene Ansätze der Demokra-
tisierung europäischer Politik beleuchtet: 
Neben dem Konzept der Zivilgesellschaft, 
das im Kontext der Debatte über das Demo-
kratiedefizit zunehmende Bedeutung erlangt 
hat, haben sich die direkte und die partizipa-
tive Demokratietheorie als Lösungsansätze 
für eine Verbesserung der demokratischen 
Qualität der EU etabliert. Die Theorie der 
direkten Demokratie dient im Rahmen dieser 
Arbeit dazu, die Hypothese über die ver-
schiedenen Rollen institutioneller und zivilge-
sellschaftlicher Akteure bei der Einführung 
der EBI herzuleiten. Die zweite Hypothese, 
die die Gestaltungsmöglichkeiten der ver-
schiedenen Akteure vom partizipativen Cha-
rakter der einzelnen Phasen des Prozesses 
abhängig macht, wird unter Bezugnahme auf 
die assoziative und die deliberative Demokra-
tietheorie hergeleitet.  

3.1 Die europäische Legitimationsdebatte 

In der aktuellen wissenschaftlichen und poli-
tischen Debatte wird der EU häufig ein De-
mokratie- oder Legitimationsdefizit attestiert. 
Als zeitlicher Ausgangspunkt dieser Unter-
stellung wird dabei der Vertrag von Maas-
tricht aus dem Jahr 1992 angeführt, der inso-
fern in der Geschichte der europäischen In-
tegration eine herausragende Rolle gespielt 
hat, als dass mit seinem Inkrafttreten nach 
einer Phase der Stagnation weitreichende 
Kompetenzen auf die europäische Ebene 
übertragen wurden. Neben den Kompeten-
zen zur Verwirklichung des Binnenmarktes 
erhielt die europäische Ebene nun auch Be-
fugnisse in anderen Politikfeldern, die weit 
über die ursprüngliche Intention einer Wirt-
schaftsgemeinschaft hinaus gingen. Damit 
stiegen einerseits die Bedeutung und Reich-
weite europäischer Entscheidungen, ande-
rerseits wurden die Entscheidungsverfahren 
dahingehend modifiziert, dass das Über-
stimmen einzelner Mitgliedstaaten durch die 
Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen im 
Rat und im EP nun theoretisch möglich wur-
de (vgl. Wimmel 2008: 48f.).  

Mit der Kompetenzausweitung der EU war 
gleichzeitig eine sinkende Befürwortung der 
europäischen Integration durch die Bürger 
feststellbar. Solange sich die Bürger in ihren 
Belangen nicht direkt von europäischen Ent-
scheidungen betroffenen fühlten, war eine 
stillschweigende, wohlwollende Zustimmung 
zum Integrationsprozess zu erwarten (vgl. 
Kohler-Koch et. al. 2004: 207). Dieser soge-
nannte permissive Konsens wurde in Frage 
gestellt und das Projekt Europa konnte sich 
nicht mehr allein durch seine Ergebnisse 
legitimieren (vgl. Frisch 2007: 715). Insbe-
sondere die ablehnende Haltung der däni-
schen Bevölkerung im Ratifizierungsprozess 
des Vertrags von Maastricht sowie die nega-
tiven Referenden in Irland zum Vertrag von 
Nizza im Jahr 2001 und in Frankreich und 
den Niederlanden zum Verfassungsvertrag 
im Jahr 2005 zeigten, dass „von den europä-
ischen Bevölkerungen zunehmend öfters und 
deutlicher die Akzeptanzfrage gestellt wurde“ 
(Huget 2007: 27). Auch wenn die negativ 
ausgefallenen Referenden zu europäischen 
Themen oftmals von nationalen Faktoren 
beeinflusst wurden und somit kein Ausdruck 
genereller Ablehnung der europäischen In-
tegration gewesen sein müssen, haben sie 
dennoch die Debatte über Demokratie und 
Legitimation europäischer Politik entfacht 
(vgl. Kohler-Koch et al. 2004: 207f.).  

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit der Legitimation eines politischen Sys-
tems ist dabei immer mit der Frage verbun-
den, „mit welchen guten Gründen sich die 
Herrschaftsausübung […] rechtfertigen lässt“ 
(ebd.: 193). Herrschaftsausübung zeichne 
sich immer dadurch aus, dass die Freiheit 
und Selbstbestimmung des Einzelnen einge-
schränkt werde (vgl. ebd.). Damit diese Ein-
schränkung vom Einzelnen akzeptiert wird, 
muss die Ausübung der Herrschaft an be-
stimmte Prinzipien gebunden sein. Dabei 
werden zwei verschiedene Prinzipien unter-
schieden: das Legalitätsprinzip, demzufolge 
die Herrschaftsausübung an eine Rechtsord-
nung und die darauf beruhenden Gesetze 
gebunden ist (vgl. Weber 1992: 476), und 
das Demokratieprinzip, gemäß dem die Aus-
übung der Herrschaft auf den Willen des 
Volkes zurückzuführen ist, der durch Wahlen 
oder Abstimmungen zum Ausdruck kommt 
(vgl. Kohler-Koch et al. 2004: 193). In der 
Debatte um die Legitimation des politischen 
Systems der EU wird vor allem auf das De-
mokratieprinzip Bezug genommen, weshalb 
eben auch die Rede von einem Demokra-
tiedefizit ist.  
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Der These des Demokratiedefizits stehen 
Vertreter der Demokratiethese gegenüber 
(vgl. Schmidt 2008: 399). Deren Anhänger 
postulieren, dass das politische System der 
EU in ausreichendem Maße demokratisch 
legitimiert ist und eventuelle Defizite durch 
bereits eingeleitete Prozesse behoben wer-
den können. Die Interpretation der EU als 
Zweckverband mit dem ausschließlichen Ziel 
wirtschaftlicher Integration (vgl. Ipsen 1972) 
oder als Wirtschaftsverfassung führt dazu, 
dass der EU kein Defizit an demokratischer 
Legitimation unterstellt werden kann, da „die 
Gemeinschaft ihrem Kernauftrag der Verwirk-
lichung wirtschaftlicher Freiheitsrechte ver-
pflichtet bleibe und zu gesellschaftspoliti-
scher Gestaltung und wirtschaftlicher Inter-
vention nicht ermächtigt werde“ (Kohler-Koch 
et al. 2004: 196f.). Auch im Vergleich zur 
demokratischen Qualität in den Mitgliedstaa-
ten könne der EU kein demokratisches Defi-
zit unterstellt werden, solange die Strukturen 
mit der bestehenden demokratischen Praxis 
auf nationaler Ebene in Einklang stehen (vgl. 
Moravcsik 2002: 622).  

Demgegenüber gehen die Vertreter der The-
se des Demokratiedefizits davon aus, dass 
das politische System der EU nicht über aus-
reichend Legitimation im Sinne des Demo-
kratieprinzips verfügt. Als Ursache dafür füh-
ren sie sowohl institutionelle als auch struktu-
relle Bedingungen an (vgl. Huget 2007), die 
im Folgenden näher betrachtet werden.  

3.1.1 Das institutionelle Demokratiedefizit 

Aus der Perspektive des institutionellen De-
mokratiedefizits ist die unscharfe Gewalten-
teilung zwischen den verschiedenen Instituti-
onen der zentrale Bezugspunkt. Trotz der 
Ausweitung des Ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahrens (OGV) – das mit dem Ver-
trag von Lissabon zur Regel für die Verab-
schiedung von Gesetzgebungsakten auf der 
Ebene der EU wurde, und in dem neben dem 
Rat und der Kommission auch das EP Mit-
entscheidungsrechte erhält (vgl. EP 2009b: 
5) – werden zentrale Entscheidungen nach 
wie vor im Rahmen des Europäischen Rates 
von den Vertretern der nationalen Regierun-
gen einstimmig oder per qualifizierter Mehr-
heit getroffen. Problematisch daran sei, dass 
dieser nur über eine indirekte Legitimation 
verfüge, weil die Vertreter von den nationalen 
Regierungen entsendet werden (vgl. ebd.: 
36). Nationale Regierungen können somit 
eine Gate-keeper-Position einnehmen und 

unabhängig von binnenstaatlichen Bindun-
gen und Kontrollen entscheiden, welche Po-
sitionen vertreten werden (vgl. Blatter 2007a: 
279). Die Bürger haben daher wenig bis kei-
nen Einfluss auf das Verhalten ihrer Regie-
rung auf europäischer Ebene.  

Die wachsende Bedeutung des EP im euro-
päischen Entscheidungsprozess kann diesen 
Kritikpunkt an der institutionellen Beschaf-
fenheit des Systems nur bedingt relativieren, 
da nach wie vor wichtige Bereiche der Mit-
entscheidung des EP entzogen sind, darun-
ter z.B. Sozial-, Agrar- und Handelspolitik 
sowie die Wirtschafts- und Währungsunion 
(vgl. Maurer 2009: 46f.). Zudem ist die Mit-
sprache des EP bei der Wahl der Kommissi-
on nach wie vor begrenzt und deutlich gerin-
ger im Vergleich zur Wahl nationaler Regie-
rungen durch nationale Parlamente: Einzig 
der Kommissionspräsident wird seit dem 
Vertrag von Lissabon direkt durch das EP 
gewählt (vgl. Weiner 2009: 25). Darüber hin-
aus werde die Rolle des EP in der europäi-
schen Gesetzgebung durch eine hohe Re-
präsentationsungleichheit geschwächt, die 
sich, gemessen an der Bevölkerungszahl, 
durch eine Überrepräsentation der kleinen 
und eine Unterrepräsentation der großen 
Mitgliedstaaten auszeichne (vgl. Schmidt 
2008: 403). Ferner fehlt ein europaweit ein-
heitliches Wahlsystem und die Beteiligung an 
den Wahlen zum EP ist rückläufig (vgl. EP 
2012), sodass das EP trotz der Ausweitung 
des OGV nur eingeschränkt zur Verringerung 
des institutionellen Demokratiedefizits beitra-
gen kann.  

3.1.2 Das strukturelle Demokratiedefizit 

Vertreter der These des strukturellen Demo-
kratiedefizits sehen die Ursache für man-
gelnde Legitimation nicht in der schwachen 
Rolle des EP im Gesetzgebungsprozess der 
EU. Da es sich bei der EU um ein politisches 
System sui generis handele, das durch eine 
besondere Mehrebenenstruktur und eine 
komplexen Verflechtung von zahlreichen 
politischen und administrativen Ebenen ge-
kennzeichnet sei, könnten nicht die gleichen 
Maßstäbe demokratischer Legitimation an 
die EU angelegt werden, wie sie sich auf 
nationaler Ebene finden (vgl. Kohler-Koch et 
al. 2004: 130). Jedoch sei die legitimitätsstif-
tende Aufgabe des EP in anderer, strukturel-
ler Hinsicht kritisch zu bewerten: Aus Sicht 
klassischer Demokratietheorien seien Mehr-
heitsentscheidungen, wie sie im EP Anwen-
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dung finden, nur dann legitim, wenn ein de-
mos, also ein Staatsvolk, mit ausgeprägter 
kollektiver Identität existiert, dessen Willen 
durch das Parlament vertreten wird (vgl. Blat-
ter 2007a: 280). Ein Parlament sollte eine 
politische Gemeinschaft repräsentieren, die 
auf gemeinsamen historischen Erfahrungen 
und einer gemeinsamen Kultur gründet (vgl. 
Kohler-Koch et al. 2004: 216).  

Eine europäische Gemeinschaft als Voraus-
setzung für funktionierende Repräsentation 
und Mehrheitsentscheidungen sei allerdings 
in der EU, wenn überhaupt, bislang nur in 
Ansätzen existent (vgl. Kohler-Koch et al. 
2004: 216). Als Ursache hierfür sind kulturel-
le Unterschiede und ausgeprägte nationale 
Identitäten der Mitgliedstaaten anzuführen, 
die der Entwicklung einer grenzüberschrei-
tenden Identität im Weg stehen. „Bis auf den 
heutigen Tag hat sich weder ein europäi-
sches Volk mit einer kollektiven Identität noch 
ein europäischer Willensbildungsprozess mit 
europaweiten Parteien, Verbänden und Mas-
senmedien herausgebildet“ (Schmidt 2008: 
405). Eng verbunden mit dem fehlenden 
demos ist die Feststellung von Defiziten in 
Bezug auf eine europaweite Öffentlichkeit, 
die als ein wichtiges Element eines funktio-
nierenden politischen Systems gilt. Ursäch-
lich dafür sind z.B. sprachliche Barrieren, die 
die Entwicklung hin zu einer kommunikativen 
Einheit erschweren (vgl. Huget 2007: 47). 
Eine fehlende Öffentlichkeit hat vor allem 
negative Auswirkungen auf die Akzeptanz 
der politischen Ergebnisse der EU, die sich, 
wie bereits erwähnt, im schwindenden per-
missiven Konsens äußert. Gleichzeitig fehlt 
der Raum für eine transnationale Debatte 
über politische Themen. Jedoch stellt sich die 
Frage, ob eine solche kollektive Identität und 
damit verbunden eine europaweite Öffent-
lichkeit tatsächlich Voraussetzungen für ein 
demokratisch legitimiertes System sind, oder 
ob sie nicht vielmehr als Produkt demokrati-
scher Prozesse zu betrachten sind (vgl. ebd.: 
48).  

Die Diskussion über das institutionelle und 
das strukturelle Defizit wirft eine Reihe von 
Fragen hinsichtlich der demokratischen Qua-
lität der EU auf. Insbesondere das Fehlen 
eines europäischen Volkes und die Andersar-
tigkeit des politischen Systems im Vergleich 
zu Demokratien auf nationalstaatlicher Ebene 
stellen Probleme für die Übertragung traditio-
neller Demokratiekonzepte auf die supranati-
onale EU dar (vgl. Frisch 2007: 712). Da die 
EU eben nicht als Staat konzipiert ist, sind 

die Strukturen auch nicht mit denen eines 
nationalstaatlichen politischen Systems 
gleichzusetzen. Entsprechend muss der De-
mokratiebegriff, der eng an die Konzepte 
Volk und Staat gebunden ist, reflektiert und 
angepasst werden.

10
  

Ein normativer Demokratiebegriff, der die 
Entkoppelung von nationalen Konzepten 
ermöglicht und somit auf die EU angewendet 
werden kann, wird von Hüller (2008: 73) vor-
geschlagen. Demokratie sei demnach eine 
Herrschaftsordnung, die auf den folgenden 
Prinzipien beruht: politische Gleichheit, wirk-
same Rückbindung der politischen Entschei-
dungen an den Willen des Volkes und Publi-
zität (vgl. ebd.). Politische Gleichheit bezieht 
sich auf die gleichberechtigte Berücksichti-
gung der Ansprüche und Präferenzen aller 
Bürger bzw. Betroffenen und wird entweder 
über partizipative Gleichheit – also die Ein-
bindung aller Mitglieder einer Gruppe – oder 
über politische Chancengleichheit – also das 
gleiche Recht aller zur Beteiligung – erreicht 
(vgl. Hüller 2008: 73). Alternativ kann auch 
eine repräsentativ-egalitäre Beteiligung die 
Gleichheit der Bürger gewährleisten. Die 
Rückbindung der politischen Entscheidungen 
an die Bürger kann durch die Delegation von 
Entscheidungsmacht, durch die nachträgliche 
Kontrolle gefällter Entscheidungen durch die 
Bürger oder durch kollektive Selbstgesetzge-
bung sichergestellt werden (vgl. ebd.). Wel-
cher dieser Bindungsmechanismen wirksam 
wird, ist abhängig vom demokratietheoreti-
schen Ansatz, der einer Untersuchung zu-
grunde gelegt wird. Wichtig für die Wirksam-
keit eines Bindungsmechanismus ist zudem 
das Prinzip der Publizität. Damit dieses erfüllt 
ist, müssen die Bürger die Chance haben, 
sich sowohl über die Inhalte politischer Ent-
scheidungen als auch über die wesentlichen 
Verfassungsinhalte und zentralen Gegen-
stände und Positionen politischer Entschei-
dungen zu informieren (vgl. ebd.: 74f.).   

Diesem Verständnis nach ist Demokratie 
nicht länger an die Existenz eines europäi-
schen Volkes gebunden und als Regierungs- 
oder Herrschaftsform zu verstehen, sondern 
wird vielmehr als Eigenschaft von kollektiven 

                                                                 
10

 Die Auseinandersetzung mit einem geeigneten 
Demokratiebegriff beschränkt sich im Rahmen dieser 
Arbeit auf die Darstellung des Konzepts von Hüller. 
Einen weiterführenden Überblick über die ideenge-
schichtliche Entwicklung der Demokratie findet sich 
beispielsweise bei Schmidt (2008) oder Huget (2007). 
Auch Hüller (2010) führt noch detaillierter in die 
Problematik eines Demokratiebegriffs ein, der sich auf 
die EU übertragen lässt.  
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Entscheidungssystemen definiert (vgl. Ab-
romeit 2002: 164). Dadurch rückt die bislang 
gängige Übertragung von Konzepten natio-
nalstaatlich verfasster Demokratien auf die 
EU in den Hintergrund, denen zufolge der EU 
ein unüberwindbares Defizit an demokrati-
scher Legitimation zugeschrieben wird, da 
sie die nationalen Legitimationsanforderun-
gen nicht hinreichend erfüllt. Folglich scheint 
dieses Demokratieverständnis geeignet, um 
den Entstehungsprozess der EBI auf seine 
demokratische Qualität hin zu analysieren. 
Jeder der ausgewählten Demokratisierungs-
ansätze, die im Folgenden dargestellt wer-
den, enthält dabei – wenn auch mit unter-
schiedlicher Gewichtung und Fokussierung – 
Elemente, die zur Realisierung der genann-
ten Prinzipien beitragen.  

3.2 Ansätze der Demokratisierung in der EU 

Praktische Überlegungen zur Demokratisie-
rung der EU bzw. zur Verringerung des De-
mokratiedefizits sind auf eine Ausweitung 
des Mitspracherechts des EP im europäi-
schen Entscheidungsprozess ausgerichtet. 
Vor allem die Frage nach der Initiierung von 
Gesetzgebung steht dabei im Mittelpunkt. 
Bislang obliegt es gemäß Artikel 17 Absatz 2 
EUV allein der Kommission, einen Gesetzes-
vorschlag zu initiieren (vgl. ABl. EU 2010: 
25). Dieses Initiativmonopol der Kommission 
wird auch durch die indirekten Aufforderungs-
rechte des EP (Art. 225 AEUV), des Rates 
(Art. 241 AEUV) und neuerdings auch der 
Bürger (Art. 11 Abs. 4 EUV) nicht einge-
schränkt, da sich die Kommission vorbehält, 
unter Angabe von Gründen der jeweiligen 
Aufforderung nicht zu folgen (vgl. ABl. EU 
2010: 150). Dadurch kann sie die inhaltliche 
Konturierung der europäischen Gesetzge-
bung maßgeblich beeinflussen (vgl. Kohler-
Koch et al. 2004: 215). Die tatsächlichen 
Gestaltungsrechte des EP greifen meist erst 
dann, wenn viele inhaltliche Festlegungen 
bereits getroffen sind (vgl. ebd.). Institutionel-
le Reformen zur Stärkung der repräsentati-
ven Demokratie seien also notwendig (vgl. 
Kohler-Koch 2011b: 24). In dieser Überle-
gung spiegelt sich erneut die Übertragung 
nationalstaatlicher Konzepte von Demokratie 
auf die EU wider, sodass deren tatsächlicher 
Beitrag zu einer Verringerung des Demokra-
tiedefizits fraglich ist. 

Zudem hat die Suche nach Ansätzen zur 
Verbesserung der demokratischen Kontrolle 
trotz des Fehlens einer europäischen politi-

schen Gemeinschaft in den letzten Jahren 
zunehmend Aufmerksamkeit in der For-
schung gefunden (vgl. ebd.). Solche Ansätze 
konzentrieren sich auf die Einbindung von 
sogenannten Stakeholdern und von Vertre-
tern allgemeiner Interessen in politische Ent-
scheidungsprozesse, um die Effizienz des 
Systems zu verbessern (vgl. ebd.: 23). Da-
neben werden die Öffnung der europäischen 
Politik für die Zivilgesellschaft und die Aus-
weitung zivilgesellschaftlicher Partizipation, 
die eine Stärkung der demokratischen Legi-
timation verspricht, als Ansätze für eine nicht-
parlamentarische Lösungsstrategie des De-
mokratiedefizits angeführt (vgl. ebd.: 19). Im 
Folgenden wird der Beitrag der Zivilgesell-
schaft zur Demokratisierung der EU erläutert 
und ein Überblick über verschiedene Kon-
zepte und Definitionen gegeben.  

3.2.1 Zivilgesellschaft 

Der Begriff der Zivilgesellschaft bedarf einer 
genaueren Betrachtung, da er gleichermaßen 
Mythos, normative Gesellschaftsvorstellung, 
vielgestaltige soziale Realität und Gegen-
stand politischer Gestaltung ist (vgl. Kohler-
Koch 2011a: 48). Deshalb muss das der 
Arbeit zugrunde liegende Verständnis von 
Zivilgesellschaft geklärt und die Definition, 
die in der EU Anwendung findet, in das 
Spektrum verschiedener Konzepte eingeord-
net werden. Dass auf politischer und wissen-
schaftlicher Ebene sehr unterschiedliche 
Konzeptionen von Zivilgesellschaft existieren, 
die sich vor allem im Hinblick darauf unter-
scheiden, welche Organisationen und Ver-
bände als zivilgesellschaftlich qualifiziert 
werden und welche Funktion ihnen zugewie-
sen wird, erschwert eine Begriffsbestimmung 
zusätzlich. Auch in der EU wird die unklare 
Verwendung des Begriffs beklagt: „Many of 
the numerous translators and interpreters 
working for the European institutions confirm 
that the term civil society is a pure nightmare 
because it lacks any reliable content“ (Freise 
2008c: 23). 

Trotz der Unschärfe des Begriffs hat sich das 
Konzept der Zivilgesellschaft seit den 1990er 
Jahren sowohl für politische Akteure in der 
EU als auch in der (Europa-) Wissenschaft 
zu einem Dauerthema entwickelt (vgl. Frantz 
2009: 9). Dabei ist der inflationäre Gebrauch 
des Begriffs einerseits auf die Umbrüche in 
Europa um 1989/1990 zurückzuführen, die 
die Bedeutung der Zivilgesellschaft für die 
Transformation der ehemals kommunisti-
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schen osteuropäischen Staaten hin zu De-
mokratie deutlich gemacht haben (vgl. Ka-
elble 2003: 269). Andererseits wurde der 
Begriff mit Gewaltfreiheit der gesellschaftli-
chen Beziehungen assoziiert, insbesondere 
als eine „Reaktion auf die Rückkehr der ge-
walttätigen ethnischen Konflikte besonders in 
Südosteuropa, aber auch in Afrika, und auf 
das Andauern der Gewalttätigkeit in Nordir-
land und im spanischen Baskenland“ (ebd.). 
Darüber hinaus haben die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten der 1970er und 1980er Jah-
re dazu geführt, dass sich in der Krise des 
modernen Wohlfahrtsstaates die Zivilgesell-
schaft als neue Option nichtstaatlich organi-
sierter Hilfe für Unterstützungsbedürftige 
etabliert hat (vgl. ebd.).  

Schließlich gilt die bereits aufgeworfene Fra-
ge nach der demokratischen Legitimation der 
EU als Ursache für das gesteigerte Interesse 
am Konzept der Zivilgesellschaft (vgl. 
Knodt/Finke 2005: 11), weil die Herausbil-
dung einer europäischen Identität, welche 
Mehrheitsentscheidungen in der EU erst 
akzeptabel macht, eng an das Vorhanden-
sein einer europäisch-transnationalen Zivil-
gesellschaft geknüpft wird (vgl. Adloff 2005: 
137). Dass Zivilgesellschaft zunehmend auch 
ins Blickfeld der EU-Institutionen gerückt ist, 
spiegelt sich bereits im Weißbuch „Europäi-
sches Regieren“ aus dem Jahr 2001 wider. 
Darin wird die Einbindung der Zivilgesell-
schaft als ein Aktionsbereich unter anderen 
genannt (vgl. KOM-EG 2001: 13). Obwohl im 
Weißbuch de facto die Öffnung der Politik für 
die Zivilgesellschaft zeigte, blieben konkrete 
Regeln und Verfahren sowie eine eindeutige 
Rollenzuweisung offen (vgl. Kohler-Koch 
2011b: 29). Nachdem sich der Konvent in 
den Jahren 2002/03 über eine Aufnahme 
partizipativer Demokratie in den Verfas-
sungsvertrag geeinigt hatte (vgl. ABl. EU 
2004: 34f.),

11
 welcher jedoch an den negati-

ven Referenden in Frankreich und den Nie-
derlanden 2005 scheiterte, wurde zivilgesell-
schaftliche Partizipation de jure erst durch 
institutionelle Reformen im Zuge des Ver-
trags von Lissabon verankert.  

Der Überblick über die Ursachen für das 
Aufleben des Konzepts zeigt, dass der Be-
griff der Zivilgesellschaft meist als Antwort 
auf gesellschaftliche Missstände (vgl. Freise 
2008c: 25) oder als „Allheilmittel gegen die 

                                                                 

11
 Eine detailliertere Analyse der Abläufe im Konvent und 

der Aufnahme des Prinzips der partizipativen Demo-
kratie in den Verfassungsentwurf erfolgt in Kapitel 4.2. 

Verwerfungen in der sozialen Welt“ angese-
hen wurde (Adloff 2005: 7). In Bezug auf die 
heutige Situation in der EU ist dabei von ei-
ner Gleichzeitigkeit mehrerer Missstände 
auszugehen, für die das Konzept der Zivilge-
sellschaft als Lösung angesehen wird. Als 
Beispiele hierfür sind unverhältnismäßig star-
ke Wohlfahrtsstaaten, autoritäre Regime in 
direkter Nachbarschaft zur EU oder eben das 
Demokratiedefizit europäischen Regierens zu 
nennen (vgl. Freise 2008c: 26ff.). Daher wird 
der Begriff Zivilgesellschaft in diesen diver-
sen Zusammenhängen mit je unterschiedli-
cher Bedeutung angewendet. Eine eindeuti-
ge Definition ist dementsprechend für eine 
gezielte Verwendung des Begriffs umso not-
wendiger, aber zugleich problematisch. 

„Die Zivilgesellschaft wird häufig als vitale 
Vielfalt freiwilliger gesellschaftlicher Organi-
sationen und Assoziationen konzipiert, die 
eine gesellschaftliche Sphäre jenseits von 
Markt und Staat konstituiert“ (Knodt/Finke 
2005: 13). Darüber hinaus gelten die Auto-
nomie der Zivilgesellschaft gegenüber dem 
Staat, die nicht zentrale Organisation der 
Zivilgesellschaft sowie die Verknüpfung mit 
Öffentlichkeit als unumstrittene und gemein-
same Grundlagen der verschiedenen Kon-
zeptionen des Begriffs (vgl. Kaelble 2003: 
270). In Bezug auf den Beitrag von Zivilge-
sellschaft zur Demokratie zeigen verschiede-
ne Definitionen, dass von zwei grundsätzlich 
divergierenden Auffassungen des Begriffs 
ausgegangen werden muss. 

Zivilgesellschaft wird entweder als politische 
oder als gesellschaftliche Größe konzipiert 
(vgl. Kohler-Koch 2011a: 56). Die politische 
Konzeption verortet sie im intermediären 
Raum zwischen Staat, Ökonomie und Ge-
sellschaft. Ihre Funktion sei es, die Interes-
sen der Bürger im politischen Prozess zu 
repräsentieren (vgl. ebd.). Dem gegenüber 
stehen Definitionen, die Zivilgesellschaft als 
Ort der Partizipation betrachten und die ge-
sellschaftliche Ebene betonen (vgl. ebd.: 59). 
Ihnen ist gemein, dass sie der Zivilgesell-
schaft die Aufgabe zuschreiben, Arenen bür-
gerlicher Partizipation und eine Infrastruktur 
für öffentlichen Diskurs zu bieten sowie orga-
nisierte Kommunikation zu ermöglichen (vgl. 
ebd. 55). 

Welche Art von Verbänden der Begriff Zivil-
gesellschaft dabei jeweils umfasst, hängt eng 
mit der zugeschriebenen Funktion zusam-
men. Steht die Repräsentationsfunktion im 
Zentrum, werden fast alle Verbände als zivil-
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gesellschaftliche Organisationen (ZGO) klas-
sifiziert, „unabhängig davon, ob sie Unter-
nehmens-, Berufs-, Gewerkschafts- oder 
Allgemeininteressen vertreten“ (ebd.: 59). 
Anhänger der gemeinwohlorientierten Defini-
tion von Zivilgesellschaft hingegen gehen von 
einem engeren Verständnis aus und unter-
scheiden die Verbände nach den jeweils 
vertretenen Interessen, sodass folglich Wirt-
schafts-, Berufs- und Gewerkschaftsverbän-
de nicht als ZGO gelten (vgl. ebd.).  

Die in der EU angewandte Definition von 
Zivilgesellschaft lässt sich der politischen 
Auffassung zuschreiben. ZGO werden inso-
fern als Teil der politischen Sphäre konzi-
piert, als dass sie Probleme in die Diskussion 
einbringen, als Agenda Setter fungieren und 
die Formulierung von Politik beeinflussen 
können. Für den Policy Cycle sind also die 
Phasen des Agenda Setting und der Politik-
formulierung für die Einbindung von ZGO von 
Bedeutung. Beispielsweise „nehmen [sie] an 
Konsultationen teil, aber nicht an den eigent-
lichen Entscheidungen. Sie haben eine 
Stimme, aber kein Stimmrecht“ (Kohler-Koch 
2011a: 66). In Dokumenten des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses (vgl. ABl. EG 1999: 
31ff.) sowie im Weißbuch „Europäisches 
Regieren“ der Kommission aus dem Jahr 
2001 wird definiert, welche Organisationen 
der Begriff umfasst: 

„Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände (‚Sozialpartner‘), Nichtregie-
rungsorganisationen, Berufsverbände, 
gemeinnützige Einrichtungen, gesell-
schaftliche Basisgruppen, Organisatio-
nen, über die sich die Bürger am loka-
len und kommunalen Leben beteiligen, 
insbesondere Kirchen und Religions-
gemeinschaften.“ (KOM-EG 2001: 19)  

Es wird also deutlich, dass nicht nur Vertreter 
gesellschaftlicher Interessen, sondern eben 
auch wirtschaftliche Lobbyorganisationen 
unter den Begriff der Zivilgesellschaft gefasst 
werden (vgl. Freise 2008c: 24). In Anlehnung 
an das in der EU angewendete Konzept von 
Zivilgesellschaft wird dieser Arbeit ein weitge-
fasstes Verständnis von ZGO zugrunde ge-
legt, das die Organisationen nicht hinsichtlich 
der vertretenen Interessen voneinander un-
terscheidet. Dementsprechend sind auch 
Wirtschafts-, Berufs- und Gewerkschaftsver-
bände gemeint, wenn von ZGO die Rede ist. 
Als begriffliche Abgrenzung stehen den ZGO 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) ge-
genüber, die allgemeine gesellschaftliche 

Interessen bündeln und in den politischen 
Prozess hinein tragen (vgl. Kohler-Koch 
2011a: 10).  

3.2.2 Direkte Demokratie 

Neben der Einbindung zivilgesellschaftlicher 
Akteure in die Entscheidungsprozesse auf 
europäischer Ebene rückte mit der direkten 
Demokratie ein inputorientiertes

12
 Instrument 

als Lösungsoptionen für das Demokratiedefi-
zit zunehmend in den Blick (vgl. Seeger 
2008: 236). Vor allem die Einführung der EBI, 
die oft als erstes transnationales Instrument 
direkter Demokratie aufgefasst wird, unter-
streicht die Bedeutung direktdemokratischer 
Ansätze für die Verringerung des Demokra-
tiedefizits (vgl. Kaufmann, B. 2010a).  

Als Urform der direkten Demokratie gilt das 
politische System der antiken polis, in der 
alle Entscheidungen direkt von der Agora, 
also der Volksversammlung, getroffen wur-
den (vgl. Schiller 2002: 11). Direkte Demo-
kratie war diesem Verständnis zufolge ein 
Herrschaftssystem, in dem das Volk insge-
samt die politische Macht ausübte (vgl. ebd.). 
Als praktikabel erwies sich das Prinzip der 
Volksherrschaft damals vor allem deshalb, 
weil es sich bei der polis um ein sehr kleines 
Gemeinwesen handelte. Heutige politische 
Systeme zeichnen sich hingegen durch deut-
lich größere Gemeinwesen aus, sodass di-
rekte Demokratie als Herrschaftssystem nur 
noch auf subnationaler Ebene anzutreffen ist. 
Daher wird der Begriff der direkten Demokra-
tie in der gegenwärtigen wissenschaftlichen 
und politischen Diskussion vor allem als poli-
tisches Entscheidungsverfahren konzipiert 
und als Ergänzung und Korrektur vorhande-
ner Strukturen repräsentativer Demokratie in 
modernen Gesellschaften betrachtet (vgl. 
Schiller 2002: 11). Weltweit haben sich Struk-
turen direkter Demokratie als wichtige In-
strumente der Entscheidungsfindung in re-
präsentativen Demokratien etabliert. In Euro-
pa weisen mehrere Staaten plebiszitäre Ele-
mente auf zentralstaatlicher und lokaler Ebe-
ne auf. Insbesondere die Schweiz kann als 
Paradebeispiel für gelebte direkte Demokra-
tie herangezogen werden (vgl. Schmidt 2008: 
339).  

                                                                 

12
 Der Begriff spielt auf Unterscheidung zwischen Inputs 

und Outputs an, auf die Easton (1965) im Rahmen 
seiner Systemtheorie hingewiesen hat. Legitimation über 
die Inputseite erfolgt durch Wahlen und Abstimmungen, 
über die Outputseite durch effektive politische Entschei-
dungen (vgl. Scharpf 1999: 16).   
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Unter direkte Demokratie fällt zunächst „die 
Möglichkeit der Bürger, Sachentscheidungen 
über politische Fragen durch Abstimmung 
selbst mehrheitlich zu treffen und sie mög-
lichst durch ein Begehren auch zu initiieren“ 
(von Arnim 2001: 39).

13
 Diese Möglichkeit 

entsteht nur unter der Voraussetzung, dass 
die Verfahren direkter Demokratie durch die 
jeweilige Verfassung oder weitere Rechts-
vorschriften geregelt sind (vgl. Kost 2008: 
23). Erst durch die rechtliche Verankerung 
können die stimmberechtigten Bürger eines 
Staates, eines Bundeslandes oder einer 
Kommune „politische Sachfragen durch Ab-
stimmung selbst und unmittelbar entscheiden 
bzw. auf die politische Agenda setzen“ 
(ebd.). Der Fokus direkter Demokratie liegt 
also nicht ausschließlich auf der Abstimmung 
der Bürger über politische Sachfragen, son-
dern schließt ebenso die Initiierung von Be-
gehren als Teil der demokratischen Willens-
bildung ein.  

Direkte Demokratie umfasst verschiedene 
Formen und Instrumente der Beteiligung, die 
sich „nach den vorgesehenen Entschei-
dungsgegenständen, nach dem Grad der 
Verbindlichkeit des Votums und vor allem 
danach, welche Personen oder Instanzen 
eine Volksabstimmung auslösen können, 
[unterscheiden]“ (Schiller 2002: 13f.). Gerade 
die Auslösungskompetenz einer Volksab-
stimmung oder eines -entscheides ist ein 
wichtiges Merkmal direktdemokratischer In-
strumente (vgl. Walter-Rogg 2008: 239). 
Auch Kaufmann (B. 2010b: 37) macht auf 
drei Fragen aufmerksam, hinsichtlich derer 
direktdemokratische Verfahren voneinander 
zu unterscheiden sind: Wer ist der Autor ei-
nes Abstimmungsvorschlags? Durch wen 
oder was wird das Verfahren initiiert? Und 
wer trifft die Entscheidung? Mithilfe dieser 
drei Fragen unterscheidet Kaufmann (B. 
2010b: 35) drei Typen direktdemokratischer 
Verfahren: Initiativen, Referenden und Ple-
biszite. Jeder dieser Typen kann dabei so-
wohl dezisiven, also bindenden, als auch 
konsultativen, sprich beratenden Charakter 
haben (vgl. Walter-Rogg 2008: 239). Initiati-
ven und Referenden lassen sich zudem in 

                                                                 

13
 Abstimmungen über Personalfragen werden oftmals 

auch als direktdemokratisch bezeichnet. Kaufmann (B. 
2010b: 35) spricht sich jedoch dafür aus, dass in die 
Typologie direktdemokratischer Verfahren nur diejenigen 
aufgenommen werden sollten, die obengenannter Defini-
tion von direkter Demokratie entsprechen. Die folgenden 
Ausführungen beziehen also keine personenbezogenen 
Volksabstimmungen ein.  

weitere Unterformen unterteilen (vgl. Kauf-
mann, B. 2010b: 38ff.).

14
  

Dieser Typologie moderner direkter Demo-
kratie zufolge beinhalten Initiativen solche 
Vorgänge, bei denen der Verfasser des zur 
Abstimmung stehenden Vorschlags auch der 
Initiator des Vorgangs ist (vgl. Kaufmann, B. 
2010a: 33). Initiativen können als “bottom-
up”-Instrument bezeichnet werden, da sie 
meist von den Bürgern direkt ausgelöst wer-
den. Sie sind „dadurch charakterisiert, dass 
eine Minderheit, normalerweise eine festge-
legte Mindestzahl von Bürgerinnen und Bür-
gern, das Recht hat, der Öffentlichkeit ein 
neues oder überarbeitetes Gesetz vorzu-
schlagen“ (ebd.: 34). Als eine Unterform der 
Initiative gelten sogenannte Bürger- oder 
Volksinitiativen, die es einer bestimmten An-
zahl von Wahlberechtigten ermöglichen, im 
Regelfall das Parlament dazu zu veranlas-
sen, „im Sinne der Initiatoren tätig zu werden“ 
(Walter-Rogg 2008: 240). Die Bürger erhal-
ten die Möglichkeit, ein Thema auf die Agen-
da zu setzen. Folgen die Entscheidungsträ-
ger dem Anliegen der Initiative nicht, können 
die Initiatoren eine Volksabstimmung über 
ihren Vorschlag erzwingen (vgl. Kaufmann, 
B. 2010a: 35).  

Eine schwächere Unterform der Initiative ist 
die Agenda-Initiative, die einer festgelegten 
Zahl von wahlberechtigten Bürgern lediglich 
das Recht einräumt, ein Thema auf die politi-
sche Tagesordnung zu setzen, indem sie der 
zuständigen staatlichen Institution einen Vor-
schlag für die Einführung eines neuen Ge-
setzes oder einer Maßnahme unterbreiten 
(vgl. ebd.). Im Unterschied zur Volksinitiative 
kann keine Abstimmung über den Vorschlag 
durch die Initiatoren erzwungen werden, 
sondern die Entscheidung über den weiteren 
Umgang mit dem Vorschlag obliegt der zu-
ständigen Institution (vgl. ebd.). 

Bei Referenden hingegen entspricht der Ver-
fasser des zur Abstimmung stehenden Vor-
schlags nicht dem Initiator. Referenden be-
zeichnen Vorgänge, die eine Volksabstim-
mung über ein wichtiges Sachthema, z.B. 
über eine Verfassungsänderung oder eine 
Gesetzesvorlage, vorsehen (vgl. ebd.). Der 
zur Abstimmung stehende Vorschlag kann 
von den Bürgern entweder angenommen 
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 Die folgende Darstellung erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit. Ein detaillierter Überblick über sämtliche 
Unterformen von Initiativen und Referenden findet sich 
bei Kaufmann (B. 2010a/b).  
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oder abgelehnt werden. Wird die Volksab-
stimmung durch ein Gesetz ausgelöst, das 
die Durchführung für bestimmte Fälle vor-
schreibt, ist die Rede von einem obligatori-
schen Referendum (vgl. Kaufmann, B. 
2010a: 36). Ein Volksreferendum, oder auch 
popular referendum, wird hingegen durch 
eine festgelegte Mindestzahl von Bürgern 
ausgelöst. Diese Unterform zeichnet sich 
dadurch aus, dass die Bürger vorschlagen 
können, dass über einen bereits gefassten 
Beschluss eines Gesetzgebungsorgans per 
Referendum entscheiden werden soll (vgl. 
Walter-Rogg 2008: 240). Damit hat dieses 
Instrument korrektiven Charakter im Hinblick 
auf legislative Entscheidungen der gesetzge-
benden Organe (vgl. Kaufmann, B. 2010a: 
36).  

Als dritte Unterform schließlich gilt das Refe-
rendum, das durch eine parlamentarische 
Minderheit ausgelöst werden kann (vgl. 
ebd.). „Dieser Vorgang gibt einer parlamenta-
rischen Minderheit die Möglichkeit auf die 
Bremse zu treten und den Wählerinnen und 
Wählern das letzte Wort zu geben“ (ebd.). 
Ein Nachteil von Referenden ist, dass die 
Bürger im Unterschied zu Initiativen lediglich 
reagieren, nicht aber eigenständig und gegen 
den Willen der Regierenden Fragen auf die 
politische Tagesordnung setzen können (vgl. 
Walter-Rogg 2008: 240).  

Plebiszite schließlich umfassen Verfahren, in 
denen die Regierung einen Vorschlag sowohl 
verfasst als auch die Abstimmung darüber 
initiiert (vgl. Walter-Rogg 2008: 240). Sie 
werden als öffentliche Konsultation definiert, 
deren Anwendung – einschließlich Thema 
und Zeitpunkt – durch die Staatsorgane kon-
trolliert wird (vgl. Kaufmann, B. 2010b: 41f.). 
Es handelt sich also um ein „top-down“-
Instrument, das den Bürgern lediglich die 
Chance gibt, sich an einer Abstimmung über 
bereits verhandelte politische Themen zu 
beteiligen. Oftmals liegt sogar bereits ein 
Beschluss des Parlaments zum politischen 
Sachverhalt vor (vgl. Walter-Rogg 2008: 
240). Das zumeist konsultative Plebiszit er-
füllt dann die Funktion, die Legitimität der 
politischen Entscheidungen zu stärken (vgl. 
Kaufmann, B. 2010b: 41). Da im Zusammen-
hang mit der Einführung der EBI Plebiszite 
keine Rolle spielten, wird auf die Einzelheiten 
des Instruments im Rahmen dieser Arbeit 
nicht näher eingegangen. 

Bei der Betrachtung dieser unterschiedlichen 
Typen und Unterformen direkter Demokratie 

wird deutlich, dass immer wieder auf den 
Begriff des Volkes Bezug genommen wird. 
Wie bereits oben ausgeführt ist die Diskussi-
on um die Existenz eines europäischen de-
mos als Voraussetzung für Demokratie ein 
zentraler Bestandteil der Debatte um das 
Demokratiedefizit der EU. Zudem hat gerade 
die in Kapitel 3.2 erläuterte Definition von 
Demokratie die Ablösung des Demokratiebe-
griffs von der Existenz eines Volkes ermög-
licht, indem Demokratie nicht mit der Exis-
tenz eines demos, sondern vielmehr mit poli-
tischer Gleichheit, mit der Rückbindung poli-
tischer Entscheidungen an die Bürger und 
mit Öffentlichkeit verknüpft wird. Hinsichtlich 
direkter Demokratie ist daher oft nicht vom 
Volk, sondern z.B. von der Wählerschaft die 
Rede (vgl. Kaufmann, B. 2010b: 37) oder – 
wie auch in der offiziellen Verordnung der EU 
zur EBI – von den Bürgern (vgl. ABl. EU 
2011: 4).  

In der wissenschaftlichen und politischen 
Debatte ist direkte Demokratie ein umstritte-
nes Thema. Obwohl sich direktdemokrati-
sche Instrumente wie bereits gezeigt als Er-
gänzung zu repräsentativen Strukturen in 
modernen Demokratien etabliert haben, wer-
den sie nicht durchweg positiv bewertet. Ei-
nerseits würden direktdemokratische Instru-
mente die Rationalität politischer Entschei-
dungen durch mangelnde Sachkompetenz 
und politische Informiertheit der Bürger ein-
schränken (vgl. Walter-Rogg 2008: 243). 
Gerade im Zusammenspiel mit demagogi-
schen Tendenzen der politischen Führung 
gehe deshalb von direkter Demokratie sogar 
eine Gefahr für das politische System aus 
(vgl. Schmidt 2008: 352f.). Hinzu kommt, 
dass durch direkte Demokratie zwar die 
Quantität der Beteiligung, nicht aber deren 
Qualität verbessert würde (vgl. ebd.).  

Andererseits sehen Kritiker gerade in der 
starken direkten Einbindung der Bürger eine 
Schwächung der repräsentativen Institutio-
nen: „Vor allem das Parlament als Gesetzge-
ber aber auch die Parteien verlören durch 
eine Zunahme von Volksabstimmungen ihre 
Legitimation“ (Walter-Rogg 2008: 243). Damit 
wird direkte Demokratie als Konkurrenz oder 
sogar als Bedrohung für repräsentative De-
mokratie und nicht als deren Ergänzung ver-
standen (vgl. Kaufmann, B. 2010b: 34). Eine 
Verlangsamung der Entscheidungsprozesse 
würde zudem die Politikgestaltung ineffizien-
ter werden lassen (vgl. Walter-Rogg 2008: 
243). 
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Der Kritik wird entgegengehalten, dass die 
Kombination von direkten und repräsentati-
ven Elementen eine größere Beteiligung der 
Bürger an politischen Entscheidungsprozes-
sen sowie eine Stärkung der Rolle von Min-
derheiten gewährleisten könne, die bislang 
nicht in politischen Entscheidungsprozessen 
beteiligt waren (vgl. Schubert/Klein 2006: 81). 
Ein direkter Austausch zwischen Regieren-
den und Regierten wirke zudem einer Domi-
nanz der politischen Elite entgegen und stär-
ke sowohl die Legitimation als auch die Ak-
zeptanz der politischen Ergebnisse in der 
Bevölkerung. Dazu würden verlängerte und 
verlangsamte Entscheidungsprozesse billi-
gend in Kauf genommen (vgl. Walter-Rogg 
2008: 243f.). Schmidt (2008: 351) unter-
streicht als Vorteil direkter Demokratie dar-
über hinaus, dass die Responsivität, also die 
Rückbindung politischer Entscheidungen an 
die Interessen der Bürger, verbessert wird. 
Zusätzlich käme es zu einer Versachlichung 
der Debatte, die auch zur politischen Bildung 
des Volkes bzw. der Bürger beitrage (vgl. 
Schmidt 2008: 351). Damit messen Befür-
worter direkter Demokratie dem Prinzip der 
Publizität eine große Bedeutung zu, da durch 
eine öffentliche Debatte über die abzustim-
menden Themen das Bewusstsein einer 
Mitverantwortung in der Bevölkerung gestei-
gert werde (vgl. Evers 2001: 35) und gleich-
zeitig auch Argumente in die Debatte einge-
bracht werden könnten, die sonst eher über-
hört würden (vgl. Gross 2002: 333).  

Aus diesen Ausführungen zu Vor- und Nach-
teilen direkter Demokratie lassen sich Motive 
für die unterschiedliche Positionierung von 
zivilgesellschaftlichen und institutionellen 
Akteuren zur EBI ableiten, die deren Aktivitä-
ten und Verhalten im Policy Making Prozess 
bestimmt haben. Hierzu wird von der An-
nahme ausgegangen, dass mehr direkte 
Demokratie aus der Sicht von gewählten 
Amtsinhabern – unabhängig davon, ob sie 
ins Amt gewählt oder auf anderem Weg er-
nannt wurden – unpopulär sei, da sie das 
Prinzip der Volksherrschaft sowie in der Pra-
xis eine Gewaltenteilung mit sich bringe (vgl. 
Kaufmann, B. 2010b: 33). Dieser Annahme 
folgend kann aus der Theorie der direkten 
Demokratie die Hypothese abgeleitet wer-
den, dass die Aufnahme der EBI in europäi-
sche Verträge auf die Initiative zivilgesell-
schaftlicher Akteure zurückzuführen ist und 
nicht im Interesse der Kommission, des Ra-
tes und des EP lag.  

Aus der Perspektive der Kommission wäre 
durch die Einführung direktdemokratischer 
Instrumente eine Aufweichung ihres Initiativ-
monopols zu befürchten, da Volks- und 
Agenda-Initiativen sowie Referenden den 
Bürgern die Möglichkeit geben, eigene The-
men auf die politische Tagesordnung zu set-
zen und eine korrektive Rolle im Entschei-
dungsprozess einzunehmen. Daher wird 
davon ausgegangen, dass direkte Demokra-
tie nicht im Interesse der Kommission lag, 
weshalb sie sich von Beginn an dagegen 
positioniert hat. Da jedoch die EBI aufgrund 
veränderter Entscheidungsstrukturen im 
Konvent ihren Weg in die Verfassung gefun-
den hat und später in den Vertrag von Lissa-
bon überführt wurde, hat die Kommission im 
Prozess der rechtlichen Umsetzung die Posi-
tion eingenommen, möglichst restriktive Re-
gelungen zu fordern, um ihr Initiativmonopol 
aufrecht zu erhalten, so die Vermutung. Glei-
ches gilt für den Rat, jedoch mit dem Unter-
schied, dass dieser nicht um sein Initiativ-
recht fürchten musste, sondern seine starke 
Position im Entscheidungsgefüge der EU 
aufrecht erhalten wollte.  

In Bezug auf die Bedeutung des EP inner-
halb der politischen Entscheidungsverfahren 
haben die Ausführungen zur direkten Demo-
kratie gezeigt, dass direktdemokratische 
Einbindung und Beteiligung der Bürger als 
Schwächung der Rolle eines Parlaments als 
repräsentative Institution aufgefasst werden 
kann. Die Mitwirkungsmöglichkeiten des EP 
wurden in den vergangenen Jahren kontinu-
ierlich ausgebaut, sodass seine Rolle im 
politischen Machtgefüge der EU gestärkt 
wurde. Vor diesem Hintergrund wird von der 
Vermutung ausgegangen, dass auch das EP 
als repräsentative Institution bzw. seine Ver-
treter im Konvent und dem sich anschließen-
den Zeitraum bis hin zur rechtlichen Ausge-
staltung eine kritische Position zur Einfüh-
rung direktdemokratischer Elemente einge-
nommen und sich für eine restriktive Umset-
zung der EBI eingesetzt haben. 

Einzig zivilgesellschaftliche Akteure, so die 
Hypothese, die im Sinne der Repräsentati-
onsfunktion als Sprachrohr der Bevölkerung 
fungieren und deren Interessen in den politi-
schen Entscheidungsprozess einspeisen, 
befürworteten die Einführung direktdemokra-
tischer Instrumente in der EU – einerseits, 
um dem sinkenden Vertrauen der Bürger in 
die EU-Institutionen entgegen zu wirken, 
andererseits, um einen Mangel an Partizipa-
tionsmöglichkeiten auszugleichen. Vermutlich 



MES-Perspektiven 01/2013 

21 

 

setzten sich die beteiligten ZGO deshalb für 
die Einführung und eine bürgerfreundliche 
Umsetzung der EBI ein.  

3.2.3 Partizipative Demokratie 

In der theoretischen Auseinandersetzung mit 
dem Demokratiedefizit der EU rückten neben 
der direkten Demokratie in den letzten Jahr-
zehnten Ansätze partizipativer Demokratie in 
den Blick. Diese Entwicklung ist – analog 
zum Aufleben des Konzepts der Zivilgesell-
schaft – auf eine Kritik an und eine Abgren-
zung von eliten- und rein outputzentrierten 
Demokratietheorien zurückzuführen, die die 
politikwissenschaftlichen Debatten des 20. 
Jahrhunderts beherrschten (vgl. Freise 
2008b: 9). Verschiedene Ansätze haben sich 
herausgebildet, denen jedoch gemein ist, 
dass sie gesellschaftlicher Beteiligung an 
politischen Entscheidungsprozessen neues 
Gewicht beimessen (vgl. Huget 2007: 143). 
Erst wenn möglichst viele Mitglieder der Ge-
sellschaft am politischen Geschehen teilha-
ben können, und zwar im Sinne von Teilneh-
men, Teilhaben oder Seinen-Teil-Geben, ist 
diesen Ansätzen zufolge ein politisches Sys-
tem legitim oder stabil (vgl. Schmidt 2008: 
236). Mit diesem Anspruch wird also die Fra-
ge in den Mittelpunkt gerückt, „wie die demo-
kratische Kontrolle und Rückbindung von 
Herrschaft ‚jenseits‘ des etablierten Modells 
parlamentarischer Kontrolle erfolgen kann“ 
(Kohler-Koch et al. 2004: 223). 

Wie im Ansatz der direkten Demokratie ist es 
das Hauptanliegen der partizipativen Demo-
kratietheorien, repräsentativ verfasste politi-
sche Systeme durch Verfahren und Instru-
mente zu erweitern, die eine Beteiligung über 
die Möglichkeit zur Teilnahme an Wahlen 
hinaus erlauben (vgl. Huget 2007: 141). Nur 
so könne zu einer bewussten Politisierung 
und zu einer Gemeinwohlorientierung breiter 
Bevölkerungsschichten beigetragen werden 
(vgl. Huget 2007: 141). Damit bleibt Demo-
kratie nicht auf die politische Sphäre be-
schränkt, sondern wird als Lebenspraxis 
aufgefasst, die sich auf die anderen Sphären, 
insbesondere die ökonomische, ausdehnen 
soll (vgl. ebd.). Partizipation dient also einer-
seits als Instrument gesellschaftlicher Eman-
zipation, andererseits als Rückbindungsme-
chanismus politischer Willensbildungspro-
zesse an die Politikbetroffenen (vgl. Kohler-
Koch 2011c: 24).  

Im Folgenden werden die assoziative und die 
deliberative Demokratie als zwei verschiede-
ne Ansätze partizipativer Demokratietheorien 
beleuchtet.  

Assoziative Demokratie 

Vertreter der assoziativen Demokratie kon-
zentrieren sich primär auf die Demokratisie-
rung der mittleren Ebene zwischen Staat und 
Gesellschaft. Im Zentrum der assoziativen 
Demokratie stehen Verbände, Vereinigungen 
und Bewegungen, die neben weiteren Optio-
nen gesellschaftlicher Partizipation an politi-
schen Prozessen auch die Möglichkeit einer 
gesellschaftlichen Selbststeuerung und 
Chancen für eine verbesserte Implementie-
rung politischer Entscheidungen schaffen 
(vgl. Blatter 2007a: 276). Der Zivilgesellschaft 
wird die Rolle zugesprochen, gesellschaftli-
che Interessen und Präferenzen themenspe-
zifisch und funktional durch ZGO in den poli-
tischen Entscheidungsprozess einzubringen 
(vgl. Huget 2007: 121). Somit wird die parla-
mentarische Repräsentation durch die In-
tegration von zivilgesellschaftlichen Verbän-
den in bestehende politische Strukturen und 
Institutionen ergänzt, ohne diese jedoch ab-
zulösen. Im Unterschied zur direkten Demo-
kratie verbleibt „die letzte Entscheidungs-
macht […] bei diesen politischen Institutio-
nen“ (Eising 2001: 294). 

Die Integration von ZGO in das politische 
System kann dabei auf zweierlei Weise erfol-
gen: Entweder wird autoritative Gewalt an 
einzelne nicht-staatliche Akteure oder an 
repräsentative Gruppen von Organisationen 
übertragen, oder zivilgesellschaftliche Akteu-
re übernehmen vermittelnde Funktionen (vgl. 
Hüller 2010: 118). Ein Beispiel für letzteres 
ist gegeben, „wenn sich staatliche Akteure im 
Entscheidungsprozess wesentlich auf die 
Beiträge aus der Zivilgesellschaft stützen (auf 
Expertise und Forderungen)“ (ebd.). Die De-
legation von autoritativer Macht an einzelne 
nicht-staatliche Akteure hat hingegen zum 
Ziel, zu einer Dezentralisierung der Macht 
und zur Steigerung von Effektivität beizutra-
gen (vgl. Huget 2007: 190f.) und damit die 
Rückbindung der politischen Entscheidungen 
an die Interessen der Politikbetroffenen zu 
stärken.  

Neben dem Prinzip der Rückbindung politi-
scher Entscheidungen an die Gesellschaft 
wird in der assoziativen Demokratie dem 
Prinzip der politischen Gleichheit eine wichti-
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ge Rolle zugeschrieben. Mit Blick auf die EU 
lassen sich Ungleichgewichte bei der Reprä-
sentation von Interessen empirisch feststel-
len, da wirtschaftliche gegenüber öffentlichen 
Interessen überrepräsentiert sind (vgl. Walk 
2008: 81). Diese erklären sich z.B. durch 
unterschiedliche Ressourcenausstattung von 
ZGO oder durch eine differente Organisati-
ons- und Konfliktfähigkeit von Interessen, 
sodass eventuell steuernde Eingriffe der 
politischen Institutionen zur Herstellung eines 
Gleichgewichts notwendig seien (vgl. Huget 
2007: 184f.).  

Eine assoziative Demokratisierung sei nur im 
Zusammenhang mit einer systematischen 
Ausweitung partizipativer Elemente sinnvoll 
und könne durch andere Demokratiemodelle, 
wie die deliberative Demokratie, unterstützt 
werden (vgl. Walk 2008: 81). Auf diese wird 
im folgenden Abschnitt eingegangen.  

Deliberative Demokratie 

Hinter dem Begriff der deliberativen Demo-
kratie, die maßgeblich auf Jürgen Habermas 
zurückgeht, verbirgt sich eine Reihe ver-
schiedener Konzeptionen.

15
 Ihnen allen ist 

der Begriff der Deliberation gemein, die auf 
die Entwicklung optimaler Lösungskonzepte 
abziele (vgl. Göler 2006: 31). Dazu sei eine 
argumentativ abwägende, verständigungs-
orientierte Beratschlagung erforderlich, die in 
Anlehnung an die Naturwissenschaften auf 
einem offenen, rationalen Diskurs beruht, der 
der Suche nach der „Wahrheit“ verpflichtet ist 
(Göler 2006: 31).

16
 Um gemeinsame und 

unter demokratietheoretischen Aspekten 
legitime Entscheidungen treffen zu können, 
muss durch Diskussion und Deliberation ein 
rationales Einverständnis zwischen den ver-
schiedenen Akteuren hergestellt werden. Nur 
so könnten gemeinsame Probleme zugleich 
effektiv und gemeinschaftlich gelöst werden 
(vgl. Frisch 2007: 717).  

Zentral sind die Verfahren, über die ver-
schiedene Akteure in demokratisch legitimier-
te Entscheidungen einbezogen werden. Als 
Voraussetzung für funktionierende Diskurse 
                                                                 

15
 Im Folgenden wird die deliberative Demokratie 

dargestellt, ohne dass im Rahmen dieser Arbeit konkret 
auf die Unterschiede zwischen Konzepten einzelner 
Autoren eingegangen werden kann. Einen detaillierten 
Überblick über die verschiedenen Ansätze geben z.B. 
Hüller (2005) und Huget (2007).  

16
 Ausgangspunkt dieser Überlegung ist die Theorie des 

kommunikativen Handelns von Habermas (1981). 

werden die Einbindung aller Beteiligungsbe-
rechtigten sowie deren Gleichheit bezüglich 
der Zugangschancen und der Teilnahme an 
den Diskursen angeführt (vgl. Schmidt 2008: 
243). Nur so könne gewährleistet werden, 
„dass alle relevanten Argumente in die Ent-
scheidungsfindung einfließen“ (Göler 2006: 
33). Zudem steige die Wahrscheinlichkeit, 
„Mehrheitsentscheidungen zu akzeptieren, 
die aus einem fairen Prozess, der auch Min-
derheitspositionen berücksichtigt, hervorge-
gangen und gut begründet sind“ (Frisch 
2007: 718).  

Darüber hinaus sei erforderlich, dass die 
Diskurse öffentlich geführt werden und zwar 
so, dass alle eingebrachten Argumente 
nachvollziehbar und transparent sind (vgl. 
Göler 2006: 33). Die Existenz einer Öffent-
lichkeit wird daher oft als notwendige Bedin-
gung deliberativer Demokratie genannt. „Al-
lein experten-dominierte deliberative Arenen 
werden den normativen Anforderungen des 
Modells nicht gerecht, sofern sie nicht von 
einer politischen, kritischen Öffentlichkeit 
begleitet werden“ (Frisch 2007: 723). Damit 
wird auf das oben benannte demokratische 
Prinzip der Publizität Bezug genommen. Für 
die Existenz einer begleitenden Öffentlichkeit 
werden aus deliberativ-demokratischer Per-
spektive zivilgesellschaftliche Akteure in die 
Verantwortung genommen. Zivilgesellschaft 
fungiert als Ort der Interessenartikulation und 
der Problemthematisierung (vgl. Nanz/Steffek 
2005: 82), gerade auch im Hinblick auf trans-
nationale oder supranationale Systeme. In 
Bezug auf die EU käme einer europäischen 
Zivilgesellschaft die Funktion zu, Gemein-
wohlinteressen in den politischen Prozess 
hinein zu transportieren und damit zur De-
mokratisierung des Regierens jenseits des 
Nationalstaats beizutragen (vgl. ebd.: 83).  

Zur Bestimmung des deliberativen Charak-
ters von Politik fasst Frisch (2007: 722f.) fünf 
Kriterien zusammen: Universalität, Freiheit, 
Rationalität, Öffentlichkeit und Responsivität. 
Universalität bezieht sich auf die Analyse von 
Zugangschancen der von politischen Ent-
scheidungen Betroffenen zu den Beratungen. 
Freiheit hingegen zielt auf den freien Aus-
tausch von Argumenten ab, während Ratio-
nalität auf Konsensbildung ausgerichtet ist. 
Es gilt, Fragen des Gemeinwohls in einer 
argumentativen Auseinandersetzung zu dis-
kutieren und nicht, Einzelinteressen durchzu-
setzen. Öffentlichkeit, wie bereits oben aus-
geführt wurde, fokussiert sowohl den Zugang 
zu Informationen und Dokumenten als auch 
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die öffentlich stattfindende Beratung. Und 
Responsivität schließlich rückt die Frage 
nach der Rückbindung politischer Entschei-
dungen an die eingebrachten Anliegen und 
Argumente in den Mittelpunkt.  

In der wissenschaftlichen Literatur zum De-
mokratiedefizit der EU ist das Konzept de-
liberativer Demokratie vor allem zur Analyse 
des Konvents zur Zukunft der EU in den Jah-
ren 2002/03 herangezogen worden (vgl. 
Göler 2006/Maurer 2003), der in die Entste-
hungsphase der EBI fällt. Im Folgenden soll 
daher untersucht werden, inwiefern die Pha-
sen des Entstehungsprozesses der EBI de-
liberative und assoziative Charakteristika 
aufwiesen, die die Rollen zivilgesellschaftli-
cher und institutioneller Akteure bei der Ein-
führung des Instruments beeinflusst haben. 
Es wird von der in Kapitel 1.1 formulierten 
Hypothese ausgegangen: Je stärker eine 
Phase durch Elemente assoziativer und de-
liberativer Demokratie charakterisiert war, 
desto größere Einflussmöglichkeiten hatten 
zivilgesellschaftliche Akteure auf die Einfüh-
rung und Ausgestaltung der EBI. Diese Ver-
mutung gilt insbesondere für den Konvent 
der EU, durch den bestehende Entschei-
dungsmuster des typischen, europäischen 
Policy Cycle aufgebrochen wurden. Dies hat 
zu einer Aufweichung des Initiativmonopols 
der Kommission geführt und das Agenda 
Setting der direkten Demokratie erst ermög-
licht.  

Ob sich die beiden aus der Theorie der direk-
ten und der partizipativen Demokratie abge-
leiteten Hypothesen verifizieren lassen, wird 
in den folgenden Kapiteln analysiert.  
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4. Der Entstehungsprozess der EBI 

Nachdem im vorigen Kapitel die theoreti-
schen Grundlagen für die Untersuchung des 
Entstehungsprozesses der EBI dargelegt 
wurden, folgt nun die empirische Überprü-
fung der Hypothesen. Dazu wird in diesem 
Kapitel der Entstehungsprozess der EBI ei-
ner detaillierten Analyse unterzogen. Auf der 
Grundlage ausgewählter Dokumente und 
mithilfe der durchgeführten Interviews wer-
den die einzelnen Phasen von den ersten 
Ideen zur Einführung direkter Demokratie in 
der EU über die Verhandlungen im Verfas-
sungskonvent bis hin zur Verabschiedung 
der Verordnung über die EBI chronologisch 
rekonstruiert. Damit soll die Grundlage für 
eine Bewertung der verschiedenen Rollen 
zivilgesellschaftlicher und institutioneller Ak-
teure geschaffen und gleichzeitig nachvollzo-
gen werden, inwiefern die spezifischen Cha-
rakteristika der einzelnen Phasen des Ent-
stehungsprozesses die Aufnahme direktde-
mokratischer Elemente in europäisches Pri-
märrecht und die spätere Ausgestaltung der 
EBI beeinflusst haben.  

4.1 Erste Ideen zur Einführung direkter 
Demokratie in der EU 

Im Zuge der weitreichenden geopolitischen 
Veränderungen in Europa in den Jahren um 
1989, ausgelöst durch das Ende des Kalten 
Krieges, wurde die Forderung nach direkt-
demokratischen Instrumenten lauter. Die 
einsetzende politische Transformation in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas von diktato-
risch-geprägten hin zu demokratischen Sys-
temen rückte die Frage nach der Qualität von 
Demokratie in Westeuropa in den Blick. Bis-
herige Legitimationsketten wurden hinter-
fragt. Zugleich war in Bezug auf die EU ein 
Wandel von einer Wirtschaftsgemeinschaft 
hin zu einer immer stärker politisch ausge-
richteten Union erkennbar. „Spätestens mit 
dem Euro ist klar geworden, oder mit dem 
Maastricht-Vertrag, dass die EU mehr ist als 
ein Binnenmarkt oder eine reine wirtschafts-
politische Veranstaltung“ (Interview). Die 
Einführung des Vertrags von Maastricht im 
Jahr 1992 führte zu einer Erweiterung der 
Kompetenzen der EU über den wirtschaftli-
chen Bereich hinaus, sodass nunmehr auch 
eine politische Integration stattfinden konnte. 
Außerdem wurde die Unionsbürgerschaft 
eingeführt, die „die europäischen Bürger 
nicht nur als juristische, sondern auch als 
politische Wesen begründete“ (Interview). 

Vor diesem Hintergrund zeigte sich sowohl in 
nichtstaatlichen Organisationen als auch in 
der Wissenschaft ein gesteigertes Interesse 
an transnationaler, direkter Demokratie (vgl. 
Kaufmann, B. 2010a: 52). Gerade mit Blick 
auf die demokratische Qualität der in zuneh-
mendem Maße politisch ausgerichteten EU 
wurden Legitimationsfragen laut und das 
„Prinzip der partizipativen und direkten De-
mokratie wurde […] zu einem großen Thema“ 
(Interview). Das Problem wurde wahrge-
nommen, ohne dass es jedoch den Weg auf 
die politische Agenda schaffte.  

Im Kontext dieser Problemwahrnehmung 
bildete sich als eine von vielen Initiativen das 
1991 gegründete europäische Netzwerk eu-
rotopia, ein Netzwerk für transnationale direk-
te Demokratie in Europa (vgl. Kaufmann, B. 
2010a: 51). Diese Bürgerbewegung setzte 
sich für ein direktdemokratisch verfasstes 
Europa ein und entwarf „sowohl Methoden 
zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 
an der Entwicklung einer transnationalen 
Verfassung als auch die ersten direktdemo-
kratischen Elemente für eine solche Verfas-
sung“ (ebd.: 52). Auf mehreren Treffen von 
eurotopia u.a. in Trient 1994 und in Rostock 
folgte die Erklärung: „Wir brauchen eine Eu-
ropäische Union, die auch direkte Demokra-
tie einbezieht, unter anderem eine Bürgerini-
tiative“ (Interview). Mitglieder dieses Netz-
werks waren wissenschaftliche und politische 
Befürworter direkter Demokratie, darunter 
auch Vertreter des Vereins Mehr Demokratie 
(vgl. Wiegand 2006: 509).  

Erste Versuche seitens institutioneller Akteu-
re, die Forderung nach Elementen direkter 
Demokratie in die EU hineinzutragen, wurden 
bereits Ende der 1980er Jahre unternom-
men. Das EP hat 1988 in einer Resolution 
das Problem des Demokratiedefizits formu-
liert und als Lösung die Konsultation der Bür-
ger und deren Partizipation am politischen 
Prozess der EU gefordert (vgl. ABl. EG 1988: 
231f.). Desgleichen hat sich die Kommission 
unter Präsident Delors für die Stärkung der 
Demokratie in der EU ausgesprochen, auch 
wenn sie im Hinblick auf die konkrete Umset-
zung eher zurückhaltend blieb, um ihr Initia-
tivmonopol nicht zu gefährden (vgl. Inter-
view). Diese Zurückhaltung gegenüber spie-
gelt sich auch in dem Umstand wieder, dass 
in dem oben genannten Weißbuch primär die 
Einbindung der organisierten Zivilgesellschaft 
und nicht die direkte Beteiligung der Bürger 
am politischen Prozess betont wird (vgl. Mau-
rer/Vogel 2009: 9).  
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Auf der Regierungskonferenz in Amsterdam 
1996/97 wurde erstmalig die konkrete Forde-
rung nach einer Bürgerinitiative von italieni-
schen und österreichischen Delegierten, die 
dem Netzwerk eurotopia nahestanden, arti-
kuliert. Sie legten einen Entwurf für die Ein-
führung einer Bürgerinitiative nach österrei-
chischem Modell vor (Interview). Es kristalli-
sierte sich jedoch schnell heraus, dass der 
Vorschlag nicht mit dem politischen System 
der EU zu vereinbaren war, sodass er nicht 
weiter verfolgt wurde (Interview). Das von 
Bürgerinitiativen und einzelnen politischen 
Akteuren erkannte Problem des Demokra-
tiedefizits sowie dessen mögliche Lösung 
durch direktdemokratische Instrumente 
schaffte also zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
den Sprung auf die politische Agenda. Trotz 
rhetorischer Bekenntnisse zur Bedeutung der 
Demokratie für eine weitergehende Integrati-
on wurde keine Notwendigkeit politischen 
Handelns gesehen. Dennoch war die grund-
sätzliche Idee der Einführung direkter Demo-
kratie damit „offizialisiert“ (ebd.: 109) und 
eine Grundlage für das anschließende Han-
deln geschaffen.   

Die Notwendigkeit, dass das Problem nicht 
nur einer gesellschaftlichen Beachtung und 
rhetorischer Bekenntnisse bedarf sondern 
auch politische Bearbeitung erfordert, wurde 
im Zuge der Ratifizierung des Vertrags von 
Nizza im Jahr 2001 deutlich, als die irische 
Bevölkerung den Vertrag von Nizza in einem 
Referendum ablehnte (Interview). Dem Ver-
trag gingen zähe Verhandlungen voraus, in 
denen nicht alle drängenden Fragen der insti-
tutionellen Neuordnung der Union abschlie-
ßend geklärt werden konnten. Deshalb wurde 
dem Vertrag eine Erklärung zur Zukunft der 
Europäischen Union hinzugefügt, in der be-
tont wurde, „dass die demokratische Legiti-
mation und die Transparenz der Union und 
ihrer Organe verbessert und dauerhaft gesi-
chert werden müssen, um diese den Bürgern 
der Mitgliedstaaten näher zu bringen“ (ABl. 
EG 2001: 86). Die zentrale Frage war: „Was 
kann man wie im Sinne von ‚mehr Demokra-
tie‘ in Europa verändern?“ (Interview).  

Auch in der ein Jahr später abgegebenen 
Erklärung von Laeken, in der die Weiterbear-
beitung der offen gebliebenen Fragen im 
Vertrag von Nizza und die weitergehende 
Reform der EU angestoßen wurde, wies der 
Europäische Rat auf die Dringlichkeit hin, die 
EU demokratischer zu gestalten und die Dis-
tanz zwischen den Bürgern und den politi-
schen Organen zu verringern (vgl. EU-Rat 

2001: 19f.). Um die Weiterentwicklung der 
EU und die Debatte der zentralen Fragen zu 
gewährleisten, ist in der Erklärung die Einbe-
rufung eines Konvents zur Zukunft Europas 
vorgesehen, dem „die Aufgabe zu[fällt], die 
wesentlichen Fragen zu prüfen, welche die 
künftige Entwicklung der Union aufwirft, und 
sich um verschiedene mögliche Antworten zu 
bemühen“ (ebd.: 24).  

4.2 Die EBI im Verfassungskonvent 

Die Einberufung eines Konvents zur Weiter-
entwicklung der EU knüpfte an die positiven 
Erfahrungen mit dem Grundrechtekonvent 
an, der in den Jahren 1999/2000 tagte. Die-
ser hatte die Aufgabe, eine Charta der 
Grundrechte der EU zu erarbeiten (vgl. EU-
Rat 1999: 43). Zudem versprachen die Erfah-
rungen der vorangegangenen Verhandlun-
gen zum Vertrag von Nizza auch bei weiteren 
institutionellen Reform Schwierigkeiten (vgl. 
Kohler-Koch 2011b: 34). Während der 
Grundrechtekonvent mit der Erarbeitung der 
Grundrechtecharta noch einen sehr be-
schränkten Auftrag hatte, war der Verfas-
sungskonvent der erste, „der sich mit einer 
umfassenden Reform des Primärrechts be-
fasste“ (Göler 2006: 12).  

Zentrale Akteure im Grundrechtekonvent 
waren damals der heutige Europaabgeordne-
te Jo Leinen und der Vertreter des Deut-
schen Bundestages Jürgen Meyer, beglei-
tend aber auch die NRO Mehr Demokratie, 
vertreten durch Michael Efler. Diese Akteure 
setzten sich für ein europaweites Referen-
dum über die Charta der Grundrechte und 
die später folgende Verfassung ein (Inter-
view). „[…] mehr Demokratie wagen“ (Brandt 
1969: 1) – das war in Anlehnung an Willy 
Brandts berühmte Formulierung die Grund-
idee, die auch in den Verfassungskonvent, 
der in den Jahren 2002 und 2003 getagt hat, 
hineingetragen wurde (Interview).  

Die Arbeit dieses ursprünglich als Konvent 
über die Zukunft Europas eingesetzten Gre-
miums, das sich überwiegend aus Vertretern 
nationaler Parlamente und des EP zusam-
mensetzte, stellt in der Geschichte der EU 
eine revolutionäre Abkehr von der bisherigen 
Praxis der Gesetzgebung dar (vgl. Kohler-
Koch 2011b: 35). Der Konvent reflektiert „ein 
bewusstes Abrücken vom üblichen Verfahren 
der Regierungskonferenz“ (Geiger 2005: 
153). Mit dem Konvent wurde also eine neue 
Akteurskonstellation geschaffen, die alterna-
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tive Lösungsvorschläge in den Blick rücken 
ließ (vgl. Kohler-Koch 2011b: 34).  

In diesem Sinne stellt der Verfassungskon-
vent mit Blick auf den Policy Cycle in der EU 
eine Ausnahme dar. Das formale Initiativ-
recht der Kommission im Bereich der Ge-
setzgebung und des Agenda Settings sowie 
die zentrale Stellung des intergouvernemen-
tal agierenden Rates in Fragen der Weiter-
entwicklung des Primärrechts wurden durch 
eine neue Akteurskonstellation durchbro-
chen. Alle Mitglieder des Konvents, also Ver-
treter nationaler Regierungen und Parlamen-
te, Europaparlamentarier, Kommissionsver-
treter sowie Vertreter der Regierungen und 
Parlamente der beitrittswilligen Länder (vgl. 
EU-Konvent 2003b), verfügten über das glei-
che Recht: Sie konnten auf der Grundlage 
fristgerecht eingereichter Anträge an das 
Präsidium Themen auf die Tagesordnung 
des Konvents setzen (vgl. EU-Konvent 
2002b: 2). Zudem galten sie als mandatsfrei 
und ungebunden (vgl. Maurer 2005: 104). 
„Ihre einzige, gemeinsame Verpflichtung 
bestand in der Bereitschaft, an der Errei-
chung eines für alle tragbaren Ergebnisses 
mitzuwirken“ (ebd.).  

Zum Erreichen dieses Konsenses folgten die 
Mitglieder der „Logik überzeugender Argu-
mentation und Argumente“ (ebd.), sodass 
nationalen Trennlinien und Vetopositionen, 
die vorangegangene Regierungskonferenzen 
dominiert hatten, in den Hintergrund treten 
konnten. Lediglich das Präsidium stellte hin-
sichtlich der Gleichstellung der Konventsmit-
glieder eine Ausnahme dar. Das Präsidium, 
dessen Vorsitz bereits in der Erklärung von 
Laeken durch den Europäischen Rat ernannt 
wurde (vgl. EU-Rat 2001: 6), nahm eine be-
deutungsvolle Rolle ein und fungierte als 
zentrales Steuerungsgremium (vgl. Maurer 
2005: 115). Zu seinen Aufgaben gehörten die 
Bestimmung der Tagesordnung, die Vorlage 
von Textentwürfen, die Berücksichtigung von 
Änderungsanträgen sowie die Feststellung, 
wann ein Konsens erreicht war (vgl. Göler 
2006: 101). Damit kann das Präsidium als 
eigentliches Entscheidungsorgan im Konvent 
bezeichnet werden (vgl. Häfner 2010: 7). 

Auch die Unterteilung der Arbeit des Kon-
vents in verschiedene Phasen wurde vom 
Präsidium eingeführt: Auf eine Phase der 
Anhörung im Plenum folgte eine Phase in 
Arbeitsgruppen, bevor die Ergebnisse in der 
abschließenden Redaktions- und Reflexions-
phase zusammengetragen und für den fina-

len Verfassungsvertrag formuliert wurden 
(vgl. Maurer 2005: 116). Die erste Phase der 
Anhörung war dabei nicht auf die Erarbeitung 
konkreter Ergebnisse ausgerichtet, sondern 
zeichnete sich durch einen „relativ unspezifi-
sche[n] Gedankenaustausch“ (ebd.) aus, der 
dazu diente, allgemeine Leitlinien für die 
weitere Integration der EU zu entwickeln und 
einen Überblick über die verschiedenen Posi-
tionen der Mitglieder des Konvents zu gewin-
nen. Die transparente und offene Arbeitswei-
se des Konvents in der Anhörungsphase 
wurde dadurch untermauert, dass alle Ple-
narsitzungen öffentlich waren und alle Do-
kumente zeitnah auf den Internetseiten des 
Konvents zugänglich gemacht wurden (vgl. 
ebd.).  

In der sich anschließenden Phase der Ar-
beitsgruppen herrschte hingegen eine deut-
lich intimere Arbeitsatmosphäre, da die Arbeit 
in kleineren Kreisen und unter geringerer 
Beobachtung der Öffentlichkeit stattfand (vgl. 
ebd.). Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
wurden am Ende dieser Phase vom Präsidi-
um aufgenommen. Auf der Grundlage dieser 
Ergebnisse legte das Präsidium erste Artikel-
entwürfe vor und läutete die Reflexionsphase 
des Konvents ein, in der der endgültige Ver-
fassungstext formuliert wurde (vgl. ebd.: 
120). Während die vorangegangen Arbeits-
phasen des Konvents primär durch einen 
offenen und diskursiven Arbeitsstil geprägt 
waren, traten nun nationale Trennlinien wie-
der verstärkt in den Vordergrund der Ver-
handlungen, sodass die Schlussphase des 
Konvents auch als „Vorregierungskonferenz“ 
bezeichnet werden kann (vgl. Maurer 2005: 
121).  

Vor dem Hintergrund dieser drei Phasen des 
Konvents wird im Folgenden der Entste-
hungsprozess der EBI nachgezeichnet. Es 
soll nachvollzogen werden, inwiefern die 
veränderten Verfahren des Agenda Setting, 
der Politikformulierung und -entscheidung im 
Konvent gegenüber traditionellen Regie-
rungskonferenzen dazu beigetragen haben, 
dass das Instrument in den Verfassungsver-
trag aufgenommen werden konnte.  

4.2.1 Anhörungsphase 

Mit der Eröffnung des Konvents am 28. Feb-
ruar 2002 wurde die erste Phase der Kon-
ventsarbeit eingeleitet. In dieser Zeit trafen 
die Mitglieder des Konvents einmal im Monat 
in Brüssel im Rahmen des Plenums zusam-
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men, um zunächst Leitlinien für mögliche 
Integrationsprojekte zu entwickeln und einen 
allgemeinen Überblick über die verschiede-
nen im Konvent vertreten Einstellungen und 
Positionen zu erhalten. Das Präsidium beton-
te in der Eröffnungssitzung die Notwendig-
keit, auch den Dialog mit Vertretern der Zivil-
gesellschaft zu suchen und deren Interessen 
in den Konventsdiskussionen zu berücksich-
tigen (vgl. EU-Konvent 2002c: 2). Dazu war 
bereits in der Erklärung von Laeken die Ein-
richtung eines Forums der Zivilgesellschaft 
vorgesehen, das allen Organisationen offen 
stand, die die Zivilgesellschaft repräsentieren 
(vgl. EU-Rat 2001: 25). Im Rahmen einer 
Interseite konnten die beteiligten ZGO ihre 
Beiträge zum Konvent veröffentlichen. Dabei 
wurden in diesem formellen Kontext auch die 
Fragen nach einer stärkeren Beteiligung der 
Bürger und nach der Einführung direkter 
Demokratie erörtert (vgl. Interview). 

Die Diskussion über die Einführung direkter 
Demokratie in der EU wurde in der Anhö-
rungsphase über den Rahmen des Forums 
der Zivilgesellschaft hinaus auf informeller 
Ebene primär von zwei zentralen Akteuren 
geführt. Einer dieser Akteure war Mehr De-
mokratie, „ein überparteilicher, gemeinnützi-
ger Verein, der sich 1988 mit dem Ziel grün-
dete, die Möglichkeiten direkter Mitbestim-
mung für Bürgerinnen und Bürger zu fördern 
und auszubauen“ (vgl. Mehr Demokratie 
2012). Mehr Demokratie gründete, inspiriert 
durch die Arbeit von eurotopia und deren 
Forderungen nach einer grenzübergreifenden 
direkten Demokratie, das internationale 
Netzwerk Democracy International (vgl. 
Kaufmann, B. 2010a: 52).

17
 DI fungierte als 

Dachverband für eine Reihe von NRO
18

, die 
sich dafür einsetzten, die Idee direkter De-
mokratie und Bürgerbeteiligung voran zu 
treiben (vgl. DI 2012i). „Es war diese Gruppe, 
die zusammen mit dem neu gegründeten 
Initiative and Referendum Institute Europe 
die Ideen von ‚eurotopia‘ für eine grenzüber-
greifende direkte Demokratie […] am aktivs-
ten vertrat“ (Kaufmann, B. 2010a: 52). Neben 
DI hat sich also das wissenschaftliche Institut 
IRIE – das sich selbst als „transnational 

                                                                 
17

 Um Missverständnissen vorzubeugen, muss darauf 
hingewiesen werden, dass Mehr Demokratie während 
des Konvents auf deutscher Ebene unter seinem 
deutschen Namen agierte. In Brüssel hingegen agierte 
das Netzwerk unter dem Namen Democracy 
International. 

18
 NRO, die sich in diesem Netzwerk engagieren, sind 

u.a. Referendum Platform, Initiative für mehr Demokratie 
und Balkan Assist (vgl. DI 2012f).  

think-tank dedicated to research and educa-
tion on the procedures and practices of mo-
dern direct democracy“ (IRIE 2012) definiert 
– zu einem wichtigen Akteur für die Förde-
rung transnationaler direkter Demokratie in 
Europa zur Zeit des Konvents entwickelt.  

Mit Beginn des Konvents verfolgten beide 
Akteure das gleiche inhaltliche Ziel: „Wir wol-
len […] auf europäischer Ebene mehr Mit-
sprache der Bevölkerung durchsetzen“ (In-
terview) und somit der Verwässerung von 
Demokratie entgegen wirken (Interview). 
Zum Erreichen dieses Ziels musste es zu-
nächst jedoch gelingen, das Thema direkter 
Mitbestimmung und -entscheidung auf die 
politische Tagesordnung des Konvents zu 
setzen. Ausgehend von der Annahme, dass 
nur durch direkte Demokratie bestehende 
Probleme hinsichtlich des Repräsentations- 
und Delegationsprinzips über Wahlen auf der 
europäischen Ebene kompensiert werden 
könnten (vgl. ebd.), forcierten DI und IRIE im 
März 2002 die Diskussion über ein transnati-
onales, europaweites Referendum. Gemein-
sam mit Mitgliedern des Konvents und inte-
ressierten Bürgern diskutierten sie im Rah-
men des European Convention Network auf 
der Grundlage eines Strategiepapiers des 
IRIE die zentralen Aspekte der Einführung 
eines solchen Instruments. IRIE verstand 
sich dabei als beratende und unterstützende 
Organisation:  

„We wish to assist and advise all 
those, both inside and outside the EU 
Convention, who are dealing with I&R 
[initiative and referendum, J. A.] ques-
tions, by providing direct knowledge (at 
meetings, hearings, electronically), in-
formation (publications, website) and 
events (seminars, conferences).“ 
(Kaufmann/Lamassoure/Meyer 2003: 
220) 

Die Strategie von DI und IRIE war in der ers-
ten Phase des Konvents demnach darauf 
ausgerichtet, die von ihnen wahrgenommene 
Lösungsoption direktdemokratischer Instru-
mente für das Demokratiedefizit der EU 
durch Diskussionen und durch die Bereitstel-
lung von Hintergrundinformationen in Form 
von Publikationen ins Bewusstsein der Kon-
ventsmitglieder zu rücken. Da sie selber nicht 
die Möglichkeit hatten, über das Forum der 
Zivilgesellschaft hinaus direkten Einfluss auf 
die Diskussionen im Konvent zu nehmen, 
war es erforderlich, Mitglieder des Konvents 
von der Idee und der Notwendigkeit der Ein-
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führung direktdemokratischer Instrumente zu 
überzeugen, damit diese als Sprachrohr ihrer 
Interessen auftreten konnten. „Die NGOs 
hatten bei einigen Parlamentarierinnen und 
Parlamentariern Verbündete und wir haben 
versucht, dieses Thema in die öffentliche 
Debatte und auch in die Debatten des Kon-
vents zu bekommen“ (Interview). Zudem 
wurde die Anfangsphase der Konventsarbeit 
dazu genutzt, Ideen auszutauschen und 
Konzepte für die konkrete Gestaltung trans-
nationaler, direktdemokratischer Instrumente 
zu entwickeln, da es kein vergleichbares 
Modell gab, das als Vorbild hätte dienen 
können (vgl. Kaufmann, S. 2011).  

4.2.2 Arbeitsgruppenphase 

Die Phase der Arbeitsgruppen, die ab Juni 
2002 einsetzte, ist im Hinblick auf die Ent-
wicklung der EBI im Konvent nicht besonders 
hervorzuheben. Zwar konnten die Mitglieder 
des Forums dem Konvent ihre Beiträge und 
Ideen in der Plenarsitzung am 24./25. Juni 
vorstellen. Jedoch waren die Redezeiten der 
beteiligten Organisationen zeitlich sehr be-
grenzt und eine Diskussion über die Vor-
schläge mit den Mitgliedern des Konvents 
wurde nicht geführt (vgl. Göler 2006: 89). Die 
während der Plenarsitzung vorgestellten 
Ideen blieben also vom Konvent weitestge-
hend unbeachtet und fanden „in den Bera-
tungen so gut wie keinen Niederschlag“ 
(ebd.). Der „Konvent insgesamt und das für 
den Dialog mit der Zivilgesellschaft zuständi-
ge Präsidiumsmitglied Jean-Luc Dehaene 
[haben es] nicht verstanden, einen kontinu-
ierlichen und strukturierten Dialog mit der 
Zivilgesellschaft […] zu gewährleisten“ (Heu-
ser 2003: 18). Es lässt sich also schlussfol-
gern, dass das Forum keinen nennenswerten 
Einfluss auf die Diskussionen im Konvent 
hatte und eine tatsächliche Beteiligung der 
Zivilgesellschaft auf diesem formellen Weg 
nicht stattgefunden hat (vgl. Göler 2006: 89).  

Die beiden zentralen zivilgesellschaftlichen 
Akteure der Anhörungsphase waren gegen-
über dem Forum unterschiedlich eingestellt. 
IRIE hat die Chance der formellen Einfluss-
nahme wahrgenommen und sich an der Ar-
beit im Forum beteiligt (vgl. EU-Konvent 
2002a: 3), auch wenn kein sichtbarer Erfolg 
hinsichtlich der Einführung direktdemokrati-
scher Instrumente erreicht werden konnte. 
Dagegen hat sich DI in dieser Phase des 
Konvents stärker auf informeller Ebene en-
gagiert und das Lobbying für die Forderun-

gen nach direktdemokratischen Instrumenten 
übernommen, indem immer wieder Gesprä-
che mit Konventsmitgliedern geführt wurden 
(Interview).  

In den Arbeitsgruppen des Konvents selbst 
spielte die direkte Demokratie keine erkenn-
bare Rolle, sodass den Vertretern von IRIE 
und DI nur die Möglichkeit blieb, an der kon-
zeptionellen Ausgestaltung des Instruments 
weiterzuarbeiten und auf individueller Ebene 
den Kontakt zu den Mitgliedern des Konvents 
zu intensivieren (vgl. Efler 2003: 47). Dazu 
wurde im September 2002 eine Konferenz 
zur direkten Demokratie veranstaltet, deren 
Teilnehmerzahl, die bei knapp über hundert 
lag, ein zunehmendes und breites Interesse 
am Thema der direkten Demokratie verdeut-
lichte (vgl. ebd.). Die Ergebnisse der Konfe-
renz fasste IRIE in einem Strategiepapier 
zusammen, das Vorschläge für die Einfüh-
rung von Initiativrechten und von nationalen 
Referenden über die Verfassung beinhaltete 
(vgl. Kaufmann/Lamassoure/Meyer 2003: 
225).  

Unterstützung für die Forderung nach Refer-
enden über den Verfassungsvertrag in den 
Mitgliedstaaten bekamen IRIE und DI von der 
European Referendum Campaign, die im 
November 2002 als unabhängiges, überpar-
teiliches Netzwerk von NRO und Einzelper-
sonen unter dem Dach von DI gegründet 
wurde (vgl. DI 2012a). Die ERC hat es sich 
zum Ziel gemacht, Aktivitäten auf lokaler 
Ebene zu unterstützen, die auf die Einfüh-
rung von Referenden über den Europäischen 
Verfassungsvertrag ausgerichtet waren. Auf 
einer Konferenz in Bratislava kamen über 
achtzig Teilnehmer aus 22 Ländern zusam-
men, um sich über ihre Ideen der ERC aus-
zutauschen und sich auf konkrete Forderun-
gen festzulegen (vgl. DI 2012d). Als Dachor-
ganisation der ERC stellte DI die notwendige 
Infrastruktur für die Realisierung der Kam-
pagne zur Verfügung. Dazu zählten ein 
Webauftritt, die Bereitstellung von Informati-
onen, Recherchetätigkeiten, strategische 
Beratung sowie die Erstellung wissenschaftli-
cher Studien und die Durchführung von Ver-
anstaltung (vgl. DI 2012a). Die ERC konnte 
also in bestehende Strukturen eingegliedert 
werden, die zum Erfolg der Kampagne beige-
tragen haben: Insgesamt 293 Organisationen 
und 97 Konventsmitglieder unterzeichneten 
den Aufruf der ERC zu gleichzeitig stattfin-
denden Referenden in den Mitgliedstaaten 
über den Verfassungsvertrag (vgl. DI 2012h). 
Diese breite Unterstützung der ERC sowie 
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die Tatsache, dass Michael Efler von Mehr 
Demokratie/DI und Bruno Kaufmann als Ver-
treter des IRIE bei der Konferenz in Bratisla-
va teilgenommen haben (vgl. DI 2012d), tru-
gen dazu bei, dass eine enge Verbindung 
zwischen den zentralen zivilgesellschaftli-
chen Akteuren der Konventszeit und der 
ERC bestand. DI und IRIE konnten also auf 
die Mitarbeit von Aktivisten für direkte Demo-
kratie aus der gesamten EU zählen.  

Anfänglich stieß der Vorschlag nationaler 
Referenden über die Verfassung vor allem 
bei Mitgliedern des EP auf Widerstand (vgl. 
Efler 2003: 47): „We faced strong opposition 
to our proposal for national referendums in 
every member state on the same day, which 
we considered from the outset as the only 
legally possible and politically feasible way.“ 
Der Alternativvorschlag eines europaweiten 
Referendums, also einer europäischen 
Volksabstimmung, erhielt trotz der Tatsache, 
dass dazu eine Änderung bestehender euro-
päischer Verträge erforderlich wäre, mehr 
Zuspruch bei den Parlamentariern (vgl. Efler 
2003: 47). Dennoch hielten DI und IRIE an 
ihrer Forderung nach nationalen Referenden 
fest.  

Um auch die Mitglieder des Konvents von 
den Vorschlägen für die Einführung nationa-
ler Referenden über die Verfassung und von 
umfangreichen Initiativrechten zu überzeu-
gen, organisierten DI und IRIE kurz vor Be-
ginn der Reflexionsphase im Januar 2003 
einen parlamentarischen Abend (Interview), 
zu dem alle Mitglieder des Konvents sowie 
externe Experten eingeladen wurden. Das 
Zusammentreffen war darauf ausgerichtet, 
die Ideen direktdemokratischer Instrumente 
aus dem Strategiepapier des IRIE vorzustel-
len und in Vorbereitung auf die anschließen-
de Phase der Reflexion – die in Anlehnung 
an den Policy Cycle der Phase der Politik-
Formulierung und -entscheidung entsprach – 
konkrete Artikel zur Aufnahme direkter De-
mokratie in den Verfassungsvertrag vorzube-
reiten. Damit die Zahl der Teilnehmer und 
das Interesse an der Veranstaltung erhöht 
werden konnten, wurde im Vorfeld Kontakt zu 
Mitgliedern des Konvents aufgenommen, um 
diese als „co-inviter“ zu gewinnen (vgl. Efler 
2003: 47). Auf Einladung von Bruno Kauf-
mann, Michael Efler, den EP-Abgeordneten 
Heidi Hautala und Diana Wallis, die beide bis 
heute Mitglied im Council des IRIE sind, Jür-
gen Meyer (Vertreter des Deutschen Bundes-
tages im Konvent) und Alain Lamassoure 
(späterer Berichterstatter im EP für die EBI) 

trafen in diesem Rahmen viele Personen 
zusammen, die im weiteren Verlauf eine 
wichtige Rolle für die Einführung der EBI 
gespielt haben, darunter auch Sylvia-Yvonne 
Kaufmann, EP-Abgeordnete und spätere 
Berichterstatterin im EP für die EBI (vgl. 
Kaufmann, B. 2010a: 53). Insgesamt nahmen 
mehr als zehn Konventsmitglieder an der 
Veranstaltung teil, die verschiedene Länder 
und unterschiedliche politische Lager vertra-
ten (vgl. Efler 2003: 47).  

In Folge dieses parlamentarischen Abends 
entstand eine informelle Arbeitsgruppe, die 
zwar über keine weiteren organisatorischen 
Strukturen verfügte, die aber dennoch einen 
gemeinsamen Diskussionsprozess parallel 
zum Konvent über die Frage nach direkter 
Demokratie geführt hat (Interview).

19
 Die im 

Strategiepapier vorgelegten Ideen der Ein-
führung von Initiativrechten und nationalen 
Referenden wurden kontrovers diskutiert. 
Auch wenn es schwierig war, in Bezug auf 
das Initiativrecht einen Konsens bei Detail-
fragen der Ausgestaltung zu erzielen (vgl. 
Efler 2003: 48), verfolgte die Arbeitsgruppe 
einen zweigleisigen Ansatz und strebte die 
Aufnahme beider Formen der direkten De-
mokratie in den Verfassungsentwurf an (In-
terview).  

Zusammen genommen zielten die Vorschlä-
ge der Arbeitsgruppe also auf ein komplettes 
System der Bürgerbeteiligung ab, das ent-
sprechend der in Kapitel 2.6.2 dargestellten 
Typologie direktdemokratischer Instrumente 
sowohl die Einführung nationaler Volksab-
stimmungsverfahren (obligatorische Refer-
enden) als auch eine Bürgerinitiative, die in 
ihrer Reichweite letztlich als Agenda-Initiative 
angelegt war, vorsah. Hintergrund dessen 
war die Annahme, dass erst durch die Ein-
führung von Referenden echte direktdemo-
kratische Rechte gewährleistet werden könn-
ten (Interview). 

                                                                 
19

 Mitglieder dieser informellen Arbeitsgruppe waren u.a. 
Eduarda Azevedo, Péter Balázs, Michel Barnier, Jens-
Peter Bonde, John Bruton, Panayiotis Demetriou, Karel 
De Gucht, Gijs De Vries, Lone Dybkjaer, Alexander Earl 
of Stockton, Casper Einem, Douglas Stewart, Joschka 
Fischer, Michael Frendo, Carlos Gonzalez Carnero, 
John Gormley, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Alain 
Lamassoure, Jo Leinen, Linda Mc Avan, Iñigo Mendez 
de Vigo, Jürgen Meyer, Louis Michel, Alojz Peterle, 
Jacob Södermann (vgl. Kaufmann, B. 2010a: 53). 
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4.2.3 Redaktions- und Reflexionsphase 

Mit der Vorlage der ersten Artikelentwürfe 
des Präsidiums Anfang Februar 2003 wurde 
die Reflexionsphase eingeleitet, „in der die 
zuvor erzielten Konsensergebnisse in kon-
krete Artikel gefasst und die bis dahin im 
Konvent noch nicht thematisierten Fragen 
der institutionellen Reform angegangen wur-
den“ (Maurer 2005: 120). Gemäß den zu 
Beginn des Konvents festgelegten Arbeits-
methoden hatten die Mitglieder des Konvents 
die Möglichkeit, an das Präsidium Ände-
rungsanträge zu stellen und Vorschläge zu 
unterbreiten, die von einer signifikanten An-
zahl von Mitgliedern unterzeichnet sein 
mussten, um Berücksichtigung zu finden (vgl. 
EU-Konvent 2002a: 2). Damit das Agenda 
Setting in dieser letzten Phase des Konvents 
gelingen konnte, galt es, möglichst viele Un-
terstützer für den Vorschlag nationaler Refe-
renden über die Verfassung und für eine EBI 
zu gewinnen, um das Präsidium von den 
Vorschlägen zu überzeugen und die Auf-
nahme der entsprechenden Artikel in den 
Entwurf zu erreichen (vgl. Efler 2003: 48). 
Dazu war informelle Lobbyarbeit von DI und 
IRIE im Konvent erforderlich: 

„Es gelang ihnen im Laufe der Zeit, mit 
ausnahmslos allen Konventsmitglie-
dern Gespräche über ihre Vorschläge 
zu führen. So brachten sie ihre Vor-
schläge in die Beratungen ein. Erst 
durch diese Gespräche entstand und 
wuchs mit der Zeit unter den Mitglie-
dern des Konvents die Unterstützung 
für mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung auf europäischer Ebene.“ (Häfner 
2010: 7) 

Um Zugang zu den Mitgliedern des Konvents 
zu erhalten, waren Vertreter von DI und IRIE 
bei den Plenartagungen anwesend und 
sammelten für beide Vorschläge Unterschrif-
ten der gewählten Repräsentanten. Das Agi-
eren zivilgesellschaftlicher Akteure in diesem 
Rahmen schien ungewöhnlich, „but no-one 
questioned our right to do so and we felt 
obliged to fight for our ideas and for the 
agreed text“ (Efler 2003: 48).  

Am 31. März 2003 brachte Alain Lamassoure 
stellvertretend für die informelle Arbeitsgrup-
pe den von 38 Mitgliedern des Konvents 
unterzeichneten Vorschlag zur Durchführung 
gleichzeitiger Referenden in den Mitglied-
staaten über den Verfassungsvertrag ein 

(vgl. EU-Konvent 2003e). Zu einem etwas 
späteren Zeitpunkt überreichten auch Vertre-
ter der ERC dem Präsidium im Rahmen einer 
medienwirksamen Veranstaltung in Brüssel 
ihren Aufruf zur Durchführung von Referen-
den über den Verfassungsvertrag (vgl. DI 
2012e).  

Trotz weiterer Unterstützungsbekundungen 
durch Konventsmitglieder für den Referen-
dumsvorschlag enthielt der erste Entwurf des 
Vertragsartikels 46, in dem das Prinzip der 
partizipativen Demokratie festgeschrieben 
wurde, keinen Hinweis auf direkte Demokra-
tie (vgl. Efler 2003: 48). In der anschließen-
den Debatte über das demokratische Leben 
der Union wurden zahlreiche Änderungsan-
träge eingebracht, von denen mehrere die 
Einführung von Referenden und Bürgerbe-
gehren forderten (vgl. EU-Konvent 2003f: 
12). Die Antragsteller hatten dabei größten-
teils an der Erarbeitung der Vorschläge der 
informellen Arbeitsgruppe mitgewirkt, unter 
ihnen Caspar Einem, Alain Lamassoure, 
Carlo Gonzales Carnero sowie Sylvia-
Yvonne Kaufmann (vgl. ebd.: 7ff.).

20
  

Die große Anzahl von Änderungsvorschlägen 
bezüglich des demokratischen Lebens in der 
Union bewegte DI dazu, die Sammlung von 
Unterschriften für die Einführung von Refer-
enden und der EBI im Konvent solange fort-
zusetzen, „until a much more impressive 
number of supporters is gained“ (vgl. Efler 
2003: 48). Der Hintergedanke war, dass eine 
größere Zahl von Unterschriften die Notwen-
digkeit der Aufnahme direktdemokratischer 
Instrumente in den Verfassungsentwurf un-
terstreichen würde. Um weitere Konvents-
mitglieder zur Unterschrift zu bewegen, nut-
zen DI und IRIE ihre Kontakte zu bereits 
gewonnenen Unterstützern direkter Demo-
kratie wie Jürgen Meyer, der bei einer Sit-
zung der sozialdemokratischen Konventsmit-
glieder für die Forderungen warb (vgl. ebd.). 
Meyer fungierte also als enger Verbündeter 
der beteiligten zivilgesellschaftlichen Akteure 
im Konvent und trug maßgeblich dazu bei, 
dass das Thema der direkten Demokratie 
nicht nur den Weg auf die politische Tages-
ordnung, sondern auch in den endgültigen 
Verfassungsentwurf fand. Am Ende der Ple-
nardebatte über das demokratische Leben 
                                                                 

20
 Interessanterweise fehlt in der deutschsprachigen 

Version des Konventsdokuments der Verweis, dass die 
Einführung eines Petitionsrechts auf den Änderungs-
vorschlag (Nr. 47) von Alain Lamassoure zurückgeht. In 
der englischsprachigen Fassung ist die Zuordnung des 
Änderungsantrags hingegen eindeutig. 
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lagen 75 Unterschriften für den Referen-
dums- und 26 für den Bürgerbeteiligungsan-
trag vor (vgl. ebd.).  

Damit die Forderung von Referenden und 
Initiativrechten nach der Plenardebatte zum 
demokratischen Leben in der Union im Mai 
2003 nicht wieder von der Agenda gestrichen 
wurde – der Konvent bewegte sich langsam 
in Richtung Entscheidungsphase über den 
endgültigen Verfassungstext – intensivierten 
DI und IRIE ihre Lobbyarbeit. Unterstützt von 
belgischen und niederländischen Aktivisten 
verteilten sie Flugblätter mit der Aufschrift 
„Last call for referendum“ (vgl. Efler 2003: 
49), um erneut auf die Dringlichkeit des 
Themas hinzuweisen. Schließlich wurden die 
Anträge für die Durchführung von Referen-
den über die Verfassung und die Einführung 
von Initiativrechten von Jürgen Meyer und 
Alain Lamassoure mit jeweils 93 und 43 Un-
terschriften beim Präsidium eingereicht (vgl. 
ebd.).  

Anfang Juni wurde durch das Präsidium und 
andere Konventsmitglieder informell darauf 
hingewiesen, dass im Präsidium, das in sei-
ner Zusammensetzung eine Minderheit der 
Parlamentarier gegenüber Vertretern der 
nationalen Regierungen und der Kommission 
aufwies, keine Mehrheit für die eingereichten 
Vorschläge direkter Demokratie erreicht wer-
den könne (vgl. ebd.). Der Vizepräsident des 
Präsidiums Jean-Luc Dehaene galt bei-
spielsweise als „Radikaler gegen jegliche 
Form von partizipativer Demokratie“ (Inter-
view). Obwohl Dehaene, beeinflusst durch 
Giuliano Amato, dem zweiten Vizepräsiden-
ten des Konvents – der sich auch im Rahmen 
der informellen Arbeitsgruppe engagierte und 
den ERC-Aufruf für Referenden über die 
Verfassung unterzeichnete (vgl. DI 2012h) – 
Referenden gegenüber offener wurde (Inter-
view), gab es vor allem von Seiten der Regie-
rungsvertreter Widerstand gegen die Idee 
eines Referendums: „[…] the idea of a Euro-
pe-wide referendum was confronted with 
strong opposition, coming especially from 
national governments and from main political 
forces“ (Kaufmann, S. 2011).  

Die Kommission, die mit zwei Personen im 
Konvent und im Präsidium nur sehr schwach 
vertreten war, hat sich nicht zu den Vor-
schlägen direkter Demokratie geäußert. Sie 
hatte „in keiner Weise eine Führungsposition 
in diesen Fragen“ (Interview) und hat den 
Prozess „mit freundlichem Stillschweigen 
begleitet“ (Interview). Zwischen den beiden 

zentralen zivilgesellschaftlichen Akteuren und 
der Kommission haben entsprechend keine 
Gespräche zur direkten Demokratie stattge-
funden (Interview). Auch in einem eigenen 
Arbeitspapier zum Entwurf einer Verfassung 
nimmt die Kommission keinen Bezug auf 
direkte oder partizipative Demokratie (vgl. 
EU-KOM 2002). Die wichtigen Ansprechpart-
ner für DI und IRIE im Konvent waren daher 
primär „die Parlamentarier, und zwar sowohl 
die nationalen als auch die Europaparlamen-
tarier, die dann innerhalb des Konvents die 
treibenden Kräfte waren“ (Interview) und 
letztlich maßgeblich dazu beigetragen haben, 
dass die EBI in den Verfassungsentwurf auf-
genommen wurde. 

Nachdem deutlich wurde, dass das Präsidi-
um die Forderung nach gleichzeitigen Refer-
enden über den Verfassungsvertrag nicht 
weiterverfolgen würde und die geforderten 
Initiativrechte vielen Mitgliedern des Kon-
vents zu weitreichend erschienen, hat der 
Vertreter des Deutschen Bundestages, Jür-
gen Meyer, gemeinsam mit DI und IRIE ei-
nen Kompromissvorschlag erarbeitet. Die 
alternative Idee war die Einführung einer 
Agenda-Initiative, die den Bürgern das Recht 
gibt, Vorschläge für Gesetzesvorhaben an 
die Kommission zu richten, die dann ent-
scheidet, ob sie aktiv wird oder nicht (vgl. 
Efler 2003: 49). „Meyers Schlüssel zum Er-
folg war es, die Rolle der […] Bürger in Be-
zug auf ihren Einfluss auf die Europäische 
Kommission mit den Initiativrechten des Par-
laments und des Europäischen Rates gleich-
zusetzen“ (Kaufmann, B. 2010a: 53). Die 
Anlehnung an das bestehende Initiativrecht 
der EU-Institutionen spielte für den Erfolg des 
Vorschlags eine entscheidende Rolle, „denn 
das Initiativrecht des Parlaments ist etwas, 
das die Kommission immer sehr ernst nimmt“ 
(Interview). Gleichzeitig würde mit diesem 
Vorschlag das Initiativmonopol der Kommis-
sion aufrechterhalten bleiben, da die letzte 
Entscheidung über die Einbringung eines 
Gesetzesvorschlags weiterhin der Kommissi-
on obliegt (Interview).  

Auch wenn dieser Kompromissvorschlag weit 
hinter den Erwartungen umfangreicher Bür-
gerbeteiligungsrechte und Referenden der 
zivilgesellschaftlichen Akteure zurück blieb, 
wurde er von den Konventsmitgliedern, die 
sich auch schon im Rahmen der informellen 
Arbeitsgruppe und der anschließenden De-
batte im Plenum positiv zu direkter Demokra-
tie positioniert hatten, sowie von den NRO 
mit Nachdruck vertreten (Interview). Die Be-
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denken vieler Mitglieder des Konvents, dass 
damit die Bürger zu den zukünftigen Ent-
scheidungsträgern in der EU würden, konn-
ten dadurch ausgeräumt werden, dass der 
Vorschlag lediglich die Einführung eines Initi-
ativrechts und nicht einer europäischen 
Volksabstimmung vorsah (Interview). Zudem 
handelte es sich um einen fraktionsübergrei-
fenden Vorschlag, der von den Unterstützern 
in die verschiedenen informellen Fraktions-
sitzungen am Rande des Konvents hineinge-
tragen wurde, um weitere Unterstützer zu 
gewinnen (Interview). Schließlich wurde der 
Antrag mit insgesamt 68 Unterschriften im 
Vorfeld der Plenarsitzung Anfang Juni beim 
Präsidium eingereicht (vgl. Meyer 2003).  

Trotz dieser breiten Unterstützung für den 
Vorschlag aus den Reihen der Konvents-
mitglieder – auch der Vizepräsident des Prä-
sidiums Amato unterzeichnete den Antrag 
von Jürgen Meyer – scheiterte die Einführung 
der EBI zunächst, da sich das Präsidium 
ohne die Angabe konkreter Gründe gegen 
die Aufnahme des Vorschlags einer EBI in 
den Verfassungsentwurf entschied (Inter-
view). In der überarbeiteten Fassung des Teil 
I des Entwurfs vom 10. Juni 2003 wird die 
Bürgerinitiative als Teil des Artikels zur parti-
zipativen Demokratie nicht aufgeführt (vgl. 
EU-Konvent 2003d: 38). Um die Aufnahme 
der EBI in den Verfassungsentwurf doch 
noch zu ermöglichen, war also wiederum 
Lobbyarbeit der NRO im Konvent erforderlich 
(Kaufmann/Lamassoure/Meyer 2003: 236). 
Dazu verschickten Aktivisten von DI zahlrei-
che E-Mails und Faxe an die Präsidiumsmit-
glieder und suchten erneut den direkten Kon-
takt zu den Mitgliedern des Konvents (vgl. 
Efler 2003: 49). Dass die EBI doch noch in 
den Verfassungsentwurf aufgenommen wur-
de, „ist ein großes Verdienst der Bürgerinitia-
tiven, die den Konvent begleitet haben und 
viele Gespräche mit Konventsmitgliedern 
geführt haben“ (Interview). Als überzeugen-
des Argument für die Einführung der EBI 
erwies sich, „dass die Gemeinschaftsmetho-
de nicht ausgehebelt wird“ (Interview), da die 
Bürger hinsichtlich des Initiativrechts auf die 
gleiche Stufe mit dem EP und dem Rat ge-
stellt werden sollten.  

Neben der erfolgreichen Lobbyarbeit durch 
DI wird als Grund für die im letzten Augen-
blick erfolgte Aufnahme der EBI in den Ver-
fassungsvertrag angeführt, dass im Konvent 
allgemeiner Unmut unter den nationalen und 
europäischen Parlamentariern in Bezug auf 
den Umgang des Präsidiums mit Änderungs-

vorschlägen herrschte (Interview). Die Par-
lamentarier sahen ihre Anliegen im Verfas-
sungsentwurf des Präsidiums nicht ausrei-
chend berücksichtigt, sodass sie ihre Zu-
stimmung zum vorliegenden Entwurf von der 
Aufnahme weiterer, offener Punkte abhängig 
machten (vgl. ebd.). In diesem Zusammen-
hang wird auch von einem „Aufstand der 
Parlamentarier“ gesprochen (vgl. Interview). 
Vor diesem Hintergrund entschied sich das 
Präsidium nach informellen Gesprächen mit 
Vertretern der nationalen Parlamente und 
des EP am Rande der Plenarsitzung am 11. 
Juni dazu, letzte Änderungsanträge zuzulas-
sen (vgl. Efler 2003: 49). Die Einführung der 
EBI war „einer von zehn Punkten, die wir als 
Bedingung für eine Zustimmung zu dem Ver-
fassungsentwurf […] gestellt haben“ (Inter-
view), nachdem es gelungen war, „die Mehr-
heit der Parlamentarier im Konvent hinter 
unserer Idee versammeln können“ (Inter-
view). In dem Wissen, dass die Zustimmung 
zum Verfassungsentwurf von den Stimmen 
der nationalen und europäischen Parlamen-
tarier abhing, hat sich das Präsidium in sei-
ner letzten Sitzung am 12. Juni schließlich 
doch darauf geeinigt, auf die Forderungen 
einzugehen (vgl. Efler 2003: 49). Der Vorsit-
zende, Giscard d'Estaing, verkündet in der 
Plenartagung:  

„Nous avons ajouté un article sur l'ini-
tiative des citoyens. […] Cela vient des 
deux groupes de conventionnels par-
lementaires. Nous avons essayé de 
faire une synthèse en laissant, comme 
c'est souhaitable, le soin à une loi eu-
ropéenne de déterminer les procé-
dures spécifiques et les conditions à 
remplir. Les remarques qui ont été 
faites disent que c'est la Commission 
qui a le monopole d'initiative et donc, 
la présentation ne doit pas être telle 
qu'on a l'air de retirer à la Commission 
son monopole d'initiative.“ (EU-
Konvent 2003c) 

Damit wurde die Forderung nach direkter 
Demokratie kurz vor Ende des Konvents in 
Form einer europäischen Bürgerinitiative, 
deren rechtliche Ausgestaltung durch eine 
Verordnung festgelegt werden sollte, in den 
Verfassungsentwurf aufgenommen (vgl. EU-
Konvent 2003a: 39). 
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4.3 Vom Scheitern des Verfassungsvertrags 
zum Vertrag von Lissabon 

Auf der Regierungskonferenz im Juni 2004 
verabschiedeten die Staats- und Regie-
rungschefs der Mitgliedstaaten den Vertrag 
über eine Verfassung für Europa, der im Ok-
tober desselben Jahres unterzeichnet wurde 
(vgl. Kaufmann, B. 2010a: 54). Der Entwurf 
des Konvents wurde dabei weitestgehend 
übernommen. In Bezug auf den Artikel der 
partizipativen Demokratie fügte der Europäi-
sche Rat lediglich den Hinweis ein, dass bei 
der Bestimmung über die Verfahren und Be-
dingungen einer Bürgerinitiative auch die 
Mindestzahl der Mitgliedstaaten festgelegt 
werden muss, aus denen die unterzeichnen-
den Bürger kommen müssen (vgl. RK 2004: 
52). Auf die Unterzeichnung des Vertrags 
über eine Verfassung folgte die Ratifizierung 
in den Mitgliedstaaten. Obwohl es keinen 
offiziellen Beschluss darüber gab, die Ratifi-
zierung in Form von Referenden vorzuneh-
men, kündigten einige Mitgliedstaaten an, die 
Bevölkerung über den Vertrag abstimmen zu 
lassen, darunter Spanien, Frankreich, die 
Niederlande, Luxemburg, Dänemark, Polen, 
Irland, das Vereinigte Königreich, Portugal 
und Tschechien (vgl. Kaufmann, B. 2010a: 
54). Nicht in allen Staaten konnten jedoch die 
für ein Referendum erforderlichen Verfas-
sungsänderungen durchgesetzt werden, 
sodass letztendlich nur in Spanien, den Nie-
derlanden,

21
 Frankreich und Luxemburg 

Volksabstimmungen über den Verfas-
sungstext durchgeführt wurden (vgl. Maurer 
et al. 2006: 119ff.).  

Spanien war das erste Land, das Anfang 
2005 ein Referendum abhielt, wenn auch nur 
ein konsultatives ohne bindende Wirkung 
(vgl. ebd.). Der positive Ausgang der Ab-
stimmung löste in Anknüpfung an die Forde-
rungen des Konvents eine direktdemokrati-
sche Dynamik aus, die „den Präsidenten der 
Europäischen Kommission, José Manuel 
Barroso, dazu [veranlasste], sich für mehr 
grenzübergreifende Demokratie stark zu 
machen“ (vgl. Kaufmann, B. 2010a: 54). In 
einer Rede in Den Haag machte Barroso 
(2005: 4) deutlich, dass die neu geschaffene 
Möglichkeit einer EBI zu mehr Demokratie in 
der EU führen würde. Auch die spätere Vize-
präsidentin der Kommission, Margot Wall-
ström, betonte die Bedeutung der EBI als 
                                                                 

21
 Die Durchführung eines Referendums in den 

Niederlanden ist auf die Initiative der ERC zurückzu-
führen (vgl. DI 2012b).  

wichtigen Schritt in Richtung direkte Demo-
kratie (vgl. Wallström 2005: 10). Diese positi-
ve Bewertung des neuen Instruments im 
Kontext der Verfassung konnte jedoch nicht 
zu einem erfolgreichen Ausgang der Refer-
enden in den anderen Mitgliedstaaten beitra-
gen: Nur wenig später fielen die Abstimmun-
gen in Frankreich und den Niederlanden 
negativ aus, sodass die Ratifizierung des 
Vertrags über eine Verfassung für Europa 
gescheitert war (vgl. Maurer et al. 2006: 
119f.).  

Nach dem Scheitern des Verfassungsver-
trags infolge der negativen Referenden in 
Frankreich und den Niederlanden war lange 
unklar, was mit dem im Konvent erarbeiteten 
Text passieren sollte. Das Ziel war es, „einen 
Weg zu finden, um die Kernsubstanz des 
Verfassungsvertrages zu halten und sie wie-
der in den politischen Prozess zu bringen – 
und zwar nicht unter der Prämisse, ‚einige 
Artikel nehmen wir und anderes lassen wir 
[...] raus‘“ (Interview). Die Beibehaltung der 
EBI, die als eine der größten Innovationen 
des ganzen Verfassungsvertrages galt (vgl. 
Interview), schien also relativ sicher und war 
nicht so umstritten wie z.B. die Frage nach 
den Symbolen der EU (vgl. Interview).  

Es gab jedoch sehr verschiedene Perspekti-
ven in Bezug auf den Umgang mit dem In-
strument, als klar wurde, dass die Verfas-
sung zunächst gescheitert war. Einerseits 
gab es Vorstöße, „um das Ganze zu realisie-
ren ohne neuen Grundlagenvertrag“ (Inter-
view). Diese Position wurde etwa von Mehr 
Demokratie vertreten (vgl. Meyer/Hölscheidt 
2007: 92). IRIE hingegen stand dieser Forde-
rung skeptisch gegenüber (vgl. Interview). 
Die Kommission wies ein ambivalentes Ver-
hältnis zur EBI auf. Trotz der zuvor geäußer-
ten positiven Bewertung des Instruments in 
den Reden von Barroso und Wallström wur-
de „innerhalb der europäischen Institutionen, 
vor allem in der Europäischen Kommission, 
[…] jeder Versuch zur Schaffung einer Euro-
päischen Bürgerinitiative ohne einen neuen 
Vertrag kategorisch abgeschmettert“ (vgl. 
Kaufmann, B. 2010a: 63).  

Auch im Plan D für Demokratie, Dialog und 
Diskussion, den die Kommission 2005 als 
Beitrag zur Zeit der Reflexion nach dem 
Scheitern der Verfassung veröffentlichte, 
fand die EBI in keinem Wort Erwähnung (vgl. 
KOM-EG 2005). Diese Zurückhaltung belegt 
ein Brief, den Margot Wallström 2006 als 
Antwort auf eine Anfrage des britischen EP-
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Abgeordneten Alyn Smith zur ECI Camapign 
verfasste. Darin erklärte sie, dass die EBI 
erst umgesetzt werden solle, nachdem die 
weiteren Schritte des Reformprozesses ab-
geschlossen seien, also ein neuer Reform-
vertrag verabschiedet sei (vgl. Wallström 
2006). „Die Kommission war der Meinung, 
man sollte jetzt lieber nichts tun, was in ir-
gendeiner Weise das mögliche Inkrafttreten 
des Vertrages von Lissabon gefährden könn-
te“ (Interview). Auch Mitglieder des EP ver-
traten diese Ansicht (vgl. ebd.). Daher wurde 
die Initiative des EP, einen Bericht zu verfas-
sen, in dem die Kommission zur Umsetzung 
der EBI aufgefordert wird, intern in der Kom-
mission und von einigen Abgeordneten kri-
tisch bewertet (vgl. Interview). 

Ungeachtet der Vorbehalte in der Kommissi-
on wurde Sylvia-Yvonne Kaufmann, die von 
2004 bis 2009 Mitglied der Fraktion der Lin-
ken/Nordisch Grünen Linken (GUE/NGL) im 
EP war, zur Berichterstatterin für die EBI im 
zuständigen Ausschuss für konstitutionelle 
Angelegenheiten (AFCO) ernannt und be-
gann im Sommer 2008 mit der Erarbeitung 
eines Initiativberichts (vgl. ebd.).

22
 Hinter-

grund der Entscheidung, einen Bericht über 
die Umsetzung der EBI zu verfassen, war 
das noch ausstehende Referendum in Irland 
über den Lissabonvertrag, der am 17. De-
zember 2007 von den Staats- und Regie-
rungschefs unterzeichnet worden war (vgl. 
ABl. EU 2007) sowie die anstehenden Wah-
len zum EP im Jahr 2009. Der Ausschuss 
wollte „vor der EP-Wahl ein Zeichen setzen 
[...] für den Vertrag von Lissabon und ein 
Zeichen in Richtung Bürgerinnen und Bürger, 
dass sie mit der Bürgerinitiative künftig die 
europäische Agenda mitbestimmen können“ 
(Interview). Eine klare Positionierung des EP 
zur EBI würde auch dessen bedeutsame 
Rolle im politischen Machtgefüge der EU 
verdeutlichen.  

Das inhaltliche Ziel des Berichts bestand 
dementsprechend in einer klaren Positionie-
rung des EP zur zügigen Einführung der EBI. 
Gleichzeitig sollten bereits die zentralen 
Punkte der rechtlichen Ausgestaltung defi-

                                                                 

22
 „Aufgabe der Berichterstatterin bzw. des Bericht-

erstatters ist es unter anderem, die Beratungen zu einem 
bestimmten Gesetzesvorhaben vor zu strukturieren, den 
Entwurf der Stellungnahme des Parlaments zu verfassen 
und diesen mit allen Beteiligten in- und außerhalb des 
Parlaments (NGOs, Stakeholder, Abgeordnete, poli-
tische Gruppen, Kommission, Rat, etc.) zu besprechen 
bzw. abzustimmen. Sie formulieren den Vorschlag, über 
den am Ende abgestimmt wird.“ (Häfner 2010: 8) 

niert und konkrete Vorschläge für die zu ver-
abschiedende Verordnung unterbreitet wer-
den. Dabei war Kaufmann innerhalb des 
Ausschusses mit divergierenden Positionen 
zur EBI konfrontiert: Einige Mitglieder maßen 
dem Instrument in seiner Reichweite deutlich 
zu viel Gewicht bei, andere wiederum spra-
chen sich generell gegen das Instrument aus, 
sodass in der Diskussion ständig neue Hür-
den für die rechtliche Umsetzung vorge-
schlagen wurden (vgl. ebd.: 129f.).  

Daneben waren mit dem Vorsitzenden Jo 
Leinen, seinem Stellvertreter Johannes Vog-
genhuber, dem Mitglied Iñigo Mendez de 
Vigo sowie den Stellvertretern Alain La-
massoure und Panayiotis Demetriou Perso-
nen im Ausschuss vertreten, die zur Zeit des 
Konvents im European Convention Network 
und in der informellen Arbeitsgruppe mitge-
wirkt hatten (vgl. EP 2009b), sodass den 
kritischen Stimmen im Ausschuss zur EBI 
zahlreiche Befürworter der EBI gegenüber 
standen. 

Beim Verfassen des Berichts konnte sich der 
Ausschuss auf die Arbeit und Unterstützung 
von IRIE und DI/Mehr Demokratie stützen, 
die nach Abschluss des Konvents zahlreiche 
Konferenzen durchgeführt und Publikationen 
veröffentlicht hatten. Beispielsweise hatte 
bereits im Oktober 2004 ein Seminar des 
IRIE zur EBI stattgefunden, an dem neben 
Vertretern von DI auch Mitglieder des EP und 
der Kommission teilnahmen (vgl. EU-KOM 
2004). Darüber hinaus hat die „bloße Idee 
möglicherweise das Recht zu erlangen, die 
politische Tagesordnung der europäischen 
Institutionen mitbestimmen zu können, [...] 
dutzende von Gruppen dazu angeregt, ihre 
eigenen Pilotinitiativen zu starten“ (Kauf-
mann, B. 2010a: 63).

23
 In sogenannten Pro-

beläufen wurde im Rahmen verschiedener 
Initiativen der Versuch unternommen, eine 
Million Unterschriften zu sammeln, ohne dass 
es Regeln für den Umgang mit solchen Initia-
tiven gab (vgl. Interview).  

Als Beispiel für eine Pilotinitiative ist die One-
Seat Kampagne zu nennen, die von der libe-
ralen EP-Abgeordneten Malmström ins Le-
ben gerufen wurde. Diese Initiative zielte 
darauf ab, Brüssel als einzigen Sitz des EP 
festzulegen, um die Kosten für das Pendeln 
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 Eine Übersicht über die 25 Initiativen, die zwischen 

2004 und 2010 gestartet wurden, findet sich bei 
Kaufmann (B. 2010a: 67ff.).  
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zwischen Brüssel und Straßburg einsparen 
zu können.

24
 Obwohl es gelang, mehr als 

eine Million Unterschriften zu sammeln, wur-
de die Initiative letztlich von der Kommission 
aufgrund der Unzulässigkeit der Forderung 
abgelehnt, da der Sitz des Parlaments allein 
von den Mitgliedstaaten bestimmt werden 
kann (vgl. Kaufmann, B. 2010a: 64). Auch 
der Petitionsausschuss des EP wies die Un-
terschriften zurück, weil diese nicht auf Echt-
heit überprüft werden konnten (vgl. ebd.). 
Zudem wurde der in der späteren Verord-
nung definierte Zeitraum für die Sammlung 
der Unterschriften nicht eingehalten, sodass 
die Initiative nicht den heutigen Kriterien ei-
ner zulässigen EBI entsprach.  

Eine andere Initiative, die auch im weiteren 
Verlauf der Umsetzung der EBI eine Rolle 
spielte, war die Initiative for the European 
Citizens‘ Initiative,

25
 die das Ziel verfolgte, die 

Einführung der rechtlichen Grundlagen der 
EBI zu fördern, ohne jedoch einen neuen EU-
Vertrag abzuwarten. Die Initiative, die von 
Democracy International und dem European 
Students‘ Forum (AEGEE) ins Leben gerufen 
wurde, fand dabei Unterstützung von insge-
samt mehr als 120 NRO und Stiftungen (vgl. 
DI 2012c). Ihre Anliegen wurden jedoch 
„nicht wirklich von den Hauptinstitutionen der 
EU unterstützt“ (Kaufmann, B. 2010a: 66). 
Da die Zahl von einer Million Unterschriften 
trotz der breiten Unterstützung von NRO und 
Stiftungen nicht erreicht werden konnte, 
reichten die Initiatoren die bis dahin gesam-
melten Unterschriften im August 2008 als 
Petition beim EP ein. Mit Interesse wurde die 
Petition von den Vizepräsidenten des EP, 
Diana Wallis und Gerard Onesta, sowie von 
Sylvia-Yvonne Kaufmann als Berichterstatte-
rin für die EBI entgegengenommen (vgl. DI 
2012g).  

In die Ausarbeitung konkreter Vorschläge für 
die Umsetzung der EBI im Bericht des EP 
konnten also die praktischen Erfahrungen 
aus den verschiedenen Pilotinitiativen ein-
fließen: „This early but dynamic development 
of transnational direct-democratic practice 
offers many practical opportunities, both for 
academics and political practitioners, to test 
and assess the first steps towards transnati-
onal direct democracy“ (Kaufmann, B. 2007: 
14). Die ausgiebige Erprobung eines Instru-
ments in Echtzeit und in großem Maßstab 
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 Website der Initiative: http://www.oneseat.eu/ 

25
 Website der Initiative: http://www.citizens-

initiative.eu/?page_id=2 

(vgl. Kaufmann, B. 2010a: 63) stellt dabei im 
Vergleich zu klassischen Policy Making Pro-
zessen in der EU eine Ausnahme dar. Im 
Regelfall können die praktischen Erfahrun-
gen mit bestimmten politischen Instrumenten 
erst in der Phase der Implementierung ge-
macht werden. Natürlich wird auch im Fall 
der EBI abzuwarten bleiben, inwiefern sich 
die letztendlich getroffenen Regelungen als 
sinnvoll und anwenderfreundlich erweisen 
und zur Nutzung des Instruments beitragen. 
Die Phase der Pilotinitiativen hat jedoch dazu 
beigetragen, dass das Instrument in seiner 
Umsetzung viel ausgereifter wurde (vgl. In-
terview).  

Der Kontakt zu Akteuren aus der Zivilgesell-
schaft wurde durch die Organisation von 
Anhörungen des Ausschusses für konstituti-
onelle Fragen aufrecht erhalten. Im Septem-
ber 2008, kurz bevor der erste Entwurf eines 
Berichts über die EBI vorgelegt wurde, fand 
im Rahmen einer Sitzung des AFCO ein 
Workshop statt, an dem u.a. Michael Efler als 
Vertreter von Mehr Demokratie, Carsten Berg 
als Leiter der Initiative für die ECI und als 
Vertreter des IRIE sowie das ehemalige Kon-
ventsmitglied Jürgen Meyer teilnahmen (vgl. 
EP 2008b: 2). In den Diskussion kamen vor 
allem Fragen nach der konkreten Umsetzung 
in Bezug auf die Zahl der Unterschriften pro 
Mitgliedstaat, die Anzahl der Staaten, aus 
denen die Unterzeichner kommen müssen, 
die Zulässigkeit einer Initiative sowie die 
Schaffung einer demokratischen Infrastruktur 
für die EBI zur Sprache (vgl. AFCO 2008).  

Auf der Grundlage der praktischen Erfahrun-
gen in den Pilotinitiativen und des Aus-
tauschs mit Vertretern der Zivilgesellschaft 
legte Sylvia-Yvonne Kaufmann den Entwurf 
ihres Berichts am 14. November 2008 dem 
EP vor (vgl. EP 2008). Beim Verfassen des 
Berichts wurden aus strategischen Gründen 
möglichst konkrete Vorschläge für die Ver-
ordnung gemacht, um eine Berufungsgrund-
lage für die späteren Verhandlungen zu 
schaffen (Interview): „In dem Moment, wo 
das erste Papier, in welcher Form auch im-
mer, auf dem Tisch liegt, ist es eine Refe-
renzbasis. Und jeder, der etwas anderes will, 
muss sich darauf beziehen und gut begrün-
den, warum er den ursprünglichen Text nicht 
will.“ Deshalb wurde in dem Berichtsentwurf 
z.B. die Zahl der Mitgliedstaaten, aus denen 
die Unterzeichner kommen müssen, mit vier 
Ländern bewusst niedrig angesetzt, auch in 
dem Wissen, dass die Kommission mit neun 
eine deutlich höhere Zahl favorisierte (vgl. 

http://www.oneseat.eu/
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Interview). Zwar hatte die Kommission zu 
diesem Zeitpunkt ihre Vorschläge zu den 
einzelnen Aspekten der rechtlichen Umset-
zung noch nicht veröffentlicht. Trotzdem „hat-
te [sie] intern schon sehr frühzeitig angefan-
gen, so eine Art Grünbuch zu formulieren. 
Sie hatte ihre Vorstellungen […] schon in der 
Schublade, schon ein paar Jahre, seit dem 
Verfassungsvertrag“ (ebd.: 130). Aus infor-
mellen Gesprächen mit der Kommission hat-
te sich also ergeben, dass aus Angst vor 
Überforderung und vor der Beschäftigung mit 
unerwünschten Themen gewisse Vorbehalte 
gegenüber der EBI vorhanden waren (vgl. 
ebd.: 126). Entsprechend nahm die Kommis-
sion im Vergleich zum EP und zu zivilgesell-
schaftlichen Akteuren eine restriktive Haltung 
ein, wie im weiteren Verlauf der Analyse ge-
zeigt werden soll.

26
  

Bei den Debatten im EP zum Berichtsentwurf 
für die EBI wurden insgesamt 109 Ände-
rungsanträge eingebracht, die primär auf die 
Mindestzahl der Länder, aus denen die Un-
terzeichner einer EBI kommen müssen, und 
auf das Mindestalter der Unterzeichner ge-
richtet waren (vgl. EU-KOM 2009: 4). War im 
Entwurf für den Bericht das Mindestalter 
noch bei 16 Jahren angesetzt, um ein Zei-
chen des Vertrauens an die jungen Leute in 
Europa zu senden (vgl. Interview), konnte 
dafür im Plenum keine Mehrheit gefunden 
werden, sodass das Alter im finalen Bericht 
auf dasselbe Mindestalter wie für die Teil-
nahme an EP-Wahlen festgelegt wurde (vgl. 
EP 2009a: 8). Auch die Anzahl der beteiligten 
Länder an einer EBI wurde entsprechend den 
Änderungsanträgen auf ein Viertel der Mit-
gliedstaaten, also auf sieben Länder, festge-
legt (vgl. ebd.). Nach diesen Anpassungen 
wurde der Bericht Ende Januar 2009 mit 
großer Mehrheit im Ausschuss angenommen 
(vgl. ebd.: 20). In der anschließenden Debat-
te im Plenum betonte Jo Leinen, Vorsitzen-
der des AFCO, dass der Bericht zur EBI dazu 
beitragen würde, „dass die Bürgerinitiative 
kein Placebo und kein Alibi ist, sondern ein 
ernsthaftes konstitutionelles Instrument“ (vgl. 
EP 2009d). Die Kommission, vertreten durch 
die Vizepräsidentin Wallström, äußerte sich 

                                                                 

26
 Der Rat der EU hat sich nicht aktiv in die Beratungen 

über eine Umsetzung der EBI eingebracht und keine 
Stellungnahme zu einzelnen Fragen der rechtlichen 
Ausgestaltung abgegeben. Vielmehr hat der Rat „nur zur 
Kenntnis genommen, was da läuft, da der Vertrag ja 
noch nicht in Kraft war“ (vgl. Interview). Ein erster 
Austausch über die zu klärenden Fragen der EBI hatte 
jedoch bereits im Juni 2008 stattgefunden (vgl. Rat der 
EU 2008: 4). 

in Bezug auf den Bericht zugleich würdigend 
und verhalten:  

„This is one of the areas where the 
Commission intends to act swiftly once 
the Treaty is in force – also on the ba-
sis of consultation – to understand 
stakeholders‘ and citizens‘ expecta-
tions. The Commission‘s thinking is 
very much in line with the recommen-
dations of Mrs Kaufmann. There are, 
however, a few areas we should dis-
cuss further. We want to strike the right 
balance between a procedure that is 
easy for citizens and one that means 
that initiatives will have legitimacy and 
weight.“ (EP 2009d)  

Auf der Grundlage dieses Berichts verab-
schiedete das EP am 7. Mai 2009 eine Reso-
lution, in der es die Kommission dazu auffor-
derte, schnellstmöglich einen Entwurf für eine 
Verordnung zur Umsetzung der EBI vorzule-
gen (vgl. EP 2009c). Dass die Umsetzung 
der EBI im Gegensatz zu anderen Bestim-
mungen des Vertrags von Lissabon bereits 
frühzeitig in Angriff genommen wurde, ist 
also nicht zuletzt auf den Druck des EP zu-
rückzuführen, den es mit dieser Aufforderung 
ausgelöst hat (vgl. Kammel/Möller 2010: 2). 
Nach der erfolgreichen Aufnahme des In-
struments in den Verfassungsentwurf und der 
Übernahme in den Vertrag von Lissabon 
gelang es dem EP, in Zusammenarbeit mit 
NRO das Thema auf der politischen Agenda 
zu halten und den Prozess der Politikformu-
lierung im Hinblick auf die zu verabschieden-
de Verordnung inhaltlich vorzubereiten und 
zu forcieren.    

4.4 Vom Grünbuch zur Verordnung 

Die Aufforderung des EP, einen Vorschlag 
für eine Verordnung über die EBI zu unter-
breiten und damit das Gesetzgebungsverfah-
ren einzuleiten, veranlasste die Kommission 
im November 2009 dazu, das Thema wieder 
auf die Agenda zu setzen, indem sie als 
Grundlage für eine Konsultation ein Grün-
buch zur EBI veröffentlichte (vgl. KOM-EG 
2009). Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
des Grünbuchs war bereits klar, dass die 
letzten noch ausstehenden Ratifizierungen 
des Vertrags von Lissabon in Irland und der 
Tschechischen Republik erfolgt waren, so-
dass einem Inkrafttreten des Vertrags am 
1.12.2009 nichts mehr im Weg stand (vgl. EU 
2012). Stellvertretend für die Kommission 
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hatte Margot Wallström bei einer Anhörung 
des AFCO im Oktober desselben Jahres 
daher angekündigt, dass die Kommission 
eine möglichst schnelle Umsetzung des neu-
en Rechts für die Bürger anstrebe, der eine 
breite Konsultation mit der Zivilgesellschaft 
und den Bürgern voraus gehen solle (vgl. 
Wallström 2009: 4). Diese Bereitschaft resul-
tierte einerseits aus dem Umstand, dass „der 
Lissabon-Vertrag […] fast alle wichtigen Fra-
gen noch unbeantwortet [lässt]“ (Häfner 
2010: 7). Die Aufklärung über gesellschaftli-
che Präferenzen und Perspektiven in Bezug 
auf die wichtigen Aspekte der Umsetzung 
könne die Kommission dabei „in dieser Breite 
und Anzahl mit keinem ihrer anderen Instru-
mente erzielen“ (Hüller 2010: 211). Anderer-
seits stelle die rechtliche Umsetzung „inso-
fern eine große Herausforderung [dar], als 
dass es ja kein Vorbild gab, an dem man sich 
hätte orientieren können“ (vgl. Interview). Die 
Übertragbarkeit von den auf nationaler Ebe-
ne existierenden Instrumenten auf die EU 
wurde durch die neue, transnationale Dimen-
sion der EBI erschwert (vgl. Interview). Wie 
sich die verschiedenen Akteure im Konsulta-
tionsprozess zur rechtlichen Umsetzung posi-
tionierten, wird im nächsten Unterkapitel ana-
lysiert.  

4.4.1 Die Online-Konsultation 

Bevor auf die verschiedenen Positionen der 
zentralen Akteure in dieser Phase näher 
eingegangen wird, müssen zunächst einige 
allgemeine Anmerkungen zur Analyse der 
Konsultation gemacht werden. Da insgesamt 
329 Stellungnahmen zum Grünbuch einge-
reicht wurden (vgl. EU-KOM 2010b: 2), stellt 
eine detaillierte Auswertung aller Beiträge 
aufgrund begrenzter zeitlicher und auch fi-
nanzieller Ressourcen einen Forschungs-
aufwand dar, der im Rahmen dieser Arbeit 
nicht geleistet werden kann. Es ist also nicht 
möglich, Aussagen darüber zu treffen, inwie-
fern die einzelnen Beiträge tatsächlich von 
der Kommission bei der Erstellung ihres Ent-
wurfs für die Verordnung über die EBI Be-
rücksichtigung fanden. Die Konsultationsbei-
träge wurden zwar in einem abschließenden 
Dokument zusammengefasst, das jedoch 
von der Kommission selbst erstellt wurde. 
Dadurch besteht die Gefahr, dass die Beiträ-
ge hinsichtlich ihrer Gewichtung durch die 
Auffassung der Kommission beeinflusst wur-
den. Trotz dieses Bewusstseins, dass eine 
weiterführende, umfangreichere Forschungs-
arbeit erforderlich wäre, um die gleichberech-
tigte Berücksichtigung der einzelnen Beiträge 

bei der Politikformulierung zu untersuchen, 
soll die Phase der Konsultation bei der Ana-
lyse des Entstehungsprozesses der EBI im 
Rahmen dieser Arbeit dennoch nicht gänzlich 
ausgelassen werden. Daher konzentriert sich 
die Analyse darauf, nur die Positionen derje-
nigen Akteure zu betrachten, die in den vo-
rangegangenen Phasen des Entstehungs-
prozesses der EBI eine maßgebliche Rolle 
gespielt haben.  

Gleichzeitig können im Rahmen dieser Arbeit 
nicht alle zehn Aspekte der Umsetzung de-
tailliert betrachtet werden, die die Kommissi-
on im Grünbuch aufführt (vgl. KOM-EG 
2009). Deshalb wurde in den Interviews ge-
zielt danach gefragt, welche Punkte der Um-
setzung besonders umstritten waren und 
kontrovers diskutiert wurden. Aus den Ant-
worten der Interviewpartner sowie aus er-
gänzender wissenschaftlicher Literatur zu 
den wesentlichen und entscheidenden Ver-
fahrenselementen direkter Demokratie (vgl. 
Gross 2002: 334f.) ergeben sich folgende 
Aspekte: Mindestzahl der Mitgliedstaaten und 
der Unterzeichner je Mitgliedstaat, Zeiträume 
für die Unterschriftensammlung und die Re-
aktion der Kommission auf eingereichte Ini-
tiativen, notwendige Angaben bei der Leis-
tung der Unterschrift, Zulässigkeitsprüfung 
der Initiativen und die Durchführung einer 
Anhörung (vgl. Anh. A).  

Unter diesen Gesichtspunkten werden die 
Positionen der Akteure untersucht, die sich in 
den vorangegangenen Phasen als zentral im 
Entstehungsprozess der EBI erwiesen ha-
ben. Bislang konnten dabei die beiden NRO 
DI und IRIE identifiziert werden, die dazu 
beigetragen haben, dass das Instrument 
überhaupt in den Verfassungsvertrag und 
dann später in den Vertrag von Lissabon 
aufgenommen wurde. Ferner haben sie den 
Prozess der Umsetzung des Instruments 
intensiv vorbereitet. Daneben sind als die 
zentralen institutionellen Akteure das EP, 
insbesondere in Form des AFCO, sowie die 
Kommission als direkte Adressatin der EBI in 
Erscheinung getreten. Schließlich haben die 
Staats- und Regierungschefs im Konvent – 
repräsentiert durch nationale Regierungsver-
treter – und anschließend in Form des Euro-
päischen Rates insbesondere in der Phase 
der Politikentscheidung eine Rolle gespielt. 
Aufschluss über die unterschiedlichen Positi-
onen dieser Akteure zur rechtlichen Ausge-
staltung und über deren Strategien, den er-
neuten Agenda Setting- und den sich an-
schließenden Politikformulierungsprozess zu 
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beeinflussen, geben sowohl die Stellung-
nahmen zum Grünbuch als auch ergänzende 
Veröffentlichungen der Institutionen.  

Sowohl DI, in diesem Fall vertreten durch die 
deutsche Sektion Mehr Demokratie, als auch 
IRIE haben im Rahmen der Online-
Konsultation eine Stellungnahme abgegeben 
(vgl. Mehr Demokratie 2010a/IRIE 2010). Bei 
der Analyse der beiden Beiträge in Bezug auf 
die genannten Aspekte der Umsetzung fällt 
auf, dass sie sich für eine deutlich längere 
Laufzeit von mindestens 18 Monaten für die 
Sammlung von Unterschriften aussprachen, 
als es die Kommission im Grünbuch tat. Als 
Argument für die längere Frist wurde ange-
führt, dass den Initiatoren genügend Zeit für 
die transnationale Vernetzung gewährt wer-
den müsse, gleichzeitig aber die Aktualität 
des Themas einer Initiative bei einer Frist von 
mehr als 18 Monaten verloren gehen könne 
(vgl. Mehr Demokratie 2010a: 5). Gerade 
wenn das Komitee der Initiatoren, der Bür-
gerausschuss, nicht auf eine bereits beste-
hende Infrastruktur zurückgreifen könne, 
seien längere Fristen wünschenswert (vgl. 
IRIE 2010).  

Auch im Hinblick auf die Mindestzahl der 
Mitgliedstaaten und der Unterschriften pro 
Land unterschieden sich die Vorstellungen 
der beiden NRO von den Vorschlägen im 
Grünbuch: Während die Kommission ein 
Drittel der Mitgliedstaaten, also neun Länder, 
als Mindestzahl vorschlug, sprach sich Mehr 
Demokratie für 5-6 Länder und IRIE für ma-
ximal ein Viertel, also für 7 Länder aus (vgl. 
Mehr Demokratie 2010a: 2f./IRIE 2010: 2). 
Diese Position wurde mit den Argumenten 
untermauert, dass sich die europäische Zivil-
gesellschaft erst im Entstehen befände und 
zu hohe Transnationalitätserfordernisse pri-
mär den bereits großen und ressourcenstar-
ken Organisationen dienen würden (vgl. 
Mehr Demokratie 2010a: 2). Entsprechend 
setzten beide NRO das Quorum für die Zahl 
der Unterschriften pro Mitgliedstaat mit 0,1% 
bzw. 0,05% deutlich unter dem der Kommis-
sion an (vgl. ebd.). 

In Bezug auf den Umgang der Kommission 
mit eingereichten Initiativen lassen sich eben-
falls grundsätzlich andere Vorstellungen bei 
Mehr Demokratie und IRIE erkennen. Favori-
sierte die Kommission im Grünbuch eine 
Zulässigkeitsprüfung, nachdem alle Unter-
schriften eingereicht sind, sprachen sich die 
NRO übereinstimmend dafür aus, dass die 
Zulässigkeitsprüfung einer Initiative unbe-

dingt ex ante erfolgen müsse. Nur so könne 
ermöglicht werden, dass die Initiatoren früh-
zeitig über eine mögliche Unzulässigkeits-
feststellung ihres Themas informiert würden 
und eine Unterschriftensammlung eventuell 
vergeblich wäre (vgl. IRIE 2010: 5). Darüber 
hinaus – und das ist ein Vorschlag, der zwar 
in der Entschließung des EP vom Mai 2009, 
aber nicht im Grünbuch Erwähnung fand – 
betonten Mehr Demokratie und IRIE die 
Durchführung von Anhörungen mit den Or-
ganisatoren einer Initiative durch die Kom-
mission als wichtiges Instrument, um den 
direkten Austausch zwischen Bürgern und 
EU-Institutionen zu verbessern. Nur wenn die 
Initiatoren die Chance erhielten, ihre Argu-
mente den Entscheidungsträgern vorzutra-
gen, könne im Zusammenhang mit der EBI 
von einem transparenten und respektvollen 
Verfahren gesprochen werden (vgl. Mehr 
Demokratie 2010a: 8). Der Nutzen der Anhö-
rungen wurde darin gesehen, dass sie „zu-
sätzliche Medienöffentlichkeit für die Initiato-
ren bringen und mehr öffentliche Diskussio-
nen innerhalb der Europäischen Union anre-
gen [könnten]“ (Interview).  

Beide NRO haben also den formalen Weg 
genutzt, um ihre Positionen einer bürger-
freundlichen Ausgestaltung der EBI in den 
Konsultationsprozess einzubringen. Dabei 
handelt es sich bei Konsultationen um ein 
rein reaktives Instrument der Kommission, 
das lediglich die Möglichkeit bietet, zu vorge-
gebenen Fragen und Themen Stellung zu 
beziehen. Ein Austausch zwischen den Teil-
nehmern der Konsultation über die einge-
brachten Argumente wird dadurch verhindert, 
dass die Beiträge erst nach Abschluss der 
Konsultation auf der entsprechenden Inter-
netseite veröffentlicht werden. Außerdem 
stellt die Kommission keine Rückfragen an 
die Beteiligten zu strittigen Aspekten, sodass 
es zu keinem deliberativen Austausch kom-
men kann (vgl. Hüller 2010: 208f.). Die 
Kommission fungiert eher als Empfänger 
verschiedener Argumente, als dass sie eine 
vermittelnde Funktion zwischen verschiede-
nen Akteuren einnimmt.  

Zwar hat sie im Fall der EBI versucht, diesem 
statischen Charakter entgegen zu wirken, 
indem sie nach Ablauf der Konsultationspha-
se ein Stakeholder-Hearing veranstaltet hat 
(vgl. EU-KOM 2010c). Daran haben sowohl 
Mitglieder von Mehr Demokratie/DI und IRIE 
als auch Vertreter der Kommission, des EP 
und des Juristischen Dienstes des Rates, der 
für die Überprüfung der redaktionellen Quali-
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tät von Rechtsvorschriften zuständig ist, teil-
genommen (vgl. EU-KOM 2010c). Jedoch 
war der Konsultationsprozess aus Sicht der 
NRO nur eine Formalisierung der zuvor be-
reits auf informeller Ebene bestehenden Be-
ziehungen zur Kommission (Interview): „Von 
2003 bis 2009 gab es […] unzählige Kontakte 
und Austausche und Überlegungen, die 
durchaus […] für beide Seiten informativ und 
lehrreich waren und dazu beitrugen, dass 
dann auch die Überlegungen der Konsultati-
on und des ganzen Verfahrens schon ein 
bisschen durchdachter waren.“ So hat Mar-
got Wallström 2008 als damalige Kommissa-
rin für institutionelle Beziehungen und Vize-
präsidentin der Kommission an der Erstellung 
eines Handbuchs zur direkten Demokratie 
mitgewirkt, das vom IRIE herausgegeben 
wurde (vgl. Berg et al. 2007).  

Bereits vor Beginn des Konsultationsprozes-
ses fanden außerhalb des institutionellen 
Rahmens Veranstaltung von ZGO statt, die 
den Mangel an offiziellen Dialogmöglichkei-
ten auch als Teil zivilgesellschaftlicher Öf-
fentlichkeitsarbeit zu kompensieren suchten. 
So hatte IRIE in Vorbereitung der Umsetzung 
der EBI gemeinsam mit dem Österreichi-
schen Institut für Europäische Rechtspolitik 
im Rahmen des European Citizens‘ Initiative 
Summit im Mai 2009 das Salzburg Manifest 
verabschiedet (vgl. Kaufmann/Pichler 2010: 
119f.). Darin wurde eine bürgerfreundliche 
Umsetzung der EBI gefordert, aber auch die 
finanzielle Unterstützung für Initiativen ange-
regt, die nicht von großen Organisationen 
getragen werden (vgl. ebd.: 120). Diese For-
derung konnte sich in der Formulierungs- und 
Entscheidungsphase jedoch nicht durchset-
zen, sodass die endgültige Verordnung keine 
Subventionierung von Initiativen vorsieht. Ein 
weiterer Vorschlag im Salzburger Manifest 
sah die Einrichtung eines European Citizens‘ 
Initiative Office (ECIO) vor, das die Initiatoren 
einer EBI u.a. in Fragen der rechtlichen Zu-
lässigkeit ihres Anliegens beraten und Teil 
der für die effektive und bürgerfreundliche 
Umsetzung erforderlichen Infrastruktur sein 
sollte (vgl. ebd.).

27
 Die Kommission hat zum 

Start der EBI jedoch eine eigene Internetseite 

                                                                 

27
 Laut Kaufmann/Pichler (2010: 121f.) wurde im Mai 

2010 das ECIO als Verein nach österreichischem Recht 
gegründet. Es versteht sich selbst als unabhängiger 
Think-Tank, Kompetenz- und Dokumentationszentrum, 
das Unterstützung für die Initiatoren einer EBI anbietet 
(vgl. ebd.). Allerdings existiert bis heute weder die 
angegebene Domain www.initiative-office.eu, noch 
finden sich bei der Internetrecherche Hinweise auf eine 
tatsächliche Existenz des ECIO.  

eingerichtet, auf der die Initiativen angemel-
det werden können und gleichzeitig Hinter-
grundinformationen über die EBI zur Verfü-
gung gestellt werden (vgl. EU-KOM 2012a).  

Folglich haben DI/Mehr Demokratie und IRIE 
auch in der Phase der Konsultation versucht, 
auf die Umsetzung der EBI Einfluss zu neh-
men und ihre Vorstellungen eines bürger-
freundlichen Instruments sowohl reaktiv 
durch eine Beteiligung an der Online-
Konsultation als auch proaktiv durch die Auf-
rechterhaltung informeller Kontakte zur 
Kommission und im Rahmen von Veranstal-
tungen zum Ausdruck zu bringen. Dass dabei 
nicht nur die Kommission als Adressat für 
ihre Anliegen gewählt wurde, zeigt sich ins-
besondere in der Phase, die sich an die Ver-
öffentlichung eines Entwurfs für eine Verord-
nung durch die Kommission im März 2010 
anschloss. Allen voran das EP und speziell 
die Berichterstatter nahmen hier erneut eine 
Schlüsselposition für die Umsetzung der EBI 
ein, wie die folgenden Ausführungen bele-
gen.  

4.4.2 Das Ordentliche Gesetzgebungs-
verfahren 

Nachdem die Kommission im Zuge des Kon-
sultationsprozesses die rechtliche Umset-
zung der EBI auf Drängen des EP auf die 
Agenda gesetzt hatte, folgte die Phase der 
konkreten Politikformulierung. Laut Artikel 24 
AEUV sollen die Bestimmungen über die 
Verfahren und Bedingungen der EBI vom EP 
und vom Rat gemäß dem Ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren festgelegt werden 
(vgl. ABl. 2010: 58). Das OGV sieht laut Arti-
kel 294 AEUV vor, dass die Kommission dem 
EP und dem Rat einen Vorschlag für eine 
Verordnung unterbreitet, zu dem das EP 
dann in erster Lesung einen Standpunkt fest-
legt und diesen dem Rat übermittelt (vgl. 
ebd.: 173). „Billigt der Rat den Standpunkt 
des Europäischen Parlaments, so ist der 
betreffende Rechtsakt in der Fassung des 
Standpunkts des Europäischen Parlaments 
erlassen“ (ebd.). Können sich beide Organe 
nicht auf einen gemeinsamen Standpunkt 
einigen, finden weitere Lesungen statt und es 
wird ein Vermittlungsausschuss einberufen. 
Wie im Folgenden gezeigt wird, konnte im 
Falle der EBI jedoch bereits nach der ersten 
Lesung eine Einigung erzielt werden, sodass 
das OGV hier im Detail keine nähere Be-
trachtung findet.  
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Nach Auswertung der Konsultationsergeb-
nisse legte die Kommission auf Drängen der 
spanischen Ratspräsidentschaft (vgl. Devrim 
2010) Ende März 2010 dem Rat und dem EP 
einen Entwurf für eine Verordnung zur EBI 
vor (vgl. EU-KOM 2010e). Beim Vergleich 
der Ausgestaltung einzelner Punkte im Ent-
wurf mit den Stellungnahmen von Mehr De-
mokratie und IRIE fällt auf, dass die Erwar-
tungen der beiden NRO gerade im Hinblick 
auf die Anzahl der Mitgliedstaaten und die 
Mindestzahl der Unterschriften pro Land so-
wie bei der Frist zur Sammlung der Unter-
schriften und der Zulässigkeitsprüfung nicht 
erfüllt wurden (vgl. Anh. A). Mehr Demokratie 
entschied sich daraufhin, erneut eine Stel-
lungnahme herauszugeben, um die Notwen-
digkeit bürgerfreundlicherer Regelungen zu 
unterstreichen (vgl. Mehr Demokratie 2010b). 
Dennoch konnte sich der Verein in dieser 
Phase etwas aus der aktiven Arbeit zurück-
ziehen, da die Berichterstatter des AFCO und 
des PETI eine wichtige Rolle im Gesetzge-
bungsverfahren übernahmen (vgl. Interview). 
Einer der Berichterstatter war Gerald Häfner, 
der für die Fraktion der Grünen/EFA seit 
2009 im EP saß und zugleich Gründer und 
Vorstandssprecher von Mehr Demokratie 
sowie Mitinitiator und Mitarbeiter der Euro-
pean Referendum Campaign, der ECI Cam-
paign und von Democracy International war 
(vgl. Häfner 2010: 7f.). In ihm hatte Mehr 
Demokratie also einen wichtigen Ansprech-
partner in der Phase der Politikformulierung, 
der sich für die Forderungen der NRO ein-
setzte.  

Die Ernennung der Berichterstatter für die 
EBI stellte jedoch eine große Herausforde-
rung dar und beanspruchte mehr als 6 Mona-
te. Häfners Kandidatur löste zunächst sowohl 
Zurückhaltung als auch Widerstand aus, da 
die rechtliche Ausgestaltung aus damaliger 
Sicht „mit Abstand das größte und wichtigste 
Vorhaben im Zuständigkeitsbereich des Ver-
fassungsausschusses während dieser Legis-
laturperiode [war]“ (Häfner 2010: 8). Wie 
bereits oben erwähnt, ist es die Aufgabe der 
Berichterstatter, den Vorschlag zu formulie-
ren, über den das EP dann letztlich entschei-
det (vgl. ebd.). Daher wollten die großen 
Fraktionen auf jeden Fall an der Berichter-
stattung beteiligt sein. In diesem Kontext 
wurde der Vorschlag aufgebracht, die Be-
richterstattung erstens auf zwei Ausschüsse 
aufzuteilen, aus denen zweitens dann je zwei 
Ko-Berichterstatter benannt werden sollten. 
Damit sollte gewährleistet werden, dass die 
vier größten Fraktionen im EP an der Formu-

lierung des Berichts beteiligt würden (vgl. 
ebd.).  

Neben Gerald Häfner waren im AFCO Alain 
Lamassoure als französischer Vertreter der 
EVP-Fraktion und Zita Gurmai als ungarische 
Abgeordnete der sozialdemokratischen Frak-
tion sowie im PETI die Britin Diana Wallis für 
die Allianz der Liberalen und Demokraten 
vorgesehen. Somit hatte auch IRIE in Diana 
Wallis eine wichtige Ansprechpartnerin in 
dieser Politikformulierungsphase, die selbst 
Mitglied im Council der NRO ist. Um mehr als 
einen Berichterstatter für einen Gesetzesvor-
schlag zu ernennen, musste jedoch die Ge-
nehmigung der Konferenz der Präsidenten, 
die sich aus dem Präsident des EP sowie 
aus den Vorsitzenden der im EP vertretenen 
Fraktionen zusammensetzt, erteilt werden. 
Nachdem dieser Beschluss am 20. Mai 2010 
erfolgte (vgl. EP 2010f: 21f.), konnten die 
Berichterstatter ihre Arbeit aufnehmen.

28
  

Zunächst wurde über den Vorschlag zur Ver-
ordnung im Rat für Allgemeine Angelegen-
heiten beraten. Dieser gab im Juni 2010 eine 
Stellungnahme dazu ab, die nur in Bezug auf 
die Zulässigkeitsprüfung einer EBI vom Vor-
schlag der Kommission abwich (vgl. Anh. A). 
Während die Kommission die Prüfung der 
Zulässigkeit nach der Sammlung von 
300.000 Unterschriften vorsah, verständigten 
sich die Vertreter der Mitgliedstaaten im Rat 
auf eine Schwelle von 100.000 (vgl. Rat der 
EU 2010). Damit haben sowohl der Rat als 
auch die Kommission aus Sicht der NRO, 
aber auch der Parlamentarier, eine relativ 
ängstliche Haltung eingenommen, da die 
„Vorschläge […] eine Vielzahl von Kautelen 
[enthalten], die den Gebrauch der EBI extrem 
erschweren“ (Häfner 2010: 11). Eine weitere 
dieser von Rat und Kommission vorgeschla-
genen Auflagen, die die Bürger ggf. sogar 
von der Unterschriftenleistung abhalten könn-
te, war die in dieser Phase viel diskutierte 
Notwendigkeit, bei der Unterzeichnung einer 
EBI die persönliche Identifikations- oder 
Ausweisnummern angeben zu müssen. Des-
halb hat Mehr Demokratie in vielen Mitglied-
staaten Lobbyarbeit betrieben, um die Ein-
führung dieser Hürde zu verhindern (vgl. I).  

                                                                 

28
 Bemerkenswert ist zudem, dass bis auf Zita Gurmai, 

die erst später in Erscheinung trat, alle drei Bericht-
erstatter während der Arbeiten des Konvents in der 
informellen Arbeitsgruppe zur direkten Demokratie 
mitgewirkt hatten (siehe Kapitel 4.2.3). 
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Von der Kommission wurde die Stellung-
nahme des Rates mit Wohlwollen betrachtet. 
Zum einen war es offenbar nicht leicht, eine 
Einigung zwischen den Vertretern der 27 
Mitgliedstaaten zu erreichen. Die spanische 
Ratspräsidentschaft spielte dabei eine wich-
tige Rolle, indem sie die Umsetzung der EBI 
zu einer ihrer Prioritäten erklärte (vgl. Devrim 
2010) und durch ausgezeichnete Arbeit dazu 
beitrug, einen Kompromiss zu finden (vgl. 
EU-KOM 2010d).

29
 Zum anderen wurde das 

Festhalten an der Zulässigkeitsprüfung nach 
der Sammlung von 100.000 Unterschriften 
durch den Vizepräsident der Kommission 
Šefčovič begrüßt, da diese einerseits dazu 
beitragen könnte, dass eine paneuropäische 
Debatte auch zu möglicherweise unzulässi-
gen Themen angestoßen würde. Anderer-
seits könnte verhindert werden, dass das 
System durch eine Flut von Initiativen über-
lastet wird (vgl. ebd.).  

Während die Kommission und der Rat in 
dieser Phase des Policy Making Prozesses 
also relativ hohe Hürden für eine EBI forder-
ten, versuchten die Berichterstatter in den 
beiden Ausschüssen bürgerfreundliche Re-
gelungen durchzusetzen. Juristisch gesehen 
mussten aufgrund der Tatsache, dass offiziell 
zwei Ausschüsse zur Berichterstattung er-
nannt wurden, zwei voneinander getrennte 
Berichte verfasst werden. Allerdings verstän-
digten sich die vier Berichterstatter darauf, 
regelmäßige, gemeinsame Treffen abzuhal-
ten, im Rahmen derer ein Konsens erarbeitet 
wurde, sodass letztlich zwei identische Be-
richte vorgelegt werde konnten (vgl. Häfner 
2010: 9). Zur Erarbeitung des Berichts kon-
sultierte der federführende AFCO zudem 
auch Sylvia-Yvonne Kaufmann und Jürgen 
Meyer, die – wie aus der bisherigen Analyse 
hervorgeht – maßgeblich an der bisherigen 
Entwicklung der EBI beteiligt gewesen waren 
(vgl. EP 2010c: 4). Auf dieser Grundlage 
stellten die Berichterstatter den Entwurf ihres 
Berichts am 28. Oktober 2010 vor.  

Parallel zu den Beratungen in den Ausschüs-
sen führten die Berichterstatter Sondierungs-
gespräche mit Vertretern des Rates und der 
Kommission, „um die etwaige Annahme der 
Verordnung in erster Lesung noch vor Ende 
des Jahres 2010 zu erleichtern“ (EP 2010d: 
                                                                 

29
  Eine ähnlich ausführliche Rekonstruktion der 

Entscheidungsprozesse im Rat, wie sie im Rahmen 
dieser Arbeit für das EP erfolgte, ist unmöglich, da dieser 
grundsätzlich keinen Zugang zu wörtlichen Protokollen 
und Abstimmungsergebnissen ohne vorherige Geneh-
migung aller beteiligten Mitgliedstaaten gewährt. 

5). In diesen Trilog-Gesprächen versuchten 
der Rat und die Kommission, die Berichter-
statter von ihren Forderungen zu überzeu-
gen, da die Vorstellungen der Umsetzung 
einzelner Aspekte im Berichtsentwurf – ins-
besondere im Hinblick auf die Anzahl der 
Mitgliedstaaten, das Mindestalter und die 
Zulässigkeitsprüfung – deutlich von der Posi-
tion des Rates und der Kommission abwi-
chen (vgl. Anh. A). Schließlich wurde der 
Bericht im AFCO am 30. November einstim-
mig angenommen, nachdem zuvor einige 
Änderungsvorschläge eingebracht und ange-
nommen wurden. Entsprechend wurde im 
Unterschied zum Berichtsentwurf das Min-
destalter von 16 Jahren auf das Alter des 
aktiven Wahlrechts zu EP-Wahlen verändert 
und der Ausschuss sprach sich dafür aus, 
dass die Angabe der persönlichen Identifika-
tionsnummer bei der Unterzeichnung einer 
EBI wegfallen sollte (vgl. EP 2010b: 47).  

Zudem enthielt der Bericht die Forderung, 
dass die Unterschriften aus mindestens ei-
nem Fünftel der Mitgliedstaaten erbracht 
werden müssten. In Bezug auf die Zulässig-
keitsprüfung wurde der Vorschlag gemacht, 
dass im Zuge der Registrierung lediglich 
geprüft werden solle, ob es sich bei dem 
eingereichten Thema tatsächlich um eine EBI 
im Sinne der in der Verordnung festgelegten 
Kriterien handele (vgl. ebd.: 12). Die formale 
Prüfung der Zulässigkeit sollte erst nach 
Sammlung aller Unterschriften und deren 
Überprüfung durch die Mitgliedstaaten erfol-
gen. Damit unterschieden sich die Vorschlä-
ge immer noch deutlich von denen des Rates 
und der Kommission. Um trotzdem noch eine 
Einigung vor der ersten Lesung im EP zu 
erreichen, wurden die Trilog-Gespräche zwi-
schen den drei Organen fortgesetzt und am 
6.12. konnte dem Protokoll der Ausschuss-
sitzung vom 13. November 2010 zufolge ein 
Kompromiss gefunden werden (vgl. EP 
2010e: 2).  

Die Änderungsanträge zum Bericht, die sich 
aus diesem Kompromiss ergaben, brachte 
der AFCO in der Plenarsitzung des EP am 
15. Dezember selbst ein. Zugeständnisse 
seitens der Berichterstatter mussten dabei 
vor allem im Hinblick auf die Mindestzahl der 
Länder gemacht werden, aus denen die Un-
terzeichner kommen müssen. Diese wurde 
schließlich auf ein Viertel der Mitgliedstaaten 
festgelegt, sodass der Rat und die Kommis-
sion ihre Position in der Frage durchsetzen 
konnten (vgl. Anh. A). Dagegen konnten die 
Forderungen in Bezug auf einen Wegfall der 
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Zulässigkeitsprüfung und auf die Durchfüh-
rung von Anhörungen nach Ablauf der Unter-
schriftensammlung erfolgreich durchgesetzt 
werden. Die endgültige Entscheidung über 
einen Standpunkt des EP zur Umsetzungs-
verordnung der EBI wurde mit einer großen 
Mehrheit von 628 Ja-Stimmen gegenüber 15 
Nein-Stimmen und 24 Enthaltungen verab-
schiedet (vgl. EP 2010g).  

In ihrer Mitteilung über die Entscheidung im 
EP machte die Kommission deutlich, dass sie 
alle eingebrachten Änderungsanträge in Be-
zug auf ihren ursprünglichen Entwurf für die 
Verordnung vom März 2010 annehmen kön-
ne und keine Notwendigkeit bestünde, den 
Vorschlag bei Übermittlung an den Rat zu 
modifizieren (vgl. EU-KOM 2010a). Aufgrund 
der vorherigen Einigung mit dem Rat ent-
spricht der im EP angenommene Umset-
zungsvorschlag demzufolge dem Text der 
endgültigen Verordnung, deren Unterzeich-
nung der Rat für Bildung, Jugend, Kultur und 
Sport am 14. Februar 2011 mit qualifizierter 
Mehrheit beschloss (vgl. Rat der EU 2011).  

Anhand der Analyse dieses Policy Making 
Prozesses zur Umsetzung der EBI wird deut-
lich, dass nicht alle Forderungen, die die 
beiden NRO Mehr Demokratie/DI und IRIE 
an das Instrument gestellt hatten, durchge-
setzt werden konnten. Nach Abschluss des 
Konsultationsprozesses der Kommission 
konnten sie zudem ihre Anliegen in der Poli-
tikformulierungs- und Entscheidungsphase 
weniger direkt einbringen als es zuvor im 
Konvent der Fall war. Allerdings hatten sie in 
den Berichterstattern wichtige Ansprechpart-
ner, die ihre Anliegen in den Prozess hinein-
trugen. Dass dabei nicht alle ursprünglichen 
Ideen der NRO aufgenommen wurden, ist auf 
der einen Seite dem Umstand geschuldet, 
dass die Vorstellungen über die Umsetzung 
der EBI bereits innerhalb der zuständigen 
Ausschüsse durchaus unterschiedlich wa-
ren.

30
 Auf der anderen Seite war es das Ziel, 

eine schnelle Umsetzung zu ermöglichen, 
sodass eine Einigung mit der Kommission 
und dem Rat über die Ausgestaltung der 
einzelnen Punkte erzielt werden musste. 
Diese interinstitutionelle Konsensfindung 
führte dazu, dass die indirekte Einflussnahme 

                                                                 

30
 Als Beispiel lässt sich die Mindestzahl der 

Mitgliedstaaten anführen: In den Änderungsträgen zum 
Berichtsentwurf im AFCO finden sich Forderungen, die 
von einer Festlegung auf 2 Mitgliedstaaten bis hin einem 
Drittel der Mitgliedstaaten, also 9 Länder, reichen (vgl. 
EP 2010a: 6ff.).  

der NRO in der Entscheidungsphase deutlich 
schwieriger war. 

Zwischenfazit 

Die vorliegende chronologische Analyse des 
Entstehungsprozesses der EBI zielt darauf 
ab, die Zusammenhänge der Einführung des 
Instruments zu betrachten. Zudem galt es, 
die zentralen zivilgesellschaftlichen und insti-
tutionellen Akteure zu identifizieren, die diese 
Einführung maßgeblich beeinflusst haben. 
Eine detaillierte, deskriptive Betrachtung der 
verschiedenen Schritte und Einzelheiten des 
Policy Making Prozesses der EBI war not-
wendig, um die Entwicklungen und die Kom-
plexität der Entscheidungsprozesse in der 
EU zu rekonstruieren und die Rollen der ein-
zelnen Akteure vor dem Hintergrund der the-
oretischen Annahmen einer Bewertung un-
terziehen zu können.  

Um trotz dieser umfangreichen Betrachtung 
einen zusammenfassenden Überblick über 
den Entwicklungsprozess von den ersten 
Ideen zur Einführung direkter Demokratie bis 
hin zur Verabschiedung der Verordnung über 
die EBI zu erhalten, dient die beigefügte 
Übersicht, in der die zentralen Eckpunkte des 
Prozesses abgebildet sind (vgl. Anh. B). Jene 
Übersicht umfasst neben der Unterscheidung 
zwischen Aktivitäten zivilgesellschaftlicher 
Akteure und Ereignissen, die in direktem 
Zusammenhang mit den EU-Institutionen 
stehen, auch einen Hinweis auf die Phasen 
des in Kapitel 2 eingeführten Policy Cycle. 
Aufgrund der Tatsache, dass die Implemen-
tierung der EBI in den Mitgliedstaaten im 
Rahmen dieser Arbeit nicht näher untersucht 
werden konnte und die Phase der Evaluation 
wie in der Verordnung vorgesehen (vgl. ABl. 
EU 2011: 9) erst innerhalb der nächsten drei 
Jahren einsetzt, ist die Darstellung jedoch 
nicht zyklisch, sondern entlang eines linearen 
Zeitstrahls angeordnet. Zusammen mit der 
tabellarischen Gegenüberstellung der ver-
schiedenen Positionen der einzelnen Akteure 
in Bezug auf die Umsetzung der EBI (vgl. 
Anh. A) stellt die chronologische Grafik eine 
Zusammenfassung des Entstehungsprozes-
ses der EBI dar und bildet den Ausgangs-
punkt für die in Kapitel 5 folgende Bewertung 
der Rollen zivilgesellschaftlicher und instituti-
oneller Akteure. 
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5. Zivilgesellschaftliche und institu-
tionelle Akteure im Entstehungs-

prozess der EBI 

Die vorangegangene, chronologische Analy-
se verdeutlicht, dass neben den drei instituti-
onellen Akteuren Kommission, EP und Rat 
vor allem die beiden NRO Mehr Demokra-
tie/DI und IRIE im Entstehungsprozess der 
EBI eine maßgebliche Rolle gespielt haben. 
Während im vorangegangen Kapitel die ein-
zelnen Phasen entlang des Modells des Po-
licy Cycle de-konstruiert worden sind, steht in 
diesem Kapitel die Frage im Zentrum, wie 
sich das Handeln der einzelnen Akteure vor 
dem Hintergrund der im theoretischen Kapitel 
entwickelten Hypothesen charakterisieren 
lässt und inwiefern partizipative Merkmale 
des Entstehungsprozesses für die erfolgrei-
che Aufnahme des Instruments in den Ver-
trag von Lissabon und für die spätere Umset-
zung in Form der heutigen Verordnung aus-
schlaggebend waren. 

Bereits in den 1990er Jahren hatten Mitglie-
der der heutigen NRO Mehr Demokratie/DI 
und IRIE damit begonnen, Ideen für die Ein-
führung direktdemokratischer Instrumente in 
der EU zu entwickeln. Die Analyse in Kapitel 
4 hat ergeben, dass sich beide in der Wahl 
der Mittel zur Durchsetzung ihrer Forderun-
gen im Entstehungsprozess der EBI unter-
schieden. So konzentrierte sich IRIE auf die 
konzeptionelle Entwicklung des Konzepts 
und versuchte, die formellen Einflussmög-
lichkeiten für die Zivilgesellschaft im Konvent 
zu nutzen, während DI/Mehr Demokratie sich 
stärker auf das informelle Lobbying fokussier-
te. Dennoch haben beide NRO ähnliche An-
sichten und ein gemeinsames Problemver-
ständnis vertreten, als dessen Lösungsoption 
sie die Einführung direktdemokratischer In-
strumente angeboten haben. In diesem Sin-
ne lässt sich die Zusammenarbeit von IRIE, 
hauptsächlich vertreten durch Bruno Kauf-
mann und Carsten Berg, und Mehr Demokra-
tie/DI in Person von Michael Efler als Epis-
temic Community klassifizieren. Dieser Be-
fund wird dadurch gestützt, dass die invol-
vierten Personen ein umfangreiches Exper-
tenwissen zur Etablierung von direktdemo-
kratischen Instrumenten anbieten konnten, 
das sich einerseits auf die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit der Thematik und 
andererseits auf best practice Erfahrungen 
aus den Mitgliedstaaten stützte.  

Mit diesem Hintergrund war es den Akteuren 
möglich, inhaltlichen Input für die Lösung des 
Demokratieproblems der EU anzubieten, 
indem sie Grundlagenmaterialen erstellten 
und Publikationen zu direkter Demokratie an 
die Konventsmitglieder verteilten. Gleichzeitig 
organisierten DI und IRIE informelle Treffen 
mit den Konventsmitgliedern, um ihre Forde-
rungen und Optionen für die Einführung di-
rekter Demokratie im Rahmen des auszu-
handelnden Verfassungsvertrages zu disku-
tieren. Auf diese Weise gelang es ihnen, 
Mitstreiter für ihre Ideen zu gewinnen und 
denjenigen Mitgliedern des Konvents, die 
bislang keine eigenen Erfahrungen mit der 
Durchführung direktdemokratischer Instru-
mente gemacht hatten, Hintergrundinformati-
onen zu geben und die verschiedenen Mög-
lichkeiten von direkter Demokratie aufzuzei-
gen. Dabei erwiesen sich insbesondere eini-
ge der im Konvent vertretenen nationalen 
und europäischen Parlamentarier als offen 
für die Ideen der NRO. Aufgrund der Gleich-
berechtigung der Mitglieder im Konvent in 
Bezug auf die Bestimmung der Tagesord-
nung – mit Ausnahme des Präsidiums – 
konnten die verbündeten Parlamentarier auf 
formalem Weg Einfluss auf die Agenda des 
Konvents nehmen und so die Forderungen 
der NRO in den politischen Prozess hinein 
tragen.  

In Rückbezug auf die Theorie bzw. auf die 
Ausführungen zum Policy Cycle haben die 
zivilgesellschaftlichen Akteure IRIE und 
DI/Mehr Demokratie zusammen mit einigen 
aktiven Parlamentariern also ein erfolgrei-
ches Policy Netzwerk gebildet, dem es im 
Verlauf des Konvents gelang, die Einführung 
direktdemokratischer Instrumente auf die 
Agenda zu setzen. Dass die beiden NRO 
auch über das Agenda Setting hinaus infor-
mellen Einfluss mittels dieses Netzwerks auf 
die Politikformulierung ausüben konnten, 
erreichten sie durch das Aufzeigen und For-
mulieren konkreter Lösungsoptionen und 
eben nicht nur durch eine allgemeine Prob-
lemdefinition. An dieser Stelle hat DI/Mehr 
Demokratie fast schon die Grenze von der 
informellen hin zur formellen Einflussnahme 
auf den Konvent überschritten, indem Aktivis-
ten der NRO gezieltes Lobbying in Form von 
Unterschriftensammlungen unter den Kon-
ventsmitgliedern während der Plenartagun-
gen betrieben und dem Präsidium konkrete 
Textanträge für die EBI und für ein Referen-
dum vorlegten.  



MES-Perspektiven 01/2013 

44 

 

Das erfolgreiche Agenda Setting dieses Po-
licy Netzwerks hing auch von weiteren Fakto-
ren ab. Neben dem vorhandenen Fachwis-
sen über direkte Demokratie zeichnete sich 
die Arbeit des Policy Netzwerks durch die 
Eigenschaft aus, beharrlich an der Durchset-
zung der eigenen Forderungen festzuhalten, 
auch nachdem sich im Konvent aus den Rei-
hen der Regierungsvertreter und des Präsi-
diums deutlicher Widerstand zeigte. Durch 
eine ständige Präsenz der Aktivisten von 
Mehr Demokratie/DI und IRIE während der 
Plenartagungen in Brüssel wurde ein regel-
mäßiger Austausch über die Entwicklungen 
in den Verhandlungen im Konvent ermöglicht 
(vgl. Interview). Somit konnten die sich erge-
benden Gelegenheitsfenster für die Forcie-
rung von direkter Demokratie effektiv genutzt 
werden. Hier ist vor allem die Schlussphase 
des Konvents zu erwähnen, in der die EBI als 
einer von mehreren Änderungsanträgen for-
muliert wurde, von deren Berücksichtigung 
die Parlamentarier die Zustimmung zum ge-
samten Entwurf für die Verfassung abhängig 
gemacht haben.  

Schließlich zeichnete sich dieses Netzwerk 
von Parlamentarier und NRO auch durch 
eine Anpassung der Forderungen im richti-
gen Moment aus, sodass eine breite Unter-
stützung für den Vorschlag zu erwarten war. 
Zwar gingen die Vorstellungen von Mehr 
Demokratie/DI und IRIE zur Einführung di-
rektdemokratischer Instrumente deutlich über 
die heutige Agenda-Initiative hinaus. So hiel-
ten die Akteure bis zur Schlussphase des 
Konvents vor allem an der Forderung nach 
einem Referendum über die endgültige Ver-
fassung fest. Für die Referendumsidee konn-
te aber trotz einer Intensivierung der Lobby-
Aktivitäten kurz vor Abschluss des Konvents 
keine Mehrheit gewonnen werden. Dies ist 
Maurer und Vogel (2009: 21) zufolge dabei 
auch dem Umstand geschuldet, dass die 
Vorschläge eigene institutionelle Ansprüche 
dokumentieren. So hätten Mehr Demokra-
tie/DI und IRIE zu Beginn nicht versucht, „das 
Instrument vertragskonform in das vorhande-
ne Institutionen- und Verfahrensgeflecht der 
EU einzufügen“ (ebd.). Dass gerade darin 
jedoch der Erfolg für die Aufnahme der EBI in 
den Verfassungsentwurf lag, zeigt der Kom-
promissvorschlag von Jürgen Meyer. In sei-
nem Vorschlag wurde die EBI in Anlehnung 
an das Initiativrecht des EP und des Rates 
formuliert, sodass dieser unter den Mitglie-
dern des Konvents große Zustimmung fand. 
Somit konnte das Netzwerk durch Verhan-
deln und hohe Kompromissbereitschaft die 

Einführung direktdemokratischer Instrumen-
te, wenn auch in abgeschwächter Form, 
schließlich durchsetzen.  

Das Policy Netzwerk erwies sich auch in der 
Phase nach dem gescheiterten Verfassungs-
vertrag und in der Entwicklung der Umset-
zungsverordnung als stabil. Um die konkrete 
Ausgestaltung der EBI vorzubereiten, führten 
die beiden NRO neben zahlreichen anderen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren zunächst 
Probeläufe von Bürgerinitiativen durch. Die 
Erfahrungen wurden vom AFCO bei der Ent-
wicklung der Aufforderung des EP an die 
Kommission, sich für eine rasche und bürger-
freundliche Umsetzung der EBI im Vorfeld 
des Lissabonvertrags einzusetzen, aufgegrif-
fen. Wie gezeigt werden konnte, resultierten 
die informellen, persönlichen Beziehungen 
zwischen NRO und den Berichterstattern für 
die EBI im EP dabei bereits aus der Zusam-
menarbeit im Konvent. Da im Gegensatz zum 
Konvent der Prozess der Umsetzung auf-
grund seiner für den europäischen Gesetz-
gebungsprozess typischen Akteurskonstella-
tion eine geringere informelle Einflussnahme 
durch zivilgesellschaftliche Akteure ermög-
lichte, rückte das formale, wenn auch indirek-
te, Agenda Setting durch das EP stärker in 
den Mittelpunkt. Zwar nutzten sowohl Mehr 
Demokratie/DI als auch IRIE die Chance, an 
der öffentlichen Konsultation zum Grünbuch 
über die EBI teilzunehmen. Nach Abschluss 
dieses Prozesses konnten sie ihre Anliegen 
in die Politikformulierungs- und Entschei-
dungsphase jedoch weniger direkt einbringen 
als zuvor.  

Neben den NRO spielten also vor allem das 
EP bzw. die Berichterstatter in den Aus-
schüssen eine entscheidende Rolle im Ent-
stehungsprozess der EBI. In der Zeit des 
Konvents konnten die Parlamentarier in Zu-
sammenarbeit mit den NRO die Idee der 
Einführung einer EBI durchsetzen, indem sie 
die Forderung mit Nachdruck und trotz Wi-
derstands der Regierungsvertreter und des 
Präsidiums vertraten. Die Parlamentarier 
hatten durch die Gleichberechtigung aller 
Konventsmitglieder daher die Chance, ent-
scheidend zum Agenda Setting, der Politik-
formulierung und der finalen Entscheidung 
über die Aufnahme des Instruments in den 
Verfassungsentwurf beizutragen. Nachdem 
der Verfassungsvertrag gescheitert war, setz-
ten sich die Vertreter im EP, insbesondere in 
Person von Frau Sylvia-Yvonne Kaufmann, 
dafür ein, dass an der Idee der EBI festgehal-
ten wurde. Durch die Resolution, in der das 
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EP die Kommission aufforderte, einen Vor-
schlag für eine Verordnung vorzulegen, 
konnte es gelingen, das Instrument weiterhin 
als Lösungsoption für das Demokratiedefizit 
der EU im Bewusstsein der institutionellen 
Akteure zu halten und das formale Agenda 
Setting durch die Kommission zu forcieren. 
Die Entwicklung konkreter Formulierungsvor-
schläge für die Umsetzung der EBI vor der 
Veröffentlichung des Entwurfs über eine Ver-
ordnung stellte sich dabei als geschickter 
Schachzug heraus, da somit ein Referenzdo-
kument für die späteren Diskussionen über 
die rechtliche Ausgestaltung der einzelnen 
Aspekte geschaffen wurde. 

Bei der Berichterstattung im Ausschuss für 
konstitutionelle Fragen und im Petitionsaus-
schuss konnten drei der vier Berichterstatter 
ebenfalls an die Zusammenarbeit im Rahmen 
der informellen Arbeitsgruppe zu direkter 
Demokratie im Konvent anknüpfen. Mit Ge-
rald Häfner war einer von ihnen sogar Mit-
glied des Vereins Mehr Demokratie. Dadurch 
konnten die Berichterstatter als Sprachrohr 
der Interessen der Zivilgesellschaft fungieren 
und brachten deren Forderungen in die Aus-
schussarbeit ein. Zwar wurden im Plenum 
letztendlich nicht alle Punkte aus dem Bericht 
der Ausschüsse übernommen. Dennoch 
konnten sie die maßgeblichen Weichenstel-
lungen für die Verordnung vornehmen (vgl. 
Interview). Anders als es die aus der Theorie 
der direkten Demokratie entwickelte Hypo-
these erwarten ließ, sprach sich das EP – 
besonders in Form der Berichterstatter, aber 
auch in seiner Gesamtheit –nicht gegen die 
Einführung von direkter Demokratie aus. 
Vielmehr konnte es sogar entscheidend zur 
Aufnahme des Instruments in europäisches 
Primärrecht und zu einer Abschwächung der 
Forderungen der Kommission während der 
Umsetzung beitragen.  

Die Rolle der Europäischen Kommission im 
Entstehungsprozess der EBI lässt sich als 
eine deutlich zurückhaltendere bewerten als 
die des EP, auch wenn sich in ihr einige Am-
bivalenzen zeigten. Im Konvent beteiligten 
sich die Kommissionsvertreter nachweislich 
nicht an der Diskussion über eine Einführung 
direktdemokratischer Instrumente und nah-
men auch nicht die Ideen der zivilgesell-
schaftlichen Akteure in ihren eigenen Entwurf 
für einen Verfassungsvertrag auf. Sie hat hier 
keinen bedeutenden Einfluss auf die Einfüh-
rung des Instruments ausgeübt, weder in 
positiver noch in negativer Hinsicht. Dieses 
Verhalten ist auch auf die veränderte Rolle 

der Kommission im Konvent gegenüber dem 
normalen Gesetzgebungsprozess auf euro-
päischer Ebene zurückzuführen. Obliegt ihr 
das formale Initiativrecht, wurde dieses im 
Konvent durch die Gleichberechtigung aller 
Mitglieder bei der Bestimmung der Tages-
ordnung aufgelöst. Zudem war die Kommis-
sion zahlenmäßig gegenüber den Vertretern 
der nationalen und des Europäischen Parla-
ments erkennbar schwächer repräsentiert. 
Inwiefern die Kommission hinter den Kulissen 
Einfluss auf das mächtige Präsidium des 
Konvents ausübte, kann im Rahmen dieser 
Arbeit nicht aufgeklärt werden. Dies wird aus 
Sicht der NRO bezweifelt (vgl. Interview).  

Nachdem die EBI in den Verfassungsvertrag 
aufgenommen war und sich deren Übernah-
me in den Vertrag von Lissabon abzeichnete, 
machte sich die Kommission das Instrument 
zunutze, indem sie sich rhetorisch zu den 
Vorteilen und der Bedeutung dieses neuen 
Instruments für die Demokratieentwicklung in 
der EU bekannte. In einer direkteren Beteili-
gung der Bürger an der europäischen Ge-
setzgebung wurde nach der primärrechtli-
chen Verankerung dann auch von der 
schwach legitimierten Kommission die Chan-
ce gesehen, das Image der EU aufbessern 
und somit zur stärkeren Identifizierung der 
Bürger mit den Strukturen und Institutionen 
der Union beitragen zu können. Jürgen Mey-
er erinnert sich aber auch an Kommentare 
aus den Reihen der Kommission, in denen 
die EBI als „Dynamit“ bezeichnet wurde (vgl. 
Interview). Diese Erinnerungen lassen sich 
zwar durch fehlende, wörtliche Protokolle der 
entsprechenden Sitzungen nicht belegen, 
deuten aber zumindest das zwiespältige Ver-
hältnis der Kommission zu dem neuen In-
strument an.  

Die ambivalente Rolle der Kommission spie-
gelt sich auch im Prozess der Ausgestaltung 
der EBI wider. Auf der einen Seite setzte die 
Kommission das Thema erst auf Drängen 
des EP und der spanischen Ratspräsident-
schaft hin auf die Agenda. Eine intrinsische 
Motivation für eine zügige rechtliche Ausge-
staltung der EBI ist nicht erkennbar. Auf der 
anderen Seite öffnete die Kommission den 
Gesetzgebungsprozess für zivilgesellschaftli-
che Akteure, indem sie diesen im Rahmen 
einer Grünbuchkonsultation die Möglichkeit 
zur Stellungnahme gab. In diesem Schritt 
äußert sich sowohl der Beratungsbedarf der 
Kommission, der aus mangelnden Ressour-
cen und fehlender Erfahrung mit direktdemo-
kratischen Instrumenten resultiert, als auch 
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die Motivation, eine größere Legitimationsba-
sis für den zu erarbeitenden Vorschlag für 
eine Verordnung der EBI zu schaffen. Inwie-
fern letzteres tatsächlich gewährleistet wer-
den konnte, indem alle abgegebenen Beiträ-
ge von Bürgern und Organisationen ange-
messen berücksichtigt wurden, bedarf weite-
rer Untersuchungen.  

Im Vergleich der Stellungnahmen von Mehr 
Demokratie/DI und IRIE mit dem Vorschlag 
für eine Verordnung zeigt sich eine deutlich 
restriktivere Haltung der Kommission bei der 
Ausgestaltung der einzelnen Aspekte (vgl. 
Anh. A). Daraus kann der Schluss gezogen 
werden, dass die Kommission bei der rechtli-
chen Umsetzung ihr Initiativrecht dazu nutz-
te, eigene Vorstellungen der Ausgestaltung 
des Instruments durchzusetzen. Als Grund 
für restriktive Regelungen, speziell mit Blick 
auf die Prüfung der Zulässigkeit von Initiati-
ven, führte der seit 2010 für die EBI zustän-
dige Kommissar Šefčovič in einer Stellung-
nahme an, dass die Kommission nur so vor 
einer Flut von Initiativen, die keine ausrei-
chende Unterstützung in der Bevölkerung 
finden, geschützt werden könne (vgl. EU-
KOM 2010d).  

Dass die Kommission ihre restriktiveren For-
derungen im Gesetzgebungsprozess vertre-
ten und teilweise durchsetzen konnte, ist 
auch auf die Rolle des Rates zurückzuführen. 
Die Auswertung der Dokumente, aus denen 
sich die Positionen der jeweiligen Akteure zur 
EBI ableiten lassen, ergibt, dass der Rat der 
EU – in diesem Fall der Rat für allgemeine 
Angelegenheiten – die von der Kommission 
im Vorschlag für die Verordnung vorgesehe-
nen Forderungen unterstützte (vgl. Anh. A). 
Lediglich bei der Zulässigkeitsprüfung setzte 
der Rat, dessen Ansichten ansonsten über-
wiegend deckungsgleich mit denen der 
Kommission waren, die Hürde für die vorab 
zu sammelnden Unterschriften auf 100.000 
herab. Diese trug er sodann auch in die Ver-
handlungen mit dem EP. Die letztlich verab-
schiedete Verordnung stellt einen Kompro-
miss zwischen den bürgerfreundlichen For-
derungen der zivilgesellschaftlichen Akteure, 
eingebracht durch das EP, und der restrikti-
veren Position von Kommission und Rat dar, 
der durch Vorabverhandlungen bereits vor 
der ersten Lesung im Parlament erreicht 
worden war. 

Mit Blick auf den gesamten Policy Making 
Prozess der EBI spielten der Rat bzw. die 
Regierungsvertreter eine insgesamt weniger 

wichtige Rolle als die zivilgesellschaftlichen 
Akteure, das EP und die Kommission. Zwar 
zeigte sich im Konvent gerade auch aus den 
Reihen der Regierungsvertreter Widerstand 
gegen die Einführung direktdemokratischer 
Instrumente. Wie auch die Kommission wa-
ren die Regierungsvertreter den Parlamenta-
riern im Plenum in Anzahl und somit auch in 
Einfluss unterlegen. Im Präsidium jedoch, 
das in letzter Instanz über die Tagesordnung 
und die Änderungsanträge entschied, waren 
sie gleichberechtigt vertreten, sodass es 
ihnen fast bis zum Ende des Konvents ge-
lang, die Aufnahme der EBI in den Verfas-
sungsentwurf zu verhindern. Nur die fragliche 
Zustimmung des Plenums zum gesamten 
Entwurf konnte die Regierungsvertreter 
schließlich umstimmen. Entsprechend stand 
das Instrument in der anschließenden Regie-
rungskonferenz sowie in der Aushandlung 
des Vertrags von Lissabon nicht grundlegend 
zur Debatte. Erst mit der Einleitung des OGV 
zur Umsetzung der EBI trat der Rat erneut in 
Erscheinung. 

Die unterschiedliche Rollenverteilung der 
institutionellen Akteure im Entstehungspro-
zess der EBI drückt sich auch in dem Verhal-
ten der zivilgesellschaftlichen Akteure ge-
genüber den jeweiligen Institutionen aus. Die 
Kommission galt aufgrund ihres Initiativrechts 
im Gesetzgebungsprozess in der Phase der 
Umsetzung als wichtiger Ansprechpartner 
und wurde von den beiden NRO in unter-
schiedlichem Rahmen stetig kontaktiert. 
Auch das EP wurde infolge seiner Kompe-
tenzausweitung zu einem wichtigen Ge-
sprächspartner. Anders als mit der Kommis-
sion entwickelten sich im Konvent und in der 
anschließenden Umsetzungsphase jedoch 
sichtlich intensivere Beziehungen zwischen 
NRO und Parlamentariern, die durch ein 
reziprokes Verhältnis geprägt waren: Mehr 
Demokratie/DI und IRIE stellten Experten-
wissen, best practice Erfahrungen und per-
sonelle Ressourcen für Lobbying zur Verfü-
gung, während die Parlamentarier die formel-
le Einflussnahme auf die Problemwahrneh-
mung und das Agenda Setting, aber darüber 
hinaus auch auf die Politikformulierung und -
entscheidung ermöglichten. Bezogen auf den 
Rat lassen sich in der vorangegangenen 
Analyse keine Bestrebungen durch die NRO 
erkennen, die Regierungsvertreter in ihrem 
Handeln direkt zu beeinflussen bzw. von den 
eigenen Forderungen zu überzeugen. Aller-
dings hat möglicherweise eine Einflussnah-
me auf nationaler Ebene stattgefunden, was 
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durch weitere Untersuchung belegt werden 
müsste. 

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung der 
Rolle von zivilgesellschaftlichen und instituti-
onellen Akteuren im Entstehungsprozess der 
EBI lässt sich in Bezug auf die aus der Theo-
rie der direkten Demokratie entwickelte Hy-
pothese der Schluss ziehen, dass entgegen 
den Vermutungen, dass das EP die Einfüh-
rung direktdemokratischer Instrumente kri-
tisch bewerten würde, zahlreiche nationale 
und europäische Parlamentarier die EBI be-
fürwortet haben und in den einzelnen Phasen 
des Entstehungsprozesses als Sprachrohr 
für die Interessen der NRO fungierten, aber 
auch eigene Ideen eingebracht haben. Somit 
ist die Hypothese in Bezug auf die Rolle insti-
tutioneller und zivilgesellschaftlicher Akteure 
im Entstehungsprozess der EBI zumindest in 
Teilen falsifiziert. Zwar lässt sich die Formu-
lierung der Idee direktdemokratischer Instru-
mente als Lösungsoption für das Demokra-
tiedefizits der EU primär auf zivilgesellschaft-
liche Akteure zurückführen. Die tatsächliche 
Einführung und spätere Umsetzung der EBI 
wurde jedoch erst durch die Unterstützung 
zahlreicher Parlamentarier im Konvent mög-
lich.  

Die chronologische Analyse hat die Hypothe-
se aber insofern bestätigt, als dass aus den 
Reihen der Regierungsvertreter Widerstand 
gegen direkte Demokratie geäußert wurde 
und der Rat sowie die Kommission nach dem 
Scheitern des Verfassungsvertrags die Auf-
nahme des Instruments in europäisches Ver-
tragsrecht nicht proaktiv, sondern erst auf 
Drängen zivilgesellschaftlicher Akteure und 
des EP vorangetrieben haben. Eine intrinsi-
sche Motivation von Kommission und Rat, 
die EBI einzuführen und bürgerfreundlich 
umzusetzen, ist trotz rhetorischer Bekennt-
nisse zu den Vorteilen des Instruments nicht 
erkennbar.   

In Bezug auf die zweite Fragestellung wurde 
von der Hypothese ausgegangen, dass die 
Gestaltungsmöglichkeiten zivilgesellschaftli-
cher Akteure vom deliberativen und assozia-
tiven Charakter der einzelnen Phasen des 
Entstehungsprozesses der EBI abhingen. 
Vor dem Hintergrund der in Kapitel 3.2.3 in 
Anlehnung an Frisch (2007) dargestellten 
Kriterien zur Bestimmung des deliberativen 
Charakters von politischen Entscheidungs-
prozessen lassen sich mit Blick auf den Ent-
stehungsprozess der EBI folgende Schluss-
folgerungen ziehen: 

Mit dem Konvent wurde ein neuer Modus 
der Entscheidungsfindung in der EU geschaf-
fen, der durch die Gleichberechtigung seiner 
Mitglieder – mit Ausnahme des Präsidiums – 
zu einer neuen Machtverteilung zwischen der 
Kommission, den Regierungsvertretern und 
den Parlamentariern führte. Im Hinblick auf 
das Kriterium der Universalität, das eine po-
tentielle Einbindung aller Politikbetroffenen 
vorsieht, zeigten sich im Gegensatz zu den 
vorangegangenen Aushandlungsprozessen 
in den Regierungskonferenzen im Konvent 
Ansätze, die Zivilgesellschaft stellvertretend 
für die Bürger der EU durch die Einrichtung 
eines Forums und durch eine gemeinsame 
Plenarsitzung in die Erarbeitung des Ent-
wurfs für eine Verfassung einzubeziehen. 
Dadurch sollte auch die Responsivität der 
Entscheidungen verbessert werden. Die 
Reichweite dieser formellen, institutionalisier-
ten Form zivilgesellschaftlicher Partizipation 
erwies sich mit Blick auf die Einführung der 
EBI als begrenzt.  

In der Anhörungs- und Arbeitsgruppenphase 
waren die Beratungen im Konvent weitestge-
hend durch das Prinzip der Rationalität ge-
prägt. Die Phase der Politikentscheidung ließ 
dagegen Strukturen erkennen, die den Aus-
handlungsprozessen in herkömmlichen Re-
gierungskonferenzen entsprachen: Die An-
kündigung der Parlamentarier, dem Entwurf 
für die Verfassung die Zustimmung zu ver-
weigern, falls nicht letzte Änderungsanträge 
aufgenommen würden, lässt sich in Anleh-
nung an Frisch (2007: 723) eher als strategi-
sches Bargaining und die Durchsetzung von 
Einzelinteressen denn als gemeinwohlorien-
tiertes Handeln beschreiben. In diesem Um-
stand offenbart sich insofern auch eine Ein-
schränkung des Prinzips der Freiheit, als 
dass die Verhandlungen im Konvent auf-
grund der dominanten Rolle des Präsidiums 
nicht frei von internen Zwängen waren.  

Dem Kriterium der Öffentlichkeit wurde durch 
den freien Zugang zu den Dokumenten über 
die Internetseite

31
 des Konvents Rechnung 

getragen. Während die Plenarsitzungen inte-
ressierten Bürgern sowie ZGO offenstanden, 
tagten die Arbeitsgruppen indes nicht öffent-
lich, sodass die dortigen Debatten und Ent-
scheidungen nur anhand von Sitzungs-
protokollen im Nachhinein nachvollzogen 
werden konnten. Kritisch zu bewerten ist 
zudem die Intransparenz der Entscheidungen 
des Präsidiums, die gerade auch bei der 
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Aufnahme der EBI in den Verfassungsent-
wurf sichtbar wurde. Dass die Beratungen 
allerdings offen für neue Themen waren, 
zeigt sich in der Entwicklung der Verhand-
lungen über direkte Demokratie. Die Einfüh-
rung direktdemokratischer Instrumente stand 
anfangs nicht auf der Tagesordnung des 
Konvents, sondern konnte erst im Verlauf 
durch die Parlamentarier in die Beratungen 
integriert werden.  

In der sich anschließenden Phase zwischen 
dem Scheitern des Konvents und dem Be-
ginn der Grünbuchkonsultation zur EBI-
Verordnung hatten zivilgesellschaftliche Ak-
teure weder formelle Einflussmöglichkeiten 
auf die Verhandlungen zum Vertrag von Lis-
sabon im Europäischen Rat noch auf den 
weiteren Umgang mit der EBI. Dennoch 
konnte im Sinne der assoziativen Demokratie 
eine Einbindung der NRO ermöglicht werden, 
indem das EP bzw. der AFCO sich bei der 
Erstellung seines Initiativberichts auf die Er-
fahrungen der NRO mit den Pilotinitiativen 
stützte. So konnten Mehr Demokratie/DI und 
IRIE ihre Interessen in dieser Phase einbrin-
gen, selbst wenn die letzte Entscheidungs-
macht über den Inhalt des Berichts beim EP 
selbst verblieb.    

Auch in der darauffolgenden Online-
Konsultation zum Grünbuch über die EBI-
Verordnung, die dem OGV voranging, spie-
gelt sich eher eine assoziative als eine de-
liberative Einbindung zivilgesellschaftlicher 
Akteure in die Entscheidungsprozesse der 
EU wider. Gestützt auf die Expertise der 
ZGO erarbeitete die Kommission den Entwurf 
für eine Verordnung zur Umsetzung der EBI. 
Aus demokratietheoretischer Perspektive ist 
dieser Konsultationsprozess ambivalent zu 
bewerten. Während einerseits das Prinzip 
der politischen Gleichheit dadurch gewähr-
leistet wurde, dass die Online-Konsultation 
allen Interessierten offenstand und der Teil-
nehmerkreis nicht im Vorfeld durch die 
Kommission begrenzt wurde, war das Kriteri-
um der Öffentlichkeit nur unzureichend erfüllt. 
So wurden die Stellungnahmen der Beteilig-
ten erst nach Abschluss der Konsultation auf 
der Internetseite veröffentlicht, sodass ein 
direkter Austausch zwischen den Teilneh-
mern nicht möglich war.  

Zudem kann bezweifelt werden, dass die 
Online-Konsultation trotz des Stakeholder-
Hearings zur Debatte über die Konsultations-
ergebnisse nicht dazu beigetragen hat, die 
Responsivität der politischen Entscheidungen 

über die Umsetzung der EBI zu erhöhen. Der 
Grund dafür ist, dass die Entscheidungen 
innerhalb der Kommission für oder gegen die 
Aufnahme einzelner Vorschläge von außen 
aufgrund fehlenden Zugangs zu internen 
Dokumenten nicht nachvollziehbar sind. Un-
terstützt wird diese Kritik durch die Tatsache, 
dass zivilgesellschaftlichen Akteuren durch 
die Teilnahme an der Konsultation nur ein 
reaktives Partizipationsinstrument gewährt 
wurde und keine neuen Aspekte in den politi-
schen Prozess eingebracht werden konnten, 
die über die aufgeworfenen Fragen der 
Kommission hinaus gingen. 

Im Vergleich zu den Beratungsprozessen im 
Konvent hat die Analyse des Entstehungs-
prozesses der EBI offenbart, dass die Gestal-
tungsmöglichkeiten zivilgesellschaftlicher 
Akteure im Prozess der Umsetzung der EBI 
deutlich begrenzter waren. Anders als der 
Konvent zeichnet sich das Ordentliche Ge-
setzgebungsverfahren nicht durch eine 
gemeinsame Beratungsarena aus, in der alle 
Mitglieder gleichberechtigte Teilnehmer der 
Diskurse sind. Vielmehr obliegt es der Kom-
mission, dem Rat und dem EP einen Vor-
schlag zu unterbreiten, der dann entweder 
angenommen oder in abgeänderter Fassung 
verabschiedet wird. Sobald der Vorschlag 
vorliegt, sinken die formellen Einflussmög-
lichkeiten zivilgesellschaftlicher Akteure. Das 
Prinzip der Universalität wird in diesem Ent-
scheidungsmodus allenfalls durch die vorge-
schaltete Konsultation erfüllt, deren tatsächli-
cher Einfluss auf eine erhöhte Responsivität 
politischer Entscheidungen jedoch bereits in 
Frage gestellt wurde.   

Hinsichtlich der Öffentlichkeit des politischen 
Entscheidungsprozesses lässt sich das OGV 
als weniger deliberativ charakterisieren als 
der Konvent: Zwar sind die Sitzungen des EP 
öffentlich, aber die Aushandlungsprozesse, 
die bei der Einführung der EBI zwischen 
Kommission, Rat und Parlament geführt wur-
den, waren intransparent. Dies ist nicht zu-
letzt durch den beschränkten Zugang zu 
Informationen über interne Abstimmungspro-
zesse in der Kommission und im Rat sowie 
durch das Fehlen wörtlicher Protokolle be-
dingt. Deshalb ließe sich nur darüber speku-
lieren, inwiefern die Diskussionen über die 
Umsetzungsverordnung der EBI den Kriterien 
der Rationalität und der Freiheit entsprachen. 
Die Vermutung liegt jedoch nahe, dass die 
Verhandlungen zwischen Kommission, Rat 
und EP über die Ausgestaltung der EBI durch 
das typische Aushandeln eines Kompromis-
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ses und nicht durch die Suche nach best-
möglichen Lösungsoptionen in einem rationa-
len Diskurs bestimmt waren. Die Untersu-
chung der durch die jeweiligen Akteure ver-
tretenen Positionen in Bezug auf einzelne 
Aspekte der Ausgestaltung unterstützt diese 
Annahme (vgl. Anh. A).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
die Arbeit des Konvents durchaus Charakte-
ristika deliberativer Politik aufwies, auch 
wenn nicht alle aus der Theorie deliberativer 
Demokratie abgeleiteten Kriterien hinrei-
chend erfüllt wurden. Einzelne deliberative 
Elemente der Entscheidungsfindung im Kon-
vent konnten dazu beitragen, die Idee der 
direkten Demokratie durch zivilgesellschaftli-
che Akteure mit der Unterstützung nationaler 
und europäischer Abgeordneter auf die 
Agenda zu setzen. Die Gleichheit der Kon-
ventsmitglieder in den Beratungen und Ab-
stimmungen, die die Durchsetzung der Par-
lamentarier gegenüber den Vertretern der 
Kommission und der nationalen Regierungen 
ermöglichte, war dabei von entscheidender 
Bedeutung. Zwar wiesen die folgenden Pha-
sen des Entstehungsprozesses keine sicht-
baren, deliberativen Charakteristika, sondern 
allenfalls assoziative Elemente auf. Die be-
reits im Konvent aufgebauten Beziehungen 
zu EP-Abgeordneten sowie die personelle 
Verflechtung der Berichterstatter Gerald Häf-
ner mit Mehr Demokratie und Heidi Hautala 
sowie Diana Wallis mit IRIE trugen aber dazu 
bei, dass es den NRO gelang, über die Kon-
sultation hinaus Einfluss auf die Ausgestal-
tung der EBI im OGV zu nehmen. 

Vor dem Hintergrund dieser Ausführung lässt 
sich die aus der Theorie der partizipativen 
Demokratie abgeleiteten Hypothese, dass die 
Gestaltungsmöglichkeiten zivilgesellschaftli-
cher Akteure vom deliberativen und assozia-
tiven Charakter der einzelnen Phasen des 
Entstehungsprozesses der EBI abhingen, 
verifizieren, auch wenn jeweils nur einzelne 
Elemente der Theorien erfüllt waren und sich 
keine umfassende deliberative oder assozia-
tive Demokratisierung der EU aus diesen 
Beispielen schlussfolgern lässt.    
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6. Schlussbetrachtungen und       
Ausblick 

Die Idee der Einführung direktdemokratischer 
Instrumente in der EU ist nicht neu. Bereits in 
den 1990er Jahren äußerten zivilgesell-
schaftliche Akteure, das EP in einer Resolu-
tion und sowie die Regierungsvertreter eini-
ger EU-Mitgliedstaaten die Forderung, die 
Strukturen der Entscheidungsfindung auf 
europäischer Ebene um Bürgerinitiativen und 
Referenden zu ergänzen. Direkte Demokratie 
rückte als Lösungsoption für das Problem 
des wachsenden Demokratiedefizits der EU 
ins Bewusstsein einiger Akteure, etablierte 
sich aber noch nicht auf der Agenda der eu-
ropäischen Institutionen. 

Erst mit der Einberufung des Konvents zur 
Zukunft Europas öffnete sich ein Gelegen-
heitsfenster für das Agenda Setting der direk-
ten Demokratie. Die vorliegende Analyse hat 
gezeigt, dass sich der Erfolg der NRO Mehr 
Demokratie/Democracy International und 
Initiative and Referendum Institute Europe 
bei der Etablierung direkter Demokratie auf 
der Tagesordnung des Konvents dabei auf 
die Kombination von zwei Faktoren zurück-
führen lässt: Einerseits hat ihre Eigenschaft 
als Epistemic Community, die sich vor allem 
in einem gemeinsamen Problemverständnis 
und durch umfangreiches Expertenwissen 
äußerte, dazu geführt, dass sie konkrete, 
wissenschaftlich fundierte und auf Erfahrun-
gen aus den Mitgliedstaaten basierende Vor-
schläge zur Einführung direkter Demokratie 
unterbreiten und Parlamentarier im Konvent 
von ihren Ideen überzeugen konnten.  

Andererseits haben die im Gegensatz zu den 
vorangegangenen Regierungskonferenzen 
stehenden, teils deliberativen Strukturen des 
Konvents zu einer deutlichen Verbesserung 
der Einflussnahme von nationalen und euro-
päischen Abgeordneten auf die Debatten und 
Entscheidungen beigetragen. Dies wurde 
durch die Gleichberechtigung aller Kon-
ventsmitglieder bedingt, sodass die über 
informelle Kanäle gewonnenen Unterstützer 
direkter Demokratie aus den Reihen der Par-
lamentarier die Ideen der NRO in die Bera-
tungen einbringen konnten. Ohne die Einbe-
rufung des Konvents wäre ein Agenda Set-
ting direkter Demokratie durch zivilgesell-
schaftliche Akteure sowie die tatsächliche 
Aufnahme des Instruments in europäisches 
Primärrecht wegen des Initiativmonopols der 
Kommission und der nach wie vor schwa-

chen Rolle des EP im Machtgefüge der EU 
schwieriger gewesen.  

Die engen Beziehungen zwischen Parlamen-
tariern und NRO bildeten die Grundlage für 
ein Policy Netzwerk, das auch nach Ab-
schluss des Konvents die Einführung der EBI 
forcierte. Dieses Netzwerk bot Mehr Demo-
kratie/DI und IRIE über die formellen Ein-
flusswege in der Phase des Agenda Setting 
durch die Grünbuch-Konsultation zur EBI-
Verordnung hinaus informelle Gestaltungs-
möglichkeiten bei der Umsetzung des In-
struments. Eine Einflussnahme auf die Poli-
tikformulierung und -entscheidung wäre ohne 
die persönlichen Kontakte zu Abgeordneten 
im EP, speziell zu den Berichterstattern, auf-
grund der Strukturen des Entscheidungsver-
fahrens im OGV deutlich stärker begrenzt 
gewesen, da dieses keine nennenswerte 
Elemente assoziativer oder deliberativer De-
mokratie aufwies.  

Die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte 
Analyse hat eine detaillierte Bewertung des 
Entstehungsprozesses der EBI von den ers-
ten Ideen über die Verhandlungen im Kon-
vent bis hin zur Umsetzungsverordnung er-
möglicht. Einige Aspekte sind jedoch offen 
geblieben, die im Verlauf der Analyse bereits 
zur Sprache kamen und hier zusammenfas-
send aufgeführt werden sollen. So wurde die 
Implementierung der EBI in den 27 Mitglied-
staaten nicht einbezogen, weil diese Phase 
eine Vielzahl zusätzlicher Akteure einschloss 
und divergierende nationale Gesetzgebungs-
prozesse berücksichtigt werden müssen, 
wenn das Instrument auf seine Reichweite 
und seinen demokratischen Charakter hin 
untersucht werden soll. Zudem waren interne 
Abstimmungsprozesse in der Kommission 
und im Rat aufgrund des beschränkten Zu-
gangs zu Sitzungsdokumenten nicht ab-
schließend nachvollziehbar. Vor allem im Rat 
konnten die unterschiedlichen Einstellungen 
der nationalen Regierungsvertreter in den 
Verhandlungen über die EBI-Verordnung 
nicht rekonstruiert werden.  

Hinzuweisen ist ferner auf die Grünbuch-
Konsultation, die die Kommission in Vorberei-
tung ihres Vorschlags über eine Verordnung 
zur Umsetzung der EBI durchgeführt hat. Die 
Untersuchung hat lediglich die Stellungnah-
men derjenigen Akteure berücksichtigt, die 
sich im Vorfeld, speziell im Konvent, als be-
deutsam erwiesen haben. Inwiefern alle ein-
gebrachten Beiträge von der Kommission bei 
der Erarbeitung ihres Vorschlags angemes-
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sen berücksichtigt wurden und somit die 
Responsivität des Entscheidungsprozesses 
verbessert werden konnte, kann vor dem 
Hintergrund der Analyse nicht beurteilt wer-
den. Zudem können keine generalisierbaren 
Aussagen getroffen werden, da es sich bei 
der vorliegenden Arbeit um die Untersuchung 
eines Fallbeispiels handelt.  

Schließlich ist noch die Betrachtung der zivil-
gesellschaftlichen und institutionellen Akteure 
anzuführen. Die Arbeit zeigt, dass den bei-
den NRO Mehr Demokratie/DI und IRIE eine 
Schlüsselrolle beim Agenda Setting der EBI 
im Konvent zukam. Ob sie als repräsentative 
Verbände klassifiziert werden können und 
demzufolge ausreichend legitimiert waren, 
um die von ihnen vertretenen Interessen in 
den Entscheidungsprozess einzuspeisen, 
muss jedoch eingehender und kritisch unter-
sucht werden. Aspekte wie die Breite der 
individuellen Mitgliedschaft, die Unterschei-
dung zwischen der Vertretung von Mitglieder- 
oder Allgemeininteressen sowie die Erfüllung 
interner demokratischer Mindeststandards 
müssen dabei berücksichtigt werden. Erst 
dann kann bewertet werden, inwieweit sich 
im Entstehungsprozess der EBI eine partizi-
pative Demokratisierung der EU zeigt. Auch 
in Bezug auf die involvierten Parlamentarier 
sind z.B. Fragen nach dem Einfluss der Par-
teizugehörigkeit auf die Einstellungen zu 
direkter Demokratie nicht untersucht worden.  

Offen bleibt, ob die beiden NRO Mehr Demo-
kratie/DI und IRIE die einzigen zivilgesell-

schaftlichen Akteure waren, die über formelle 
Einflusswege hinaus mithilfe der Unterstüt-
zung von Parlamentariern auf die Einführung 
der EBI eingewirkt haben. Die Analyse stellte 
sie zwar als die sichtbarsten Akteure heraus, 
aber auch andere Netzwerke können in den 
einzelnen Phasen des Entstehungsprozes-
ses eine Rolle gespielt haben. Gleiches gilt 
mit Blick auf die institutionellen Akteure: Der 
Ausschuss der Regionen sowie der Europäi-
sche Wirtschafts- und Sozialausschuss fan-
den in der Analyse keine Berücksichtigung. 
Daher kann die Arbeit in diesem Punkt nicht 
den Anspruch auf Vollständigkeit erheben.     

Trotz dieser Einschränkungen konnte die 
vorliegende Arbeit einen Beitrag dazu leisten, 
die Hintergründe des Entstehungsprozesses 
der EBI und die verschiedenen Rollen zivil-
gesellschaftlicher und institutioneller Akteure 
in den einzelnen Phasen aufzuzeigen. Die 
kommenden Monate und Jahre werden zei-
gen, ob das Instrument tatsächlich zur De-
mokratisierung der EU führen kann und sei-
nem Anspruch als Lösungsoption für das 
Problem des Demokratiedefizits, oder doch 
eher seinem vorauseilenden Ruf als zahnlo-
ser Tiger gerecht wird. Inwiefern sich die 
Erwartungen an das Instrument erfüllen, 
hängt maßgeblich davon ab, ob die Kommis-
sion ihrer Verantwortung nachkommen und 
einen ernsthaften Umgang mit eingereichten 
Initiativen zeigen wird, oder ob es bei rhetori-
schen Bekenntnissen zur Einbindung der 
Bürger in die politischen Entscheidungspro-
zesse der EU bleibt. 
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Anhang A: Überblick über die Positionen der verschiedenen Akteure im Umsetzungsprozess der EBI  

 

 

 

Berichtsentwurf des 
AFCO (November 2008) 

Parlament (Entschlie-
ßung Mai 2009) 

Grünbuch der Kommis-
sion (November 2009) 

Mehr Demokratie (Stel-
lungnahme Januar 2010) 

IRIE (Stellungnahme 
Januar 2010) 

Mindestzahl der Mit-
gliedstaaten 

4 Mitgliedstaaten 1/4 der Mitgliedstaaten (7) 1/3 der Mitgliedstaaten (9) 
1/6 bis 1/5 der Mitglied-
staaten (5-6) 

1/4 der Mitgliedstaaten (7) 

Mindestzahl der Unter-
zeichner je Mitgliedstaat  

0,2% der Bevölkerung  0,2% der Bevölkerung  0,2% der Bevölkerung  0,05% der Bevölkerung 

0,1% der Bevölkerung bei 
7 Mitgliedstaaten 
0,05% der Bevölkerung bei 
9 Mitgliedstaaten 

Mindestalter zur Unter-
stützung einer Bürgerini-
tiative 

16 Jahre 

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parla-
ment berechtigt  

Tendenz: Alter, das zum 
aktiven Wahlrecht bei den 
Wahlen zum Europäischen 
Parlament berechtigt  

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parla-
ment berechtigt  

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parla-
ment berechtigt  

Zeiträume für Unter-
schriftensamm-
lung/Reaktion der Kom-
mission 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale Prüfung der Kom-
mission: 2 Monate;  
sachliche Prüfung der 
Kommission: angemesse-
ne Frist 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale Prüfung der Kom-
mission: 2 Monate;  
Sachliche Prüfung der 
Kommission: 3 Monate 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 6 
Monate 

Unterschriftensammlung: 
18 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 6 
Monate 

Unterschriftensammlung: 
18-24 Monate; 
 formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 6 
Monate 

Angaben bei Unterzeich-
nung 

keine Pflicht zur Angaben 
der persönlichen Identifika-
tionsnr. 

keine Pflicht zur Angaben 
der persönlichen Identifika-
tionsnr. 

k.A. zur persönlichen Iden-
tifikationsnr. 

keine Pflicht zur Angaben 
der persönlichen Identifika-
tionsnr. 

k.A. zur persönlichen Iden-
tifikationsnr. 

Registrierung geplanter 
Initiativen/ Zulässig-
keitsprüfung 

Zulässigkeitsprüfung: in-
nerhalb von 2 Monaten 
nach Anmeldung 

Zulässigkeitsprüfung: in-
nerhalb von 2 Monaten 
nach Anmeldung 

Zulässigkeitsprüfung: nach 
Sammlung der Unterschrif-
ten 

Zulässigkeitsprüfung: vor-
ab bei Registrierung (Bera-
tungsrecht) 

Zulässigkeitsprüfung: vor-
ab bei Registrierung (Bera-
tungsrecht) 

Durchführung von Anhö-
rungen der Organisato-
ren bei erfolgreichen 
Initiativen 

Anhörung der Organisato-
ren durch Kommission 

Anhörung der Organisato-
ren durch Kommission 

k.A. 

Öffentliche Anhörung der 
Organisatoren durch 
Kommission; bei erfolgrei-
cher Initiative auch Anhö-
rung im EP und im Rat  

Anhörung der Organisato-
ren durch die Kommissi-
on/vor einer Entscheidung 
auch Anhörung im EP  
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KOM (Vorschlag für 
Verordnung März 2010) 

Rat (Stellungnahme 
Juni 2010) 

EP (Berichtsentwurf 
Oktober 2010) 

EP (Bericht Dezember 
2010) 

Verordnung (Dezember 
2010) 

Mindestzahl der Mit-
gliedstaaten 

1/3 der Mitgliedstaaten 
(9) 

1/3 der Mitgliedstaaten 
(9) 

1/5 der Mitgliedstaaten 
(6) 

1/5 der Mitgliedstaaten 
(6) 

1/4 der Mitgliedstaaten 
(7) 

Mindestzahl der Unter-
zeichner je Mitglied-
staat  

Anzahl der EP-
Abgeordneten pro Mit-
gliedstaat mal 750 

Anzahl der EP-
Abgeordneten pro Mit-
gliedstaat mal 750 

Anzahl der EP-
Abgeordneten pro Mit-
gliedstaat mal 750 

Anzahl der EP-
Abgeordneten pro Mit-
gliedstaat mal 750 

Anzahl der EP-
Abgeordneten pro Mit-
gliedstaat mal 750 

Mindestalter zur Unter-
stützung einer Initiative 

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wah-
len zum Europäischen 
Parlament berechtigt  

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wah-
len zum Europäischen 
Parlament berechtigt  

16 Jahre 
Alter des aktiven Wahl-
rechts zu den EP-Wahlen 
(18, nur Österreich 16) 

Alter, das zum aktiven 
Wahlrecht bei den Wah-
len zum Europäischen 
Parlament berechtigt  

Zeiträume für Unter-
schriftensammlung/ 

Reaktion der Kommis-
sion 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 
4 Monate 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 
4 Monate 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 
3 Monate 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 
3 Monate 

Unterschriftensammlung: 
12 Monate;  
formale und sachliche 
Prüfung der Kommission: 
3 Monate 

Angaben bei Unter-
zeichnung 

Angabe der persönlichen 
Identifikationsnr. bei 
Unterschrift vorgesehen 

Angabe der persönlichen 
Identifikationsnr. bei 
Unterschrift vorgesehen 
(in einigen Ländern) 

k.A. zur persönlichen 
Identifikationsnr.  

Antrag auf Wegfall An-
gabe der persönlichen 
Identifikationsnr. bei 
Unterschrift  

Angabe der persönlichen 
Identifikationsnr. bei 
Unterschrift vorgesehen 
(in einigen Ländern) 

Registrierung geplanter 
Initiativen/ Zulässig-
keitsprüfung 

Zulässigkeitsprüfung: 
nach Sammlung von 
300.000 Unterschriften 
aus mind. 3 Ländern 
innerhalb von 2 Monaten 

Zulässigkeitsprüfung: 
nach Sammlung von 
100.000 Unterschriften; 
innerhalb von 3 Monaten  

Zulässigkeitsprüfung: 
Wegfall; Feststellung, 
dass eine EBI im Sinne 
der Verordnung vorliegt, 
bei Registrierung inner-
halb von 2 Monaten nach 
Anmeldung 

Zulässigkeitsprüfung: 
Wegfall; Feststellung, 
dass eine EBI im Sinne 
der Verordnung vorliegt, 
bei Registrierung inner-
halb von 2 Monaten nach 
Anmeldung  

Zulässigkeitsprüfung: 
Wegfall; Feststellung, 
dass eine EBI im Sinne 
der Verordnung vorliegt, 
bei Registrierung inner-
halb von 2 Monaten nach 
Anmeldung 

Durchführung von An-
hörungen der Organi-
satoren bei erfolgrei-
chen Initiativen 

k.A.  k.A. 

Öffentliche Anhörung der 
Organisatoren durch 
Kommission zusammen 
mit EP (und ggf. weiteren 
EU Organen) 

Öffentliche Anhörung der 
Organisatoren durch 
Kommission zusammen 
mit EP (und ggf. weiteren 
EU Organen) 

Öffentliche Anhörung der 
Organisatoren durch 
Kommission zusammen 
mit EP (und ggf. weiteren 
EU Organen) 
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Anhang B: Chronologischer Überblick über den Policy Making Prozess der EBI 

 

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Anmerkungen:  PW = Problemwahrnehmung; AS = Agenda Setting; PF = Politikformulierung; PE = Politikentscheidung  

Oberhalb des Zeitstrahls: Ereignisse in Verbindung mit institutionellen Akteuren  
Unterhalb des Zeitstrahls: Aktivitäten zivilgesellschaftlicher Akteure  

1991: Gründung 
von eurotopia 

Ab 6/2008: Be-
richterstattung 
AFCO zur EBI 

12/2010: Be-
schluss über Ver-
ordnung im EP 

5/2009: Salzbur-
ger Manifest (IRIE) 

12/2007: Unter-
zeichnung des 
Vertrags von Lis-
sabon 

3/2010: Vorschlag 
für EBI-
Verordnung (EU-
KOM) 

2002 2011 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 vor 2002 

AS PE PF PE Zwischenphase AS PF PW 

Ab 2/2002-7/2003: 
European Conven-
tion Network 

2004-2010: Probeläufe von Initiativen 

9/2008: Teilnahme 
DI/IRIE am Work-
shop des AFCO 
zur EBI  

1/2010: Stellung-
nahmen von Mehr 
Demokratie/IRIE 
zum Grünbuch 

11/2004: Seminar 
des IRIE zur Um-
setzung der EBI 

2/2002-7/2003: 
Europäischer 
Konvent 

2001: Weißbuch 
Europäisches 
Regieren (EU-
KOM) 

6/2004: Regie-
rungskonferenz; 
Verabschiedung 
Verfassungsver-
trag 

2005: Plan D für 
Demokratie, Dia-
log und Diskussion 
(EU-KOM) 

2005: Scheitern 
des Verfassungs-
vertrags (negative 
Referenden in 
NL/F) 

1-7/2003: Infor-
melle Arbeitsgrup-
pe zu direkter 
Demokratie 
(DI/IRIE) 

6/2010: Stellung-
nahme Rat 

11/2009: Grün-
buch zur EBI-
Verordnung (EU-
KOM)/ Konsultati-
on 

5/2009: Resolution 
EP zur EBI-
Umsetzung 

Ab 5/2010: Be-
richterstattung 
AFCO/PETI zur 
EBI 

2/2011: Beschluss 
über Verordnung 
im Rat 

2/2010: Teilnahme 
von Mehr Demo-
kratie/IRIE an 
Stakeholder-
Hearing 
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Anhang C: Interviewleitfaden 

 

Allgemeine Frage zum Entstehungsprozess der EBI: 

 Seit wann gibt es die Idee einer Bürgerinitiative auf Europäischer Ebene?  

 Wer hat die Idee damals geäußert/in die Diskussion eingebracht? 

 Welche Rolle hat die Kommission bei der Entstehung der Bürgerinitiative gespielt?  

 Welche Erwartungen waren damit verbunden? Wie sollte das Instrument aussehen? 

Fragen zum Verfassungskonvent: 

 Wer waren die zentralen Akteure, die die Idee der EBI in den Verfassungskonvent eingebracht 
haben?  

 Welche Position hat die Kommission vertreten? 

 Wie haben Sie sich in die Arbeit eingebracht? Waren Sie vor Ort in Brüssel dabei als der 
Konvent getagt hat? 

 Mit welchen Hoffnungen und Erwartungen war die Einführung der EBI im Konvent verbunden? 

 Gab es konkurrierende Vorstellungen? Welche? Wer waren die Gegner/die Befürworter der 
EBI? 

 Wie zufrieden waren Sie mit dem Ergebnis in Form des Verfassungsvertrags? Inwiefern 
entsprach der Artikel Ihren Erwartungen an das Instrument? 

Fragen zur Periode zwischen Konvent und Vertrag von Lissabon: 

 In welcher Form haben Sie sich im Zeitraum zwischen dem Scheitern der Verfassung und 
dem Vertrag von Lissabon für die Bürgerinitiative engagiert?  

 War Engagement notwendig, damit das Instrument auch in den Reformvertrag übernommen 
wird? 

Fragen zum Konsultationsprozess: 

 In welcher Form haben Sie sich am Konsultationsprozess beteiligt?  

 Welche Bedeutung messen sie der Online-Konsultation in Bezug auf die Verordnung bei? 

 Welche Aspekte wurden am kontroversesten diskutiert? 

 Welche Akteure konnten ihre Position durchsetzen? Wie stark bewerten Sie den Einfluss der 
Kommission in dieser Phase? 

 Mit Blick auf das Auswertungstreffen der Konsultation, wurden alle eingebrachten Interessen 
berücksichtigt? Welche Interessen haben sich letztendlich durchgesetzt? 

Das endgültige Ergebnis der EBI 

 Inwiefern entspricht die Umsetzungsverordnung Ihren Anfangsvorstellungen und Erwartungen 
an eine Europäische Bürgerinitiative und an direkte Demokratie? 

 Wie sehr konnten sich zivilgesellschaftliche Interessen gegenüber der Kommission 
durchsetzen? 

 Denken Sie, dass das Instrument zur Stärkung der Demokratie/der demokratischen 
Legitimation in Europa beitragen kann? Warum, warum nicht? 

Abschluss 

 Gibt es Aspekte, die aus Ihrer Sicht noch berücksichtigt werden sollten oder die nicht zur 
Sprache gekommen sind? 
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